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Die Parteifrage: 
Streitpunkt und 
Kern des Problems 

Hans-Peter Brenner und 
Leo Mayer antworten 
auf die Fragen der UZ 
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Umgestaltung in Kuba 

Bei der Umsetzung der 
Wirtschaffsreform in Kuba 
stehen selbstverständlich 
die Gewerkschaften mit in 
der Verantwortung. 
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Kommunistjnnen und 
sexuelle Identität 

Seit 5 Jahren arbeitet DKP queer 
als Kommission des Parteivor¬ 
standes zu Fragen sexueller 
Emanzipation und Lebensweisen. 
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Zurück-Umverteilen! 

Nach freiwillig sieht's auch diesmal nicht aus 


Eine brutale Treibjagd hat begonnen. 
„Massenhaft ins Ausland“ getrieben 
würden „mit Sicherheit gerade die 
Eigentümer der stärksten Betriebe“, 
verzweifelt ein Brun-Hagen Henner- 
kes vom Vorstand der Stiftung Fa¬ 
milienunternehmen. Auch für BDI- 
Chef Hans-Peter Keitel steht der 
Wirtschaftsstandort vor dem Unter¬ 
gang, wenn seine „produktive Subs¬ 
tanz ausgezehrt“ würde. Brun-Hagen 
Hennerkes: „Ein Aufruf zur staatli¬ 
chen Piraterie.“ Rainer Brüderle: „So- 
zia-lis-mus.“ 

Was ist passiert? Die bolschewisti¬ 
sche Vernichtung der deutschen Ge¬ 
werbeidylle? Nicht ganz. Das umstürz- 
lerischer Umtriebe wenig verdächtige 
Deutsche Institut für Wirtschaftsfor¬ 
schung (DIW) hatte sich Gedanken 
zum Abbau der allseits beklagten 
Staatsschulden in Europa gemacht. 
Und war dabei auf die frappierende 
Idee gekommen, das fehlende Geld 
doch einfach dort zu abzuholen, wo es 
massenhaft und wenig nutzbringend 
herumliegt. Bei einer Abgabe von 10 
Prozent auf private Vermögen über 
250 000 Euro bzw. auf über 500 000 
Euro bei Verheirateten, so die Kal¬ 
kulation, ließen sich in Deutschland 
230 Mrd. Euro einsammeln. Betroffen 


Wieder flimmern grauenerregende 
Bilder über die Fernsehschirme. Tote 
werden begraben, Frauen werfen sich 
in Trauer auf den Boden, blutgetränk¬ 
te Kleidungsstücke werden vor Kame¬ 
ras gehalten. Ohne Zweifel handelt es 
sich hier um ein weiteres Kapitel des 
nichterklärten Krieges, der seit Mona¬ 
ten in Syrien tobt und immer schreck¬ 
lichere Ausmaße annimmt. Die Bilder, 
die sämtliche westliche Medien den 
Zuschauern in gnadenloser Wieder¬ 
holung immer wieder zeigen, haben 
einen bestimmten Zweck. Sie sollen 
die sogenannte öffentliche Meinung 
gegen den syrischen Präsidenten As- 
sad und seine Regierung aufbringen, 
sollen die „Grausamkeit“ illustrieren, 


wären „die reichsten acht Prozent der 
Bevölkerung.“ Damit könne man „den 
Schuldenstand in Deutschland ein 
deutliches Stück näher an die 60-Pro- 
zent-Grenze nach Maastricht zurück¬ 
führen“. Wohlgemerkt, es geht um Lei¬ 
hen, nicht Enteignen. 

Eine Idee so recht nach dem Ge¬ 
schmack des Finanzministers - sollte 
man meinen. Schließlich geht Wolf¬ 
gang Schäuble mit nichts so sehr hau¬ 
sieren wie seiner „Staatsschuldenkri¬ 
se“, die angeblich ganz Europa, wenn 
nicht die zivilisierte Welt insgesamt 
in den Abgrund reißt. Und nun 230 
Mrd. - man bräuchte nur zuzugrei¬ 
fen. Aber vielleicht wäre das doch ein 
etwas ernüchternder Wirklichkeits- 
abgleich. Aber, ein „interessant“ ist 
Schäubles Sprecher, Martin Kotthaus 
dann doch herausgerutscht. Natürlich 
nicht hierzulande. Aber Griechenland, 
Spanien, Italien ... überall da, wo die 
Deutsche Bank noch was zu kriegen 
hat, die öffentlichen Kassen leer und 
die arbeiten Menschen restlos pleite 
sind, da, ja da könnten ja auch mal 
die Reichen ran. Wenn die ihre Kohle 
nicht ohnehin schon in der Frankfur¬ 
ter Steuerfluchtoase gebunkert haben. 
„Zwangsanleihen & Vermögenssteu¬ 
er - Angriff auf unsere Ersparnisse“, 


mit der das Regime angeblich gegen 
friedlich protestierende Bürger vor¬ 
geht. Damit soll der Boden berei¬ 
tet werden für einen militärischen 
Feldzug gegen Syrien, dessen De¬ 
tails längst fertig ausgearbeitet in den 
Computern der obersten Militärs der 
USA und der NATO gespeichert sind. 
Aber wie oft gehen auch hier Tatsa¬ 
chen und deren Wahrnehmung weit 
auseinander. Seit dem vergangenen 
Freitag wird mit großem Eifer die 
Lüge von einem „Massaker des syri¬ 
schen Regimes“ in Treimsa verbreitet, 
in dessen Verlauf Regierungstruppen 
oder regierungstreue Milizen bis zu 
250 Menschen bestialisch ermordet 
haben sollen. 


zetert die „Welt.“ „Unsere Ersparnis¬ 
se“ hört sich so biedermeier-redlich 
nach den „Groschen“ in Hänschens 
Spardose oder Omas Sparstrumpf an, 
der nun der sozialistischen Enteig¬ 
nungswut preisgegeben werden soll. 
Das trifft die Sache nicht so ganz. Net¬ 
tovermögen von 250 bis 500 Tausend 
plus werden kaum zusammengehä¬ 
kelt. Hungerlöhne sind die Basis von 
fetten Gewinnen. „Deutschland wird 
zur Hochburg der Millionäre“, jubelte 
der „Spiegel“ erst vor einem Monat. 
„Nur in zwei Ländern der Welt gibt 
es mehr Dollar-Millionäre als in der 
Bundesrepublik.“ In 2011 plus drei 
Prozent: 951 000 Personen. Da wür¬ 
de, selbst nach dem sozialistischen Pi¬ 
ratenüberfall des DIW, kaum jemand 
die Mülltonnen durchwühlen müssen. 
Aber keine Angst. Das Finanzminis¬ 
terium hat längst pflichtschuldig ab¬ 
gewinkt. 

In der Sache ist mit dem DIW-Vor¬ 
schlag leider nicht viel anzufangen. 
Kurzfristige Bundesanleihen notie¬ 
ren nahe Null, 10-jährige bei 1,23 
Prozent. Damit gibt es für die Bun¬ 
desrepublik nicht nur kein Problem 
Geld zu leihen, sondern es wäre ein 
haushalts-fundamentalistischer Ver¬ 
zicht auf Inflationsgewinne, es nicht 


Wenn diese Meldung auch nur an¬ 
nähernd stimmte, dann müssten As- 
sad und seine Armeekommandeure 
Selbstmörder sein. Ausgerechnet zu 
dem Zeitpunkt, an dem der UN-Si- 
cherheitsrat zu einem militärischen 
Eingreifen gedrängt werden soll und 
US-Außenministerin Clinton durch 
die Welt reist, um dafür Zustimmung 
zu ergattern, eine solche Bluttat zu 
verüben, wäre geradezu eine Auffor¬ 
derung zu einer Invasion des Westens. 
Inzwischen sind die Tatsachen einiger¬ 
maßen klar. Die syrische Armee hat 
eine Stellung der bewaffneten Oppo¬ 
sition ausgemacht und bekämpft. Die 
sogenannten Rebellen haben eine 
von ihnen provozierte Schlacht verlo- 


zu tun. Für die Eurozone sähe es nicht 
viel anders aus, wenn nicht Kanzler¬ 
amt und Bundesbank die Zinskeule 
zur Domestizierung der EU bewusst 
organisiert hätten. Ihre Zielsetzung 
auf ein neoliberal-enthumanisiertes, 
global konkurrenzfähiges Deutsch- 
Europa wollen sich die Strategen des 
Finanzkapitals kaum von fachbor¬ 
nierten DIW-Besserwissern vermas¬ 
seln lassen. Ihre Strategie braucht das 
Schock-Moment der Krise: die TINA- 
Situation (There Is No Alternative). 
Nur dann sind die Menschen bereit für 
ihre radikale Gegenreformation. 
Natürlich wäre es hilfreich, die Rei¬ 
chen an den Kosten der Krise zu be¬ 
teiligen. Wie schon häufig in der Ge¬ 
schichte haben die Produktionsmit¬ 
telbesitzer und ihre Hiwis so viele 
Ressourcen beiseite geschafft, dass die 
Funktionsfähigkeit der Wirtschaft ins¬ 
gesamt in Frage steht. Leihen bringt 
da wenig. Da hilft nur Zurück-Um¬ 
verteilen. Häufig gewaltsam. Selten 
freiwillig. Und nach freiwillig sieht‘s 
auch diesmal nicht aus. Wie man bei 
Springer & Co. mal wieder lesen und 
auf den Straßen von Madrid (Athen, 
Rom, London, Frankfurt...) mal wie¬ 
der spüren konnte. Klaus Wagener 


ren und versucht, ihre Niederlage als 
„Massaker an Zivilisten“ darzustellen. 
Die - zuerst möglicherweise halbher¬ 
zig geführten - Bemühungen des UN- 
Sondergesandten Kofi Annan zur Ein¬ 
dämmung des Konflikts in Syrien sind 
ins Leere gelaufen, weil die bewaffne¬ 
ten Gegner von Präsident Assad in ih¬ 
rem Blutrausch nicht mit ihrem Terror 
aufhören wollen und dabei vom Wes¬ 
ten und den reaktionären arabischen 
Scheichtümern mit Waffen, Geld und 
Propaganda unterstützt werden. Man 
kann nicht von der Regierung verlan¬ 
gen, die Waffen niederzulegen, wenn 
die andere Seite weiter schießt, inzwi¬ 
schen auch in der Hauptstadt Damas¬ 
kus. Uli Brockmeyer 


Thema der Woche 


Angriff auf die 
Schwächsten 

Die Hauptbetroffenen der neuesten Maß¬ 
nahmen der konservativen spanischen 
Regierung unter Mariano Rajoy und der 
Europäischen Union sind die Arbeitslo¬ 
sen, die jungen Leute, die älteren Frauen 
mit kranken Familienmitgliedern und die 
Immigranten. 65 Milliarden Euro sollen 
bis 2014 nach Maßgabe Brüssels einge¬ 
spart werden. Gegen die Kürzungspolitik 
gehen in Spanien wieder Zehntausende 
auf die Straße. 
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Sonntag, 22 . Juli, 14 bis 21 Uhr: 

19. Fiesta de Moncada - 
Große Kubaparty 

Die diesjährige 19. Fiesta Moncada ist 
den seit über 13 Jahren in den USA in¬ 
haftierten fünf kubanischen Patrioten, 
den Miami 5, gewidmet. 

Neben kubanischen Menüs, Cock¬ 
tails, Zigarren, Limo, Bier, Kaffee & 
Kuchen gibt es ein attraktives Kultur¬ 
programm: 

18.00-19.00 Uhr Live-Musik der 
Gruppe „Cohimbre“ aus Kuba 
Die Gruppe Cohimbre aus dem Osten 
Kubas steht für den Son Cubano - das 
Sinnbild für Kuba. 

16:30-17:30 Uhr: Tanztheater „Entre 
Pasos“ aus Essen. Die Tänzer Pavli- 
na Cerna aus Tschechien und Alexei¬ 
der Abad Gonzalez aus Kuba, beide 
Schüler Pina Bauschs, haben 2005 die 
Tanzgruppe Entre Pasos Dance Com¬ 
pany gegründet. Das Ergebnis ist eine 
fruchtbare Kooperation zweier Kultu¬ 
ren. 

Außerdem dürfen wir den jungen 
chilenischen Gitarrensolisten Nico¬ 
las Rodrigo Miquea Gonzalez mit la¬ 
teinamerikanischen und Arbeiter- und 
Widerstandsliedern begrüßen, ebenso 
wie der IG-Metall-Chor „Chorrosion“ 
der sicher genauso begeistert. 

Bochum, Falkenheim, 
Akademiestraße 69 
Der Eintritt ist frei. 

Veranstalter: Außenstelle Bonn der Kubani¬ 
schen Botschaft & die Humanitäre Cubahilfe 
e.V. (HCH, Bochum), Unterstützer: FG BRD- 
Kuba e.V, Regionalgruppe Essen, DKP Cuba- 
AG, & SoliCuba Rommerskirchen/Düsseldorf 


Liebe Leserin , lieber Leser, 
vor Ihnen/Dir liegt mit dieser Doppel¬ 
ausgabe die nunmehr vierte UZ in der 
neuen Gestaltung - mit dem neuen 
Layout, wie es in Neudeutsch heißen 
würde. Die nächste Ausgabe erscheint 
erst wieder in 14 Tagen. 

Die Redaktion wird in der kurzen 
Sommerpause die bisherigen Erfah¬ 
rungen und bei uns angekommene 
Kritik auswerten. Wir müssen unbe¬ 
dingt die Fotos besser hinbekommen. 
Da fehlen uns noch Erfahrungswerte, 
wie wir diese optimal für den Druck 
bearbeiten müssen. Mit dem Wechsel 
auch der Druckerei kommen produk¬ 
tionsbedingt auf uns neue Aufgaben¬ 
stellungen hinzu, das ist nur ein Punkt. 
Wir freuen uns, dass die Veränderun¬ 
gen überwiegend positiv angekom¬ 
men sind. Vor allem wird die klarere 
Struktur unserer Zeitung gelobt. Wir 
hoffen, auch in den kommenden Ta¬ 
gen und Wochen noch weitere Kritik 
und Anregungen von unseren Leserin¬ 
nen zu erhalten, um die Qualität der UZ 
verbessern zu können. 

Manche Verbesserungen kosten auch 
Geld. Mehr Geld, als wir zur Zeit haben. 
Eine Reihe von Leserinnen hat in den 
vergangenen Tagen für die UZ gespen¬ 
det. Wir bedanken uns dafür herzlich, 
es ist uns eine große Hilfe. 

Bitte unterstützt uns auch weiter. 
Spenden für die UZ bitte an den 
Parteivorstand der DKP, Konto-Num¬ 
mer 4002 487 502 bei der GLS-Bank 
Bochum, BLZ 430 609 67. 

Herzlichen Dank und bis in 14 Tagen. 

Die Redaktion der UZ 


Massaker in Syrien 

US-Außenministerin Clinton wirbt für die Invasion 
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Kolumne von Volker Metzroth 


Gewerkschaften brüskiert 


Am 29. Juli stimmten Bundestag 
und Bundesrat dem Fiskalpakt zu. 
Mit ihrer Zustimmung neben der 
Regierungskoalition haben SPD 
und Grüne de facto eine Kriegser¬ 
klärung zur Zerstörung öffentlicher 
Dienstleistungen und grundlegender 
sozialer Rechte, Arbeiterrechte und 
politischer Rechte der Bürger Euro¬ 
pas unterschrieben. Im Besonderen 
aber haben die SPD-Bundestags- 
fraktion und die Ministerpräsidenten 
der von ihr (mit)regierten Länder die 
Gewerkschaften und ihre Mitglieder 
brüskiert. Schäuble hatte Recht, als 
er das politische Theater von SPD 
und Grünen im Vorfeld ihrer Zustim¬ 
mung als innenpolitisch motiviertes 
Spektakel abtat. Merkels vage Zu¬ 
sage, eine Finanztransaktionssteuer 
einzuführen, ist das sprichwörtliche 
Linsengericht, mit dem auch die Inte¬ 
ressen von Millionen Gewerkschafts¬ 
mitgliedern auf dem Altar der Ret¬ 
tung der Guthaben und Proüte von 
Bankstern, Zockern und Spekulan¬ 
ten geopfert wurden. Das auf dem 
Gipfel beschlossene Wachstumspa¬ 
ket besteht nach Aussage des DGB 
im Wesentlichen aus Luftbuchungen. 
Kein Vorhaben in der EU wurde von 
den deutschen Gewerkschaften bis 
dato so bestimmt abgelehnt wie der 
Fiskalpakt. So schrieb der ver.di-Vor¬ 
sitzende Frank Bsirske alle Bundes¬ 
tagsabgeordnete an. „ver.di sieht in 
dem Fiskalvertrag ein Instrument, 
das die Demokratie schwächt, öko¬ 
nomisch schädlich und sozial unver¬ 
träglich ist“, hieß es u.a. darin. In ei¬ 
nem Schreiben an den Parteitag der 
Partei „Die Linke“ rief Michael Som¬ 
mer als DGB-Vorsitzender zur Ver¬ 
hinderung des Vertrages auf. DGB- 
Landesbezirke und -Kreisvorstände 
appellierten an die Abgeordneten 
ihrer Region. Vergebens. 

Wenn es denn für etwas gut gewesen 
sein könnte, dann zur Desillusionie¬ 
rung ah jener Gewerkschafterlnnen, 
die nach der Bundestagswahl bei 
der SPD-Führung glaubten, einen 
Schwenk nach links feststellen zu 
können. Im Zweifelsfall wird diese 
SPD-Führung sich wieder den Wün¬ 
schen des Kapitals beugen, wie bei 
der Hartz-Gesetzgebung. Und sieht 
man einmal von einem prominenten 
Gazprom-Lobbyisten ab, ist die Füh¬ 
rungsmannschaft im Wesentlichen 
noch die gleiche. Die Arbeitsteilung 
zwischen SPD und Gewerkschaften 
aus Zeiten des „Rheinischen Kapi¬ 
talismus“ funktioniert nicht mehr in 
Zeiten des globalisierten, neolibera- 
len Kapitalismus. Gezeigt hat sich, 
dass Gewerkschaften, die in solch 
existentiellen Fragen nicht zumin¬ 
dest Teile ihrer Mitgliedschaft mobi¬ 
lisieren können, nicht wirklich ernst 
genommen werden. 

Es zeigte sich auch, dass ein rich¬ 
tiger Impuls seitens der Gewerk¬ 
schaftsführungen nicht automatisch 
zu breiten Aktivitäten an der Basis 

Unterschriften 



führt. Ständige Angriffe auf Arbeits¬ 
und Entlohnungsbedingungen, Pre- 
karisierung, aber auch Widerstand, 
wo er denn stattündet, kosten die 
Aktiven an der Basis viel Kraft und 
führen nicht im Selbstlauf zu politi¬ 
schen Einsichten und Mobilisierung. 
Eine Ursache dafür dürfte sein, dass 
in programmatischen und tagespo- 
litischen Diskussionen in den Ge¬ 
werkschaften linke, antikapitalisti- 
sche Positionen eine untergeordne¬ 
te Rolle spielen. Statt in Fragen wie 
der Erhöhung des Rentenalters auf 
die gesellschaftspolitische Ausein¬ 
andersetzung zu orientieren, ündet 
vielfach nur noch eine Verbetrieb- 
lichung statt. Aber nicht dergestalt, 
dass gesellschaftliche Probleme in 
den Betrieb getragen werden, Ge¬ 
genstand auch betrieblicher Aktio¬ 
nen bis hin zu Streiks werden. Viel¬ 
mehr wird mit Regelungen versucht, 
durch altersgerechtes Arbeiten, Al¬ 
tersteilzeit etc. für den Kernbereich 
der Arbeiterklasse die Situation zu 
verbessern. Das hilft den Betroffe¬ 
nen. Aber auf der Strecke bleiben 
da neben den Gewerkschaftsmitglie¬ 
dern in schwach organisierten Bran¬ 
chen vor allem Millionen in Klein- 
und Kleinstbetrieben, in denen kaum 
gewerkschaftliche Kampfkraft gene¬ 
riert werden kann, die auf gesetzliche 
Regelungen angewiesen sind. 

Eine Stärkung der Gewerkschaften 
als gesellschaftspolitisch im Interesse 
aller Arbeitenden wirkenden Kraft 
setzt auch die Rückbesinnung auf 
„alte“ antikapitalistische Erkenntnis¬ 
se und Positionen voraus, wie sie in 
früheren Grundsatzprogrammen des 
DGB zum Teil manifestiert waren. 
Linke Gewerkschafter müssen Dis¬ 
kussionen darüber, wie der Kapitalis¬ 
mus funktioniert, verstärkt führen in 
den Gewerkschaften, in linken Netz¬ 
werken, im Kollegenkreis, auf Semi¬ 
naren. Und über Alternativen reden 
und Wege zu ihnen. Als Kommunis¬ 
tinnen und Kommunisten müssen wir 
mit allen Kolleginnen und Kollegen 
diskutieren, ob sie nun christlich ge¬ 
prägt, grün angehaucht, sozialistisch 
eingestellt oder nach wie vor in der 
SPD sind. Trotz der politischen Un¬ 
taten ihrer Parteiführung, oder auch 
gerade deshalb! 

für Sozialticket 



Vor der Sitzung des Sozialausschusses in der vergangenen Woche übergab 
das Nürnberger Bündnis für ein Sozialticket (für 15 Euro) i 400 Unter¬ 
schriftkarten für ein Sozialticket. Sie wurden in kurzer Zeit gesammelt und 
untermauerten nochmals diese Forderung, die vor 18 Monaten mit 12 000 
Unterschriften zum Ausdruck kam. 


Bürgerarbeit-Teil der Großen Umverteilung? 

Eine Untersuchung am Beispiel der Stadt Dortmund 


Die Dortmunder Forschungsgrup¬ 
pe „Der Workfare state - Hausarbeit 
im öffentlichen Raum?“hat Studien 
zu den Ein-Euro-Jobs und zu den 
Antworten auf Armut in Dortmund 
durchgeführt und Tagungen zur Be¬ 
deutung prekärer Beschäftigung ver¬ 
anstaltet. Nun lädt sie zu einer Tagung 
über „Bürgerarbeit“ ein. In Dortmund 
sind zur Zeit fast 500 Menschen in 
diesem Beschäftigungsprogramm tä¬ 
tig - in unterschiedlichen Feldern bei 
verschiedenen Trägern, der größte Teil 
bei der Kommune selbst. 

Ganz allgemein geht es um Klas¬ 
senfragen, allgemein geht es um die 
Frage, welche Rolle die Zunahme der 
Programmbeschäftigung - die „ dritte 
Arbeit“- in der Entwicklung des ge¬ 
werkschaftlichen Ziels „ Gute Arbeit“ 
spielt, und im Besonderen geht es um 
Fragen der gewerkschaftlichen Interes¬ 
senwahrnehmung im Betrieb mit Blick 
auf diese neue „Figur“ in der Beschäf- 
tigtenstruktur. 

Wolfgang Richter 

Es ist Bewegung entstanden - die Stadt 
baut im Zuge der Verwaltungsreform 
jedes Jahr zwei Prozent reguläre Be¬ 
schäftigung ab und schafft gleichzeitig 
Arbeit für die Chancenlosen? Und alle 
sind glücklich? 

Ein zweiter Blick eröffnet weniger 
freundliche Einsichten. Die Beschäf¬ 
tigten auch des öffentlichen Dienstes 


werden zunehmend eingeteilt in wert¬ 
volle, weniger wertvolle und beliebig 
austauschbare. Die verschärfte Auf¬ 
spreizung in privilegierte Leistungs¬ 
träger/innen, Fußvolk und Hilfskräfte 
spiegelt eine neue Welt - die sozialen 
Distanzen werden größer. Mit Pro¬ 
grammbeschäftigung wird der untere 
Rand „guter Arbeit“ deüniert. Ab hier 
gehört man seit der Bürgerarbeit trotz 
Entgelt nicht mehr dazu - die meisten 
Bürgerarbeiter/innen bleiben Trans¬ 
ferleistungsempfänger/innen. Man ist 
„zusätzlich“ und hofft dennoch auf den 
Aufstieg in eine respektable Existenz. 
Ein Perspektivenwechsel offenbart: 
Die Kommunen kommen ohne Pro¬ 
grammbeschäftigung nicht mehr über 
die Runden - sie ist systemrelevant. 
Öffentlich geförderte „Dritte Arbeit“ 
wurde als Teil der kommunalen Aufga¬ 
benwahrnehmung und der Wohlfahrts¬ 
pflege verstetigt. Mit der Maßnahme¬ 
dauer von drei Jahren wurde die Be¬ 
schäftigungszeit für die Bürgerarbeit 
verlängert, aber zugleich wird durch 
die Instrumentenreform die Wartezeit 
zwischen Entgeltmaßnahmen auf drei 
Jahre erhöht. Die „Förderkette“ er¬ 
weist sich für viele als ständiges „Re¬ 
cycling“ - ein geschlossener Kreislauf 
von Ein-Euro-Jobs und Entgeltmaß¬ 
nahmen ohne reale Aussicht auf Ver¬ 
besserung. 

Das Emanzipationsversprechen an 
Erwerbstätige mündet in einen auto¬ 


ritären Wandel. Die strukturellen Ver¬ 
schiebungen im Öffentlichen Dienst 
bringen neue Arrangements der Ar¬ 
beitsorganisation und ein neues Ver¬ 
gütungsregime hervor. Die Position 
„Hilfsarbeit“ feiert Auferstehung als 
Attribut einer Unterklasse, der die vol¬ 
len Bürger/innenrechte abgesprochen 
sind - die Teilnahme an der Maßnahme 
raubt den Menschen die Möglichkeit 
der Verhandlung über einen „gerech¬ 
ten Lohn“ und macht sie zum bloßen 
Gegenstand von Verwaltungshandeln. 
Die dauernde Kränkung, von der eige¬ 
nen Hände Arbeit nicht leben zu kön¬ 
nen und die entmündigende Kontrolle 
der persönlichen Lebensführung ertra¬ 
gen zu müssen, prägen sich tief in Psy¬ 
che und Haut. Am Arbeitsmarkt gel¬ 
ten Menschen in „Dritter Arbeit“ als 
Vernutzte, die mit Almosen abgespeist 
werden und die anschwellende Laza¬ 
russchicht der Elenden füllen. 

Wie kann die Systemrelevanz der 
„Dritten Arbeit“ so ins Spiel gebracht 
werden, dass sich die Arbeits- und Le¬ 
bensbedingungen für alle Mitarbeiter/ 
innen verbessern? Welche Wege kön¬ 
nen beschritten werden, um die Ab¬ 
wärtsspirale aus Öffnung der Lohnska¬ 
la nach unten und der Instrumentali¬ 
sierung öffentlicher Förderung nicht 
existenzsichernder Einkommen auf¬ 
zubrechen? Gibt es Alternativen zur 
„aktivierenden Arbeitsmarktpolitik“? 


Tagung mit 

Wolfgang Richter/Irina Vellay: Einsichten in das Bürgerarbeiten. Dortmunder Forschungsergebnisse, 

Markus Wahle, Gruppe Erwerbslose der IG BAU Berlin: „Außensicht“ über Erfahrungen und Widerständigkeiten 
im Maßnahmealltag, 

Cornelia Heintze: Über die Rolle von Programmbeschäftigung bei der Verschlankung des ,local state*, 

Helga Spindler: Wirkungen im Sozial- und Arbeitsrecht, 

Michael Wiese, ver.di NRW: Tarifpolitik unter Druck? 
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Solidarität mit den 
Beschäftigten der Damp AG 


Lieber Kollege Oliver Dilcher, 
liebe Kolleginnen und Kollegen 
der ver.di-Tarifkommission 
bei der Damp Gruppe, 

der Konzernbetriebsrat des AWO- 
Bezirks Westliches Westfalen e.V. hat 
sich in seiner Sitzung vom 4. 7. 2012 
mit dem Tarifkonfhkt zwischen dem 
norddeutschen Klinikkonzern Damp 
AG und den Gewerkschaften ver.di 
und NGG beschäftigt und Solidari- 
tätsmaßnahmen beschlossen. Für uns 
war der Auslöser das Entsetzen über 
die Kündigung von 1 000 Beschäftig¬ 
ten der im Jahre 2006 durch Ausgrün¬ 
dung geschaffenen Zentralen Service- 
Gesellschaft (ZSG) Damp mbH. Wir 
teilen die Auffassung, dass es sich hier¬ 
bei um den Versuch einer Erpressung 
durch den beherrschenden Gesund¬ 
heitskonzern Fresenius Helios gegen 
die aufkommenden Streiks und gegen 
die Streikenden gehandelt hat, die le¬ 
diglich ihr Grundrecht wahrgenom¬ 
men haben bzw. wahrnehmen wollten. 
Denn die insgesamt etwa 5 600 Be¬ 
schäftigten sahen sich der Tatsache 
ausgesetzt, dass Damp das bestehen¬ 
de Tarifwerk zerschlagen wollte, ta¬ 
rifliche Regelungen für den Service¬ 
bereich verweigerte, die Gehälter im 
Rehabereich einfrieren und in den Kli¬ 
niken eine neue Gehaltstabehe einfüh¬ 
ren wollte, bei der mehr als die Hälfte 
der Beschäftigten in den Akutkliniken 
leer ausgegangen wären. Der Tarifkon¬ 
flikt war außerdem unvermeidbar und 
notwendig, weil sich das für die Damp 


Gruppe zuständige Helios-Manage¬ 
ment destruktiv und ignorant verhal¬ 
ten und sich nicht ansatzweise mit 
den Forderungen der Beschäftigten 
auseinandergesetzt hat. Eure Forde¬ 
rungen nach 7,5 Prozent mehr Gehalt 
beziehungsweise einem Sockelbetrag 
von 200 Euro, Weihnachtsgeld sowie 
einer Arbeitsplatzsicherung im Servi¬ 
cebereich sind auf unser vollstes Ver¬ 
ständnis gestoßen, zumal sich auch die 
Beschäftigten in den AWO-Unterneh- 
men in NRW derzeit auf die laufende 
Tarifrunde vorbereiten. Dabei können 
Streikaktionen - wie sie gerade in den 
letzten Jahren zunehmend stattgefun¬ 
den haben - auch in diesem Jahr nicht 
ausgeschlossen werden. 

Die eindeutig rechtswidrigen Kündi¬ 
gungen von 1000 Beschäftigten waren 
aber nicht nur eine Provokation ge¬ 
gen die Gewerkschaft ver.di und eine 
existenzielle Bedrohung und Drohung 
gegen die Beschäftigten der Damp 
Gruppe. Vielmehr mussten sie auch als 
Schlag gegen das im Grundgesetz ver¬ 
ankerte Streikrecht gewertet werden. 
Denn eine größere Einschränkung 
der Arbeitnehmerinteressen als eine 
Massen-Kündigung im Streik kann es 
wahrlich nicht geben. Dagegen hat sich 
erfreulicherweise eine Welle der Em¬ 
pörung und bundesweiter Widerstand 
entwickelt. Wir wollen uns nicht aus¬ 
malen, welche Folgen es für Streikak¬ 
tionen in Deutschland hätte, wenn 
sich eine solch perfide Vorgehenswei¬ 
se durchsetzen würde. 


Wir gratulieren Euch daher zur über¬ 
raschend schnellen Einigung in der 
Nacht zum 11.7.2012, die ohne das En¬ 
gagement vieler Beschäftigter bei der 
Damp AG und der großartigen Ge¬ 
genwehr der Gewerkschaften sowie 
der solidarischen Unterstützung der 
Öffentlichkeit nicht möglich gewesen 
wäre. So wurde schnell klar, dass der 
beherrschende Fresenius Konzern kei¬ 
ne Chance hatte, mit seiner brachialen 
Maßnahme bei der ZSG der Damp AG 
durchzukommen. 

Wir freuen uns mit Euch über das 
Ergebnis, dass eine Weiterbeschäfti¬ 
gungsgarantie für alle Beschäftigten 
der ZSG und eine Verhandlungszusa¬ 
ge für die tarifliche Absicherung von 
Arbeits- und Entlohnungsbedingun¬ 
gen der Service-Beschäftigten sowie 
eine Reihe von erheblichen tariflichen 
Verbesserungen für die Beschäftigten 
in den Akutkliniken und Rehabilitati- 
onseinrichtungen mit sich gebracht hat. 
Auch wenn sich damit weitere Solidari- 
tätsmaßnahmen erübrigt haben, sende 
ich Euch hiermit die von anwesenden 
Mitgliedern des Konzernbetriebsrates 
des AWO-Bezirks Westliches Westfa¬ 
len e.V. Unterzeichnete Unterschrif¬ 
tenliste zu Eurer freien Verfügung und 
meiner Entlastung zu. 

Für die weiteren Verhandlungen wün¬ 
schen wir Euch weiterhin viel Erfolg. 

Mit freundlichen Grüßen 
Der Konzernbetriebsrat 
i.A. Detlev Beyer-Peters 
(Vorsitzender) 
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Das beste 


Ergebnis seit 20 Jahren 

Eine Nachlese zur Tarifrunde 


Das VW-Ergebnis ist ein Hauch besser 
als der Flächenabschluss. Viel Anderes 
war nicht zu erwarten, angesichts der 
„Konkurrenzsituation“ von VW. Alle 
anderen Automobilkonzerne sind im 
Flächentarif. Betrachtet man die Ge¬ 
winne von Volkswagen, verbietet sich 
allerdings ein derartiger Jubel. Das 
kann VW fast aus der Portokasse be¬ 
zahlen. Außerdem sagt die Feststel¬ 
lung nicht nur etwas über die Qualität 
des diesjährigen Abschlusses aus, son¬ 
dern auch etwas über die vergangenen: 
Die waren äußerst bescheiden! Weil 
die Lohnstückkosten gesunken sind, 
konnten die deutschen Unternehmer 
Exportweltmeister werden. 

Die Vereinbarungen zur Leiharbeit 
und zur Aufstockung der Ausbildungs¬ 
plätze sind nicht zu verachten und ha¬ 
ben besonders für die Leiharbeiter ei¬ 
nen ordentlichen Schub gebracht. Aber 
zur Bewertung gehört auch, darüber 
zu reden, was noch nicht geregelt ist. 
Die Beschäftigten der Autovision aus 
den Projekten taten dies: auf der letz¬ 
ten Betriebsversammlung in Braun¬ 
schweig zum Beispiel. Eindrucksvoll 
wiesen sie auf ihre Situation hin. Für 
die gleiche Arbeit bekommen die fest¬ 



den Tarifabschluss auch umsetzen. Nur 
bei der VW-Tochter Autovision bewegt 
sich nichts. Da wird zu Recht kritisiert, 
dass Unternehmen aufgrund der Ab¬ 
schlüsse für die Leiharbeiter immer 
mehr auf Werkverträge ausweichen 
und man sich diesem Thema stärker 
widmen will. Was sind eigentlich die 
Autovisionsprojekte anderes als Werk¬ 
verträge? 

Wir meinen: Die Beschäftigten aus den 
Autovisionsprojekten haben die Un¬ 
terstützung der IGM und der Betriebs¬ 
ratsgremien verdient. Der Beifall für 
ihr Engagement auf Demonstrationen 
und Betriebsversammlungen durch die 
VW-Stammbeschäftigten zeigt, dass sie 
die Botschaft verstanden haben und 
zur Solidarität bereit sind! 

Aus:„Roter Käfer“ Betriebszeitung der 
DKP für VW Braunschweig und Wolfs¬ 
burg, Juli 2012 


angestellten „ Autovisionisten“ ca sechs 
Euro weniger als die Leiharbeitskräfte. 
„Fair ist anders“, war ihr Kommentar, 
der mit viel Beifall belohnt wurde. Auf 
einem Transparent machten sie auf ei¬ 
nen weiteren Widerspruch aufmerk¬ 
sam: „Autovision - 100 % Tochter - 


100% vergessen!“ Zwar wurden die 
Entgeltrunden bei der WOB-AG und 
der Auto vision beim Lohn wie bei VW 
abgeschlossen, aber in der Frage der 
strukturellen Erhöhungen bei der Au¬ 
tovision hat sich nichts bewegt. 


Wie geht die IGM mit diesem Wider¬ 
spruch um? Da gibt es gute Bemühun¬ 
gen, Firmen im Umfeld von Volkswa¬ 
gen in den Flächentarif zu holen. Da 
wird darum gerungen, dass Finnen der 
Metallbranche, die als Dienstleister 
mit Werkverträgen bei VW tätig sind, 
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Das Heer der Niedrigstlöhner wächst 

Mindestlohn: Arbeitsplatzkiller oder Verhinderung von „working poor“ 



Minijobs helfen 
nur den Arbeitgebern 

Unternehmer am Bau und im Gastbewerbe 
unterlaufen Mindestlöhne 


In Deutschland malochen rund acht 
Millionen Beschäftigte zu einem Nie- 
drigstlohn von weniger als 9,15 Euro 
brutto pro Stunde. Ihre Zahl ist allein 
zwischen 1995 und 2010 um mehr als 
2,3 Millionen gestiegen. Inzwischen 
arbeiten etwa 23 Prozent im Niedrig¬ 
lohnsektor. Mehr als 4,1 Millionen 
von ihnen erhielten weniger als sieben 
Euro, etwa 2,5 Millionen weniger als 
6 Euro und knapp 1,4 Millionen so¬ 
gar nicht einmal fünf Euro die Stunde. 
Knapp jeder zweite der niedrig bezahl¬ 
ten Beschäftigten arbeitet dabei voll, 
nicht etwa Teilzeit. Fast 800 000 Voll¬ 
zeit-Beschäftigte erhalten für ihre Ar¬ 
beit weniger als 6,00 Euro in der Stun¬ 
de. Ihr Monatslohn liegt damit unter 
1 000 Euro brutto. Das ist bedeutet Ar¬ 
mut trotz Arbeit. 

Die große Mehrheit der 28 EU-Mit- 
gliedsländern, nämlich 20, kennen ei¬ 
nen gesetzlichen Mindestlohn. Doch 
Deutschland leider nicht. Aber hier¬ 
zulande schreien die Verhältnisse ge¬ 
radezu nach einem gesetzlichen Min¬ 
destlohn in Höhe von mindestens 
10,00 Euro. 

Tarifbindung und 
Löhne im Sinkflug 

Seit Jahren schon entziehen sich im¬ 
mer mehr Betriebe der Tarifbindung 
und drücken die Löhne immer tiefer. 
Niedrigstlöhne sind die bittere Folge. 
Der Deutsche Gewerkschaftsbund 
(DGB) fordert schon seit 2006 einen 
gesetzlichen Mindestlohn; ursprüng¬ 
lich in Höhe von 7,50 Euro, inzwischen 
sollen es immer noch viel zu bescheide¬ 
ne und unzureichende 8,50 Euro sein. 
Für den Mindestlohn wirbt der DGB 
mit moralischen und ökonomischen 
Argumenten. Das moralische Argu¬ 
ment lautet, dass jeder Mensch das 
Recht haben muss, von seiner Arbeit 
leben zu können. Es sei niemandem 
zuzumuten, trotz einer 35- oder gar 
50-Arbeitsstunden-Woche dennoch 
zusätzlich auf Hartz IV angewiesen zu 
sein, um überhaupt über die Runden 
zu kommen. Das ökonomische Argu¬ 
ment für Mindestlöhne besagt, dass der 
Staat mittlerweile etwa elf Milliarden 
Euro im Jahr an Lohnsubventionen 
zahlt, indem er Geringverdienern das 
Einkommen auf Hartz-IV-Niveau auf¬ 
stockt. Zusätzlich verweist der DGB 
auch darauf, das mit Mindestlöhnen 
die Kaufkraft in Deutschland gestärkt 


werden könne: Gerade Geringverdie¬ 
ner geben ja fast all ihr Geld aus, schon 
weil sie sich Sparen ohnehin nicht leis¬ 
ten können. 

Ganz anders argumentieren von jeher 
die Unternehmer. Niedriglöhne - so 
behaupten sie unermüdlich - ermög¬ 
lichten es, dass viele Geringqualifizier¬ 
te überhaupt eine Arbeit bekämen. 
Höhere gesetzliche Mindestlöhne 
aber führten dazu, dass Arbeitsplät¬ 
ze für diese entweder durch Maschi¬ 
nen ersetzt oder ins Ausland verlagert 
würden. 

„Argumente“ des 
Kapitals widerlegt 

Was wirklich Sache ist, zeigt eine jetzt 
veröffentlichte Studie zu den Beschäf¬ 
tigungswirkungen des branchenbezo¬ 
genen Mindestlohns am Bau, die das 
Nürnberger IAB und das Essener RWI 
veröffentlichten. Die Wissenschaftler 
stellten fest, dass der Mindestlohn 
nicht zu einer Erhöhung, sondern im 
Gegenteil in Westdeutschland sogar zu 
einer moderaten Senkung der Arbeits¬ 
vertragsbeendigungen geführt hat. Ins¬ 
gesamt sind - wenn überhaupt - kaum 
messbare Auswirkungen der Mindest¬ 
lohnregelungen auf die sozialversi¬ 
cherungspflichtige Beschäftigung von 
Arbeitern festzustellen. Die Befürch¬ 
tung, dass die durch einen Mindestlohn 
höheren Lohnkosten zu schlechteren 
Arbeitsbedingungen führen könnten, 
hat sich als Schreckgespenst erwiesen. 
Die Wissenschaftler fanden auch kei¬ 
ne Anzeichen dafür, dass die Einfüh¬ 
rung des Mindestlohns die Situation 
der Arbeitnehmer verschlechtert hät¬ 
te. Die Zahl der geleisteten Arbeits¬ 
und gemeldeten Überstunden, sowie 
die Zahl der befristeten Arbeitsverträ¬ 


ge und der Weiterbildungsaktivitäten 
veränderten sich durch den Mindest¬ 
lohn nur kaum oder gar nicht. Es lie¬ 
ßen sich - man lese und staune - auch 
keine negativen Auswirkungen des 
Mindestlohns auf die Wettbewerbsfä¬ 
higkeit der inländischen Baubetriebe 
finden. Die befragten Bauarbeiter ga¬ 
ben an, im Allgemeinen mit ihrem Ar¬ 
beitsplatz zufrieden zu sein. 

Dabei ließ sich feststellen, dass ein hö¬ 
herer Stundenlohn individuell auch zu 
größerer Arbeitszufriedenheit beiträgt. 
Die Befragten kritisierten vor allem 
den in den vergangenen Jahren stark 
gestiegenen Termindruck, dessen Ur¬ 
sachen vielfältig sind. Insgesamt hal¬ 
ten 77 Prozent der westdeutschen und 
83 Prozent der ostdeutschen Beschäf¬ 
tigten den Mindestlohn für wichtig. 
Allerdings hält die große Mehrheit der 
Befragten in Ostdeutschland den aktu¬ 
ellen Mindestlohn für zu niedrig. Das 
verwundert nicht, besteht doch ein er¬ 
heblicher Ost-West-Unterschied: Wäh¬ 
rend die Hälfte der Befragten in West¬ 
deutschland ihren Lohn als gerecht 
empfindet, gilt dies für nur 17 Prozent 
der ostdeutschen Beschäftigten. In 
Westdeutschland ist das Wissen um die 
aktuelle Höhe der Lohnuntergrenze 
im Baugewerbe gering, was die gerin¬ 
ge Bedeutung des Mindestlohns dort 
widerspiegelt. Fazit: Der Branchen- 
Mindestlohn in der Baubranche wirkt 
sich positiv auf die Beschäftigten und 
ihre Löhne aus und führt nicht zu ei¬ 
nem Arbeitsplatzabbau oder zur Ver¬ 
lagerung der Arbeit ins Ausland. Das 
Jammerlied der Unternehmen ist das 
Lied vom Klassenkampf, den Takt und 
die Melodie diktiert der Widerspruch 
zwischen Lohnarbeit und Kapital. 

Manfred Dietenberger 


„In Branchen ohne Mindestlohn“, so 
Robert Feiger, stellvertretender Bun¬ 
desvorsitzender der Industriegewerk¬ 
schaft Bauen-Agrar-Umwelt (IG 
BAU), „nutzen skrupellose Arbeit¬ 
geber hemmungslos aus, dass es kei¬ 
ne Höchststundenzahl für Minijobs 
gibt“. In Mindestlohnbranchen wie 
Gebäudereinigung und Bau unterlau¬ 
fen Schwarzunternehmer mit Minijobs 
Mindestlöhne und Sozialversicherung, 
indem sie Beschäftigte formal als Mi¬ 
nijobber anmelden, sie aber real in 
Vollzeit arbeiten lassen. Auf die 400 
Euro werde, so der IG Bau Vize weiter, 
„schwarz ein Barbetrag aufgezahlt, der 
aber viel geringer ist als der eigentlich 
zustehende legale Nettolohn“. 

Bei Kontrollen gäbe es damit eine le¬ 
gale Fassade, um die Anwesenheit am 
Arbeitsplatz zu erklären und das den 
ganzen Tag lang und an bis zu sechs 
Tagen pro Woche. In Berlin wird nach 
den Zahlen der Bausozialkasse min¬ 
destens jeder sechste Baubeschäftigte 
angeblich nur als Minijobber beschäf¬ 
tigt - ein schlechter Witz! 

„Am Bau gibt es in der Praxis aber 
keine echte Miniteilzeit und fehlen¬ 
de Einzahlungen in die Renten- und 
Arbeitslosenkassen rächen sich später 
bitter!“, so Feiger weiter. Die von der 
Bundesregierung in Aussicht gestellte 
Anhebung auf 450 Euro sei deshalb 
auch keine Wohltat für die Betroffe¬ 
nen. Und Feger stellte klar: Den „So¬ 
zialkassen und Betroffenen entgehen 
durch diese getarnte Schwarzarbeit 
jedes Jahr viele Millionen, wenn nicht 
gar Milliarden Euro. Die Minijob- 
Grenze muss deshalb drastisch abge¬ 
senkt statt erhöht werden.“ 


Auch Franz-Josef Möllenberg, Vorsit¬ 
zender der Gewerkschaft Nahrung- 
Genuss-Gaststätten (NGG). kritisiert 
die von der schwarz-gelben Koalition 
geplante Anhebung der Einkommens¬ 
grenze auf 450 Euro für geringfügige 
Beschäftigung massiv. Damit, so Kolle¬ 
ge Möllenberg, würde der Niedriglohn¬ 
sektor mit all seinen Folgen nur weiter 
wachsen. „Minijobs helfen nur den Ar¬ 
beitgebern“. Minijobs seien grundsätz¬ 
lich der falsche Ansatz. Vor allem für 
Frauen seien sie eine Sackgasse und 
schon gar keine Brücke zur regulären 
Beschäftigung, wie oft behauptet wird. 
„Im Gastgewerbe ist fast jeder zweite 
Arbeitsplatz ein Minijob. Sozialversiche¬ 
rungspflichtige Arbeit wurde dort groß¬ 
flächig verdrängt. So arbeiteten 2011 im 
Gastgewerbe 835 000 Menschen mit Mi¬ 
nijob gegenüber 868 000 sozialversiche¬ 
rungspflichtig Beschäftigten. 

Rund 70 Prozent der Minijobber sind 
Frauen, die in der Regel keinen Tarif¬ 
lohn, kein Urlaubs- und Weihnachts¬ 
geld sowie keine Entgeltfortzahlung 
im Krankheitsfall erhalten. Gefördert 
werde darüber hinaus die Schwarzar¬ 
beit, weil es für Minijobs keine Stun¬ 
denlimits gibt. „Wir brauchen keine 
neuen Niedriglöhne. Notwendig ist 
die Sozialversicherungspflicht von der 
ersten Stunde an. Alle Arbeitsverhält¬ 
nisse müssen gleich behandelt werden. 
Auch die steuerrechtlichen Rahmen¬ 
bedingungen müssen geändert werden, 
um die Minijobfalle endlich zu besei¬ 
tigen“, fordert Möllenberg. „Der Nied¬ 
riglohnsektor kann nur eingeschränkt 
werden mit der Einführung eines ge¬ 
setzlichen Mindestlohns von zunächst 
8,50 Euro. Bei dieser Forderung blei¬ 
ben wir.“ Friedbert Dietmann 
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Rechtsextremismus 
bei Burschenschaften 

„Die Blauäugigkeit der Bundesregie¬ 
rung gegenüber rechtsextremen Ten¬ 
denzen in der Deutschen Burschen¬ 
schaft ist erschreckend. Es entsteht 
der Verdacht, dass die Regierung den 
Konflikt mit den mächtigen Seilschaf¬ 
ten der Alten Herren in Politik und Ge¬ 
sellschaft scheut“, erklärt die innenpo¬ 
litische Sprecherin der Fraktion „Die 
Linke“ zur Antwort der Bundesregie¬ 
rung auf eine Kleine Anfrage „Rassis¬ 
mus und rechtsextremistische Tenden¬ 
zen der deutschen Burschenschaft“ 
(Drs. 17/10 079). 

Weiter schreibt Frau Jelpke: „Während 
selbst Mitglieder der Deutschen Bur¬ 
schenschaft eine rechtsextreme Über¬ 
nahme ihres Verbandes beklagen, will 
die Bundesregierung weiterhin keine 
verfassungsfeindlichen Bestrebungen 
dieses Dachverbandes von rund 115 
Studentenbünden mit 9 000 Mitglie¬ 
dern sehen. ,Auch zum jetzigen Zeit¬ 
punkt liegen keine hinreichenden An¬ 
haltspunkte dafür vor, dass der Dach¬ 
verband der Deutschen Burschenschaft 
(DB) Bestrebungen verfolgt, die gegen 
die freiheitliche demokratische Grund¬ 
ordnung gerichtet sind 4 , heißt es in der 
Antwort, wobei die Bundesregierung 
vereinzelte Kontakte bzw. Doppelmit¬ 
gliedschaften rechtsextremistischer Per¬ 
sonen oder Organisationen zu einzelnen 
Burschenschaften 4 kennt. Allerdings 
hat sich nach Angaben der Bundesre¬ 
gierung selbst Bundesverkehrsminister 
Peter Ramsauer (CSU), der als einziger 
Bundesminister einer Burschenschaft 
angehört, der Initiative Burschenschaf¬ 
ter gegen Neonazis 4 angeschlossen. Die¬ 
se wiederum hat sich gerade aufgrund 
rechtsextremer Tendenzen in der Deut¬ 
schen Burschenschaft gebildet. 

So war es auf dem Bundestag der Deut¬ 
schen Burschenschaft Anfang Juni in 
Eisenach zum Eklat gekommen, nach¬ 
dem ein durch rechtsextreme Äußerun¬ 
gen aufgefallener ehemaliger Neonazi¬ 
funktionär erneut zum hauptamtlichen 
Chefredakteur der Verbandszeitschrift 
gewählt wurde. Norbert Weidner hatte 
den 1945 in einem Konzentrationsla¬ 
ger ermordeten Pfarrer Dietrich Bon- 
hoeffer als ,Landesverräter 4 und des¬ 
sen Verurteilung zum Tode als ,rein ju¬ 
ristisch gerechtfertigt 4 bezeichnet. Im 
Jahr zuvor hatte Weidners Verbindung 
,Alte Breslauer Burschenschaft der 
Raczeks zu Bonn 4 einen Ariernach¬ 
weis 4 als Aufnahmekriterium für Neu¬ 
mitglieder eingefordert. Ein Mit¬ 
begründer der Initiative Burschen¬ 
schafter gegen Neonazis bekam 
vergangene Woche vor Gericht Recht 
mit der Behauptung, Weidner dürfe als 
einer der Köpfe der rechtsextremen Be¬ 
wegung aus Burschenschaften, NPD und 
Kameradschaften 4 bezeichnet werden.“ 

Den Namenlosen 
eine Stimme geben 

Mit dem Verlesen der Namen von Op¬ 
fern der „Deutschen Operation“ am 
25. Juli 2012,11 Uhr, auf dem Rosa-Lu- 
xemburg-Platz in Berlin erinnern die 
Mitglieder des „Arbeitskreises zum Ge¬ 
denken an die in der Sowjetunion ver¬ 
folgten deutschen Antifaschisten“ (bei 
der Berliner Vereinigung der Verfolgten 
des Naziregimes) an die bisher Namen¬ 
losen und geben ihnen eine Stimme. 

75 Jahre ist es her, dass der sowjetische 
Geheimdienst (NKWD) auf Anord¬ 
nung Stalins die sogenannte „Deutsche 
Operation“ einleitete. Damit begann 
zugleich der „Große Terror 44 , die Wel¬ 
le der Massenverhaftungen, Deporta¬ 
tionen und Exekutionen von Juli 1937 
bis November 1938. Die Opfer waren 
überwiegend einfache Bürger. 

Von den 350 000 Menschen unter¬ 
schiedlicher Nationalität, die 1937/38 
während des Massenterrors erschossen 
wurden, sind bisher 800 Deutsche na¬ 
mentlich identifiziert. Weitere Hunder¬ 
te kamen in Gulags oder wurden nach 
Nazideutschland ausgewiesen. Nach 
1989 begann die gezielte Suche nach 
den vergessenen Opfern, die bis heute 
andauert. Die biografischen Angaben 
zu den bisher ermittelten 8 000 Deut¬ 
schen, die zwischen den 1930er und 
1950er Jahren in der Sowjetunion will¬ 
kürlich verfolgt, entrechtet, in Strafla¬ 
gern deportiert und ermordet wurden, 
sind noch unvollständig. 


Schließung des Occupy-Camps Düsseldorf droht 

Stadtverwaltung zensiert Kapitalismus-Kritik 


V#Occu 
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Idorf 


Yes, we camp 

Auf dem Martin Luther Platz! 






Der Würgegriff ist lokal, national und 
international. Die Nachricht aus Grie¬ 
chenland: „Die Situation hier ist furcht¬ 
bar. Da es kein soziales Netz gibt, wer¬ 
den jetzt einfach vielen armen Leuten 
der Strom und das Wasser abgedreht. 
Dies ist, als würde man die Menschen 
wieder zurück ins Mittelalter katapul¬ 
tieren. Ein Skandal wie er größer gar 
nicht geht. Niemanden scheint das zu 
interessieren. Kannst du darüber et¬ 
was in der Öffentlichkeit berichten? 
Lass mich wissen, ob wir da nicht die 
deutschen Medien bewegen können, 
etwas zu machen.“ Die deutschen Me¬ 
dien aber achten - mit ganz wenigen 
Ausnahmen - mehr darauf, ob und wie 
die Griechen schnell genug ausgepresst 
werden können. Eine der wenigen Aus¬ 
nahme: die UZ. 

Die Nachricht aus Spanien: Bergarbei¬ 
ter streiken und demonstrieren in Ma¬ 
drid und anderen Städten machtvoll 
allein dafür, dass sie ihre Arbeitsplät¬ 
ze behalten. Die Nachricht aus Frank¬ 
reich: Peugeot will 8 000 Arbeitsplätze 
vernichten. Überall wird sichtbar, dass 
der Kapitalismus abgewirtschaftet hat. 
In Düsseldorf werden im Occupy- 
Camp neben der Martin-Luther-Kirche 
die Katastrophen nicht nur registriert 
und analysiert. Hier wird der Protest - 
nur wenige Meter von der kapital¬ 
trächtigen Königsallee entfernt - auch 
organisiert. Angekündigt ist bereits 
der nächste globale Aktionstag („Glo¬ 
bal day of action“) am Samstag, 21. Juli. 
Das Ganze geschieht so überzeugend 
und penetrant, dass es dem Oberbür¬ 
germeister der Glamour-Stadt auf den 
Senkel geht. 

„Düsseldorfs city centre shaping up for 
the future“* - so hieß es schon vor län¬ 
gerer Zeit aus dem städtischen Kom¬ 


munikationslabor. Das ist genau der 
Konflikt in Düsseldorf und überall: Wie 
soll die Zukunft aussehen und wer be¬ 
stimmt darüber? Damit die Meinung 
der Herrschenden auch in Zukunft die 
herrschende Meinung bleibt, wird in 
Düsseldorf mit dem ordnungsbehörd¬ 
lichen Besen gegen alle gekehrt, die 
nicht in die politische und soziale Vor¬ 
stellungswelt der Metropole passen. 
Neuestes Beispiel: Der Iran ist ein viel¬ 
fältig geächtetes Land. Flüchtlinge aus 
dem Iran begründen ihre Flucht mit 
dem Hinweis, in ihrer Heimat könnten 
sie nicht frei leben. Dazu gehört nach 
dem Grundgesetz die freie Wahl des 
Wohnortes. Aber: „Alle Deutschen ge¬ 
nießen Freizügigkeit in ganzen Bundes¬ 
gebiet.“ Für Flüchtlinge gilt das nicht. 
Sie haben Residenzpflicht. Dagegen 
wollten sie in Düsseldorf protestieren, 
indem sie mit Zelten am Rhein schla¬ 


fen wollten. Das aber passt aus ver¬ 
schiedenen Gründen nicht in das Bild 
der Stadt. Folge: Verbot durch die Po¬ 
lizei. Deren Alternative - um zu einer 
durchschlagenden Wirkung zu kom¬ 
men? - lautet: Ein Zelt 2,50 Meter mal 
2.50 Meter genüge. Die Flüchtlingsini¬ 
tiative „Stay“ legt Widerspruch ein. Ein 
Gericht wird darüber entscheiden. 

Es gibt individuelle Platzverweise 
durch den „Ordnungs- und Sozial¬ 
dienst (OSD)“ in der Fußgängerzo¬ 
ne, die sich mit täglicher Zustimmung 
„größte Theke der Welt“ nennt. Zur 
Säuberung des Stadtbildes gab es be¬ 
reits am 18. Juni ein Verfahren gegen 
das Occupy-Camp. Die Bewohner soll¬ 
ten nach Angaben der Stadt das Camp 
bis zum 31. Juli räumen. 

Die Begründung: „Das Campieren auf 
öffentlichen Wegen oder Plätzen stellt 
eine genehmigungspflichtige Sonder¬ 


nutzung dar.“ Eine Genehmigung sei 
nie erteilt worden, denn „dauerhafte 
Zeltlager gehören grundsätzlich auf 
die dafür vorgesehenen Campingplät¬ 
ze“. Die Stadt rechnet sich sogar zugu¬ 
te: „Dieses rechtwidrige Campieren ist 
in den vergangenen Monaten von der 
Stadt großzügig geduldet worden. Als 
eine spontane Aktionsform haben sich 
im Zuge der Finanzkrise in vielen Städ¬ 
ten weltweit vergleichbar Camps gebil¬ 
det, die aber fast alle inzwischen nicht 
mehr existieren.“ Aber nun sei Schluss 
damit. Das leuchtet ein, denn die For¬ 
men und die Inhalte der Kritik am Ka¬ 
pitalismus müssen durch die Zensur 
der Machtverhältnisse gehen: Kritik 
ist zulässig - aber jetzt reicht’s. 

Die Umfrage einer Düsseldorfer Tages¬ 
zeitung dazu ließ einen suggerierenden 
Hintergrund vermuten, denn die Frage 
an die Leser ließ bestimmte Antwor¬ 
ten erwarten: „Was halten Sie davon, 
Dauer-Camps als Protestform zu ver¬ 
bieten? 44 56 Prozent waren der Mei¬ 
nung „Das finde ich richtig, es kann 
nicht jeder die Innenstadt blockieren.“ 
Und 44 Prozent votierten für die eben¬ 
falls vorgegebene Antwort „Verbote 
sind das falsche Mittel, das Recht auf 
politische Meinungsäußerung ist wich¬ 
tiger.“ Es könnte allerdings bezweifelt 
werden, dass die Umfrage repräsentativ 
ist, denn insgesamt gingen nur 57 Ant¬ 
worten ein. 

Bei der Kreismitgliederversamm¬ 
lung der DKP Düsseldorf ergaben 
sich andere Mehrheiten: Alle Teilneh¬ 
mer stimmten einer Resolution zu, 
mit der den Bewohnern des Camps 
die Solidarität ausgesprochen wurde. 

Uwe Koopmann 

* „Düsseldorfer Innenstadt für die Zu¬ 
kunft gestalten“ 


Sächsisches Bildungssystem erzeugt Armut 

Über zehn Prozent ohne Schulabschluss 
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Bildungsdemo in Dresden,12. Mai 2012. 


Die Situation im Landkreis 
Görlitz im Osten des Freistaa¬ 
tes Sachsen ist recht wider¬ 
sprüchlich. Auf der einen Seite 
verlassen immer mehr Schüler 
die Schule ohne Abschluss und 
auf der anderen Seite beklagt 
die Industrie- und Handels¬ 
kammer, dass in den nächs¬ 
ten Jahren immer mehr Lehr¬ 
stellen unbesetzt bleiben wer¬ 
den, weil es keine geeigneten 
Bewerber gäbe. Im Schuljahr 
2010/11 bekam andererseits 
jeder neunte Schüler keinen 
Abschluss. Dieses Ergebnis 
liegt weit über dem Bundes¬ 
durchschnitt und erreichte 
den höchsten Stand seit zehn 
Jahren. 

Bildungsexperten sehen 
die Ursache im sächsischen 
Schulsystem. Sowohl die 
„Chancenspiegel“-Studie der 
Bertelsmann-Stiftung als auch 
der „Bildungsbericht 2012“ des 
Bundesbildungsministeriums 
zeigen gravierende Mängel auf. 

Das sächsische Schulsystem ist 
nur für die Starken gemacht. 

Denn nur wer dem normalen Stun¬ 
denplan folgen kann, darf in Sachsen 
eine Mittelschule oder eine weiterfüh¬ 
rende Schule besuchen. Diese verfügen 
aber kaum über Geld und Personal für 
die Betreuung von Kindern, deren Be¬ 
dürfnisse über das „normale“ Maß hin¬ 
ausgehen. Auffällige Kinder werden in 
Sachsen schnell zum Problemfall. 
Hauptursache ist immer noch, dass 
der Bildungserfolg stark von der 
sozialen Herkunft abhängt. Die 
„Chancenspiegel“-Studie der Bertels¬ 
mann-Stiftung stellt dazu fest, dass Kin¬ 
der aus reicheren Familien eine etwa 
dreimal so hohe Chance als ärmere 
Kinder haben, ein Gymnasium zu besu¬ 
chen. Im Jahr 2009 haben etwa 29 Pro¬ 
zent der Kinder im Landkreis Görlitz 
in Armutsverhältnissen gelebt. Bis heu¬ 
te hat sich daran kaum etwas geändert. 
Diese Kinder sind in besonderem Maß 
von Bildungsmöglichkeiten ausge¬ 


schlossen, weil ihnen einfach das nötige 
Geld fehlt. So hebt zum Beispiel der 
Bildungsbericht 2012 der Bundesregie¬ 
rung die Bedeutung des Nachhilfeun¬ 
terrichts hervor. Pro Woche werden im 
Durchschnitt allein für Sprachen, Ma¬ 
thematik und für die Naturwissenschaf¬ 
ten zwei Stunden Nachhilfeunterricht 
benötigt - den sich Kinder in Hartz- 
IV-Bedarfsgemeinschaften aber nicht 
leisten können. Ihnen steht im Monat 
ungefähr ein Euro für Bildung im Re¬ 
gelsatz zur Verfügung. 

Ein weiteres Problem besteht darin, 
dass der Freistaat immer noch sehr 
stark auf die Förderschulen setzt. Der 
Bildungsexperte Ulf Preuss-Lausitz 
stellt in einem Gutachten für die säch¬ 
sischen Landtagsfraktion der Grünen 
fest, dass der Freistaat damit sogar ge¬ 
gen geltendes Recht verstößt. Die UN- 
Behindertenrechtskonvention, die die 
gemeinsame Beschulung von Kin¬ 


dern mit und ohne Förderbedarf fest¬ 
schreibt, ist auch in Deutschland gel¬ 
tendes Recht. Aber der Freistaat ver¬ 
weigert sich der Umsetzung. 

Der Anteil der Kinder mit Förderbe¬ 
darf ist in den letzten zehn Jahren stark 
angestiegen von 5,5 Prozent auf 8,4 Pro¬ 
zent der Schüler in den Klassenstufen 
1 bis 10. Fachlich sei das aber nicht zu 
begründen, schreibt Preuss-Lausitz. 
Es würde regelrecht aussortiert: Kin¬ 
der mit „unnormalen“ Verhaltens- und 
Lernweisen müssen die Regelschu¬ 
le verlassen. Am meisten sind Kinder 
aus einkommensschwächeren Familien 
betroffen. Es wird kaum differenziert 
beim eigentlichen Förderbedarf. Etwa 
60 Prozent der Schüler mit Förderbe¬ 
darf sind an Schulen mit dem Schwer¬ 
punkt „Lernen“. Diese seien bekannt 
als „Dummenschulen“. Kindern wer¬ 
den so die Zukunftschancen genom¬ 
men. Nur etwa elf Prozent der För¬ 


derschüler würden 
eine abgespeckte 
Version des Haupt¬ 
schulabschlusses 
schaffen; der Rest 
bleibt ohne Ab¬ 
schluss. Das Lern¬ 
niveau würde auf 
ein so niedriges 
Niveau herunter¬ 
gefahren, dass die 
Schüler kaum An¬ 
reize erhalten. Auf 
dem Arbeitsmarkt 
haben sie so gut 
wie keine Chancen. 
Im Bildungsbericht 
2012 heißt es, dass 
diese Gruppe be¬ 
sonders häufig von 
Arbeitslosigkeit ist 
oder sich beson¬ 
ders häufig in pre¬ 
kären Arbeitsver¬ 
hältnissen wieder¬ 
findet. 

Die Politik müsse 
bessere Bedingun¬ 
gen schaffen, damit 
eine erfolgreiche Bildungsbiografie ge¬ 
lingen kann, sagt der Paritätische Wohl¬ 
fahrtsverband Sachsen. Es sei zu spät, 
in der Schule mit Sonderprogrammen 
anzusetzen. Stattdessen wäre es nötig, 
bei den Krippen und Kindergärten an¬ 
zufangen. Mit dem Sächsischen Bil¬ 
dungsplan seien zwar gute Vorgaben 
gemacht worden. Allerdings gäbe es zu 
wenig Personal, um die Vorgaben erfül¬ 
len zu können. Für alle Bildungsberei¬ 
che von der Krippe bis zur Universität 
und für die Jugendarbeit vor Ort müsse 
das Land die Finanzierung sicherstel¬ 
len. Besonders wichtig sei die Jugend¬ 
arbeit im ländlichen Bereich, um über¬ 
haupt Angebote für Kinder und Ju¬ 
gendliche zu schaffen. Allerdings seien 
die Mittel im Doppelhaushalt 2011/12 
gekürzt worden. Die Sozialverbände 
gehen davon aus, dass die Mittel im 
Landeshaushalt ab 2013 noch weiter 
gekürzt werden. Ralf Roller 
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Ausverkauf persönlicher Daten 

Das neue Meldegesetz 



In nur 57 Sekunden hat der deutsche 
Bundestag am 28. Juni das neue Mel¬ 
degesetz in zweiter und dritter Lesung 
beschlossen. Anwesend waren gerade 
einmal 26 Abgeordnete, weil gleich¬ 
zeitig das EM-Fußballspiel zwischen 
Deutschland und Italien stattfand. 
Es gab keine Aussprache, die Reden 
wurden zu Protokoll gegeben. Dieses 
Verfahren ist im Deutschen Bundes¬ 
tag nicht unüblich, weil die wichtigs¬ 
ten Entscheidungen in den meist nicht 
öffentlichen Ausschusssitzungen fal¬ 
len. Es gibt auch die stillschweigende 
Übereinkunft, keinen Antrag auf Be¬ 
schlussfähigkeit zu stellen. Eine Aus¬ 
nahme gab es bei der Abstimmung 
über das umstrittene Betreuungsgeld. 
Hier aber wurde der Antrag auf Aus¬ 
zählung der Stimmen durch den so ge¬ 
nannten Hammelsprung gestellt. Viele 
Abgeordnete der Opposition blieben 
dabei draußen, auf Grund des Abstim¬ 
mungsergebnisses musste das Tagungs¬ 
präsidium die Beschlussunfähigkeit 
feststellen. 

Das Besondere an der Meldegesetz- 
Abstimmung war aber, dass nur einen 
Tag vorher der Gesetzestext auf In¬ 
itiative von CDU/CSU und FDP im 
Innenausschuss noch in entscheiden¬ 
den Punkten geändert worden ist. Ur¬ 
sprünglich war vorgesehen, dass Mel¬ 
debehörden persönliche Daten zu Wer¬ 
bezwecken nur weitergeben dürfen, 
wenn der Bürger vorher explizit seine 
Zustimmung gegeben hat. Nun dürfen 
die Meldeämter die persönlichen Da¬ 
ten verkaufen, wenn der Bürger nicht 
ausdrücklich Widerspruch eingelegt 
hat. Auf dieses Widerspruchsrecht soll 
bei der Anmeldung und einmal jährlich 
durch ortsübliche Bekanntmachungen 
hingewiesen werden. Aber für bereits 
verkaufte Daten gibt es überhaupt kein 
Widerspruchrecht mehr. Das ist nicht 
nur ein Geschenk für die Werbewirt¬ 
schaft, das ist ein ausdrücklicher Ver¬ 
stoß gegen das Recht auf informatio¬ 
neile Selbstbestimmung. 

Diese Änderung wurde nicht zufäl¬ 
lig vorgenommen. In der Begründung 
heißt es, der Änderungsantrag verbes¬ 
sere die Nutzung der Daten aus dem 
Melderegister. In der zu Protokoll ge¬ 
gebenen Rede von Helmut Brandt 
(CDU/CSU) ist zu lesen: „Das Mel¬ 
deregister ist zwar in erster Linie ein 
behördeninternes Register, das so¬ 
wohl dem innerdienstlichen Gebrauch 


der Meldebehörde dienen als auch das 
Informationsinteresse anderer Behör¬ 
den befriedigen soll. Es hat aber auch 
den Zweck, dem Informationsbedürf¬ 
nis des privaten Bereichs, insbesonde¬ 
re der Wirtschaft, Rechnung zu tragen.“ 
Zu den anderen Behörden, die nun ei¬ 
nen leichteren Zugriff auf die Daten 
bekommen sollen, werden im Gesetz 
ausdrücklich die Verfassungsschutzbe¬ 
hörden des Bundes und der Länder, der 
Bundesnachrichtendienst und der Mi¬ 
litärische Abschirmdienst aufgelistet. 
Und den Kirchen dürfen sogar die Da¬ 
ten von Familienangehörigen übermit¬ 
telt werden, die nicht Mitglieder der an¬ 
fragenden Religionsgemeinschaft sind. 
Behandelt wurde das neue Gesetz, 
das am 1. Januar 2014 in Kraft treten 
soll, weil seit der Föderalismusreform 
von 2006 das Meldewesen in die aus¬ 
schließliche Gesetzgebung des Bun¬ 
des fällt. Mit dem Gesetz ist nun auch 
der automatische Zugriff auf die 5 200 
Melderegister ermöglicht. Jan Körte 
von der Partei „Die Linke“ verweist zu 


Recht darauf, dass damit faktisch ein 
Zentralregister geschaffen wurde, wie 
es mit der Einführung der Steuer-ID- 
Nummer als einheitliche Identifikati¬ 
onsnummer unter Schäuble vorgese¬ 
hen war. 

Das Gesetz erleichtert die Datenwei¬ 
tergabe der im Melderegister gespei¬ 
cherten Daten. Die Meldebehörde darf 
diese Daten durch ein automatisiertes 
Abrufverfahren übermitteln. Im Ka¬ 
binettsentwurf war noch formuliert 
worden, dass der Bürger der elektroni¬ 
schen Form der einfachen Melderegis¬ 
terauskunft widersprechen kann. Auch 
dies ist mit dem verabschiedeten Ent¬ 
wurf gekippt worden. Manuel Höferlin 
von der FDP sagt dazu: „Dieser rück¬ 
wärtsgewandten, rationalen Argumen¬ 
ten völlig verschlossenen Haltung sind 
wir entgegengetreten und behandeln 
nun analoge und digitale Bearbeitung 
gleich. Dies im Gesetz verankerte Hin¬ 
dernis für die Digitalisierung der Mel¬ 
deregister haben wir beseitigt.“ 


Die Datenschützer von Bund und Län¬ 
dern haben besonders auf die daten¬ 
schutzrechtlichen Fragen bei der Mel¬ 
deregisterauskunft hingewiesen. Mit 
dem überfallartigen Änderungsantrag 
werden ihre Änderungsvorschläge zu 
Makulatur. Für die Werbewirtschaft 
war vor allem wichtig, dass der Bürger 
der Weitergabe seiner Daten an die Pri¬ 
vatwirtschaft nachträglich nicht mehr 
widersprechen kann. Zwar kann der 
Bürger der Weitergabe seiner Daten zu 
Zwecken der Werbung und des Adress- 
handels widersprechen, dieser Wider¬ 
spruch gilt aber nicht, „wenn die Da¬ 
ten ausschließlich zur Bestätigung und 
zur Berichtigung bereits vorhandener 
Daten verwendet werden.“ Und in der 
Begründung heißt es, der Änderungs¬ 
antrag verbessere die Nutzung der Da¬ 
ten aus dem Melderegister. Er eröffne 
die Möglichkeit die in der Wirtschaft 
rechtmäßig erlangten Daten jetzt auch 
im Unternehmen einzusetzen. 
Geändert wurde auch, dass bei einer 
Anmeldung der Vermieter das Mietver¬ 
hältnis bestätigen muss. Diese Regelung 
war mit der Melderechtsreform im Jahr 
2002 abgeschafft worden. Die CDU will 
damit Scheinanmeldungen verhindern. 
Deutlicher wird da wieder die FDP: 
„Vermieter sollen nicht mehr im Dun¬ 
keln tappen müssen, welche und wie 
viele Personen gerade die vermietete 
Wohnung vermeintlich bewohnen.“ Es 
bleibt auch bei der Hotelmeldepflicht 
und bei der Meldepflicht für Berufssol¬ 
daten und Polizeibeamte, wenn sie län¬ 
ger als 6 Monate in Gemeinschaftsun¬ 
terkünften am Standort wohnen. 

Die Oppositionsparteien haben im 
Ausschuss und im Parlament gegen 
das Gesetz gestimmt und gegen die 
Änderungsanträge der Koalition ge¬ 
sprochen. Aber es brauchte den Pro¬ 
test der Netzgemeinde und der Da¬ 
tenschützer, damit die Öffentlichkeit 
davon Kenntnis nahm. Inzwischen di¬ 
stanziert sich selbst die Bundesregie¬ 
rung von dem Gesetzentwurf, mit der 
Ausrede, die Änderungen seien ohne 
Wissen und Zustimmung der Fraktio¬ 
nen vorgenommen worden. Dabei sind 
die Formulierungsvorschläge durch das 
Innenministerium erarbeitet worden. 
Da der Bundesrat noch seine Zu¬ 
stimmung geben muss, gibt es Chan¬ 
cen, das Gesetz noch zu ändern, wenn 
der öffentliche Druck nicht nachlässt. 

Michael Maercks 


Auf die SPD ist Verlass 

Merkel braucht keine eigene Mehrheit zur spanischen Bankenrettung 


Vor Redaktionsschluss dieser Zeitung 
glauben wir zu wissen, dass am kom¬ 
menden Donnerstag, 19. 7, zehntau¬ 
sende Angestellte und Beamte in den 
Städten Spaniens gegen den Sozialab¬ 
bau der konservativen Regierung Ra- 
joy protestieren: Gegen Kürzungen der 
Gehälter und von Sondergratifikatio¬ 
nen, gegen die Verlängerung der Ar¬ 
beitszeiten und gegen andere Schand¬ 
taten der Sozialräuber. 

Für den gleichen Tag sind die Bundes¬ 
tagsabgeordneten in den Reichstag 
nach Berlin einbestellt, die schlechtge¬ 
launt eigens ihren Sommerurlaub un¬ 
terbrechen müssen, um die spanischen 
Banken mit 100 Milliarden Euro zu ret¬ 
ten. „Die Mitglieder des Bundestages 
sind verpflichtet, an den Arbeiten des 
Bundestages teilzunehmen“, heißt es in 
der Geschäftsordnung. Hier gehe es um 
die Solidarität mit Spanien, heißt es in 
Brüssel und Berlin. Doch die Spanie¬ 
rinnen und Spanier bekommen keiner¬ 
lei solidarische Hilfe des Bundestages, 
denn die Milliarden streichen diejeni¬ 
gen ein, die die Schulden- und Banken¬ 
krise verursacht haben. 

Die Vorgänge in Berlin sind das aktu¬ 
elle politische Thema an diesen ver¬ 
regneten Sommertagen hierzulande. 
Da hören und lesen wir die scharfe 
Kritik der Partei „Die Linke“, die dem 
Bankenrettungsprogramm als einzige 


Fraktion im Bundestag nicht zustim¬ 
men wird. Da hören und lesen wir aus 
allen anderen Bundestagsfraktionen 
ebenfalls Stimmen der Verweigerung 
und der Kritik. Und da sind diejenigen, 
die vor der Abstimmung im Bundestag 
verbal große Töne spucken, die wegen 
der ungeklärten Haftung des Kredits 
herumeiern, um schließlich dennoch 
ihr Ja zu erklären. 

Dass die Linkspartei sich aus grund¬ 
sätzlichen Erwägungen der Bankenret¬ 
tung verweigert, hat sie immer wieder 
deutlich gemacht. Ähnliche Erwägun¬ 
gen vertreten einzelne Abgeordne¬ 
te aus den Reihen der SPD und der 
Bündnisgrünen. Sogar aus den Rei¬ 
hen der CDU und der CSU nehmen 
die kritischen Stimmen zu. Besonders 
sorgen sich die Verfechter der Ban¬ 
kenrettungspläne um die zunehmende 
Distanz, auf die diese Pläne in der Be¬ 
völkerung treffen. Diese Distanz soll 
durch ein Wirrwarr von Argumentati¬ 
onen abgefedert werden. 

Die Bundeskanzlerin setzt ihre Abge¬ 
ordneten unter zunehmenden Druck 
mit dem Argument, dass nicht der deut¬ 
sche, sondern der spanische Staat ja für 
die Hilfen haften werde. „Wir machen 
Spanien-Hilfe nach den bestehenden 
Instrumenten“, verspricht CDU/CSU- 
Fraktionschef Kauder. Ähnlich auch 
der parlamentarische Geschäftsführer 


der Unionsfraktion, Brömer: „Spanien 
haftet für diese Hilfe an die Banken. 
Es wäre auch im Falle des ESM nicht 
anders.“ In Wirklichkeit, so ist der Te¬ 
nor in allen bürgerlichen Medien, ist 
jedoch die Haftungsfrage völlig unge¬ 
klärt. Merkel gibt sich trotzdem völlig 
sicher, die Abstimmung zu gewinnen - 
also auch ohne alle Stimmen aus der 
Unionsfraktion. 

Sie weiß: Auf die SPD ist immer Ver¬ 
lass. Das zeigten zuletzt die Abstim¬ 
mungen über ESM-Rettungsschirm 
und Fiskalpakt. Da wetterte die SPD 
zuerst, was das Zeug hielt, und stimmte 
dann doch mehrheitlich „aus Staatsrä¬ 
son“ zu. Auch in diesen Tagen ist vom 
obersten SPD-Urlauber Gabriel wie¬ 
der viel kritisches zu lesen. Er wol¬ 
le Merkel nicht dabei unterstützen, 
„Spekulanten zu retten“, lesen wir. Im 
ARD-Sommerinterview gestand er, 
dass „Merkel nicht ja nicht alles falsch“ 
mache. Sie sei bereit, „sozialdemokra¬ 
tische Antworten“ zu geben. Dass die 
SPD aber zunehmend als Mehrheits¬ 
beschaffer für Schwarz-Gelb gesehen 
wird, glaubt Gabriel nicht. Die SPD 
stimme ja nicht allem zu. Mit Blick auf 
die Zustimmung der SPD zu ESM und 
Fiskalpakt sagte er: „Wir können doch 
nicht dagegen sein, nur um dagegen zu 
sein.“ Das sei doch ein kleinmütiges 
Oppositionsgehabe. 


Ähnlich eiert er auch bei der jetzigen 
Abstimmung. Auf die SPD-Muskeln 
deutend, tönt er: Wenn Merkel „die 
Staatenrettung in eine Spekulanten¬ 
rettung der Banken verwandeln will, 
dann muss sie das mit ihrer eigenen 
Mehrheit und gegen den Widerstand 
der SPD durchsetzen“. 

Frau Merkel wird sich dadurch nicht 
ängstigen lassen. Erst am vorigen 
Sonntag hatte sie im ZDF-Sommer- 
interview gesagt, dass die symbolisch 
wichtige Kanzlermehrheit bei der be¬ 
vorstehenden Abstimmung über die 
geplante Spanienhilfe nicht notwendig 
sei. Ihre Regierung „bekomme immer 
die Mehrheiten, die sie brauche“. Und 
ihr springt FDP-Generalsekretär Dö¬ 
ring mit der Erklärung bei: „Die Koali¬ 
tion wird am Donnerstag die Mehrheit 
haben, die sie benötigt.“ 

Sein bekanntes trickreiches Spielchen 
treibt derweil wieder CSU-Chef Seeho¬ 
fer. Er verpflichtet seine CSU-Mannen 
und Frauen, nur dann zuzustimmen, 
„wenn von der Bundesregierung klar¬ 
gestellt wird, dass für diese Hilfe der 
spanische Staat haftet“. Natürlich wird 
er und werden alle „kritischen Geister“ 
dies am Donnerstag zu hören bekom¬ 
men, obwohl die Haftungsfrage nach 
wie vor völlig ungeklärt ist. Rolf Priemer 
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In dubio pro Nazi 

Freiburger Landgericht 
erlässt Freifahrtschein für 
faschistische Gewalt 

Wenn bei rechter Gewalt das mediale 
Interesse über das gewohnte Maß hin¬ 
ausgeht, wenn neben Radio Dreyeck- 
land oder indymedia auch die Badi¬ 
sche Zeitung, die taz bis hin zu Spie¬ 
gel online über einen Neonazi-Prozess 
berichten, so ist dies in erster Linie 
der guten Öffentlichkeitsarbeit linker 
Aktivisten zu verdanken, die den all¬ 
täglichen faschistischen Terror publik 
gemacht haben und Tat und Täter er¬ 
folgreich aus der Anonymität gerissen 
haben. 

Am 01.10.2011 war der Nazifunktio¬ 
när Florian Stech auf einem Parkplatz 
in Riegel mit seinem Wagen in eine 
Gruppe junger Leute gerast, die ihn 
beobachteten, wie er an jenem Abend 
als Schleuser für Besucher einer Neo¬ 
naziparty fungierte. Ein junger Antifa¬ 
schist konnte nicht mehr ausweichen 
und wurde von Stechs Fahrzeug erfasst. 
Er erlitt schwerste Verletzungen, lag ta¬ 
gelang auf der Intensivstation und war 
im Nachgang auf diese Tat auf Reha¬ 
bilitationsmaßnahmen angewiesen, um 
seine Gesundheit wieder herstellen zu 
können. 

Stech, zum Zeitpunkt der Tat auf Be¬ 
währung, hatte bereits vorher auf Face- 
book seinen Gewaltphantasien freien 
Lauf gelassen und von Morden an poli¬ 
tischen Gegnern geträumt. So kündigte 
er an, er wolle in Hinblick auf Antifa- 
Aktivisten, diese „die Klinge fressen 
lassen“. Dies müsse ein Gefühl sein, 
„wie wenn man kurz vor dem Ejaku- 
lieren“ sei. 

Als in Freiburg nunmehr der Prozess 
gegen Stech begann, die Staatsanwalt¬ 
schaft Anklage wegen versuchten Tot¬ 
schlags erhoben hatte, der junge Anti¬ 
faschist als Nebenkläger auf trat und die 
Beweisaufnahme in 9 Verhandlungsta¬ 
gen durch Tatortbesichtigung und Zeu¬ 
genvernehmungen weiter belastendes 
Material gegen den ehemaligen NPD- 
Landtagskandidaten zu Tage förderte, 
rechneten die Besucher am Tage der 
Urteilsverkündung fest mit einer Ver¬ 
urteilung des Faschisten, der jede Aus¬ 
sage verweigert hatte. Doch Richterin 
Eva Kleine-Cosack sprach Stech frei, 
da dieser in Notwehr gehandelt habe 
und führte somit das Ergebnis der um¬ 
fangreichen Beweisaufnahme ad ab¬ 
surdum. Denn im Prozess war über¬ 
deutlich geworden, dass selbst bei ei¬ 
ner Angriffsabsicht der Antifaschisten 
für Stech spielend die Möglichkeit be¬ 
standen hätte, in eine andere Richtung 
auszuweichen und den Parkplatz „kol¬ 
lisionsfrei“ zu verlassen. Dieser war je¬ 
doch mit voller Wucht in die Gruppe 
gerast, so dass Zeugen gegenüber der 
Polizei mitteilten, es habe ein Mordver¬ 
such stattgefunden. 

Kleine-Cosack hingegen rechtfertigte 
ihren Urteilsspruch damit, dass es kein 
Gesinnungsstrafrecht in Deutschland 
gebe. Man möchte zurück fragen, seit 
wann dies denn der Fall sei, angesichts 
der inflationären Verurteilungen von 
Antifaschisten in Baden-Württemberg 
in der jüngsten und jüngeren Vergan¬ 
genheit. In Freiburg ist dies nach dem 
„Bombennazi“ Thomas Baumann, der 
einen Anschlag auf das DGB-Haus und 
ein alternatives Jugendzentrum geplant 
hatte, bereits der zweite Fall innerhalb 
weniger Jahre, in dem offen mordge- 
willte Faschisten straffrei ausgehen. 

Es ist der traurige Beweis, dass die Jus¬ 
tiz kein Bündnispartner im Kampf ge¬ 
gen den Faschismus darstellt, dass sie 
wie zu Weimarer Zeiten auf dem rech¬ 
ten Auge blind ist und bleibt, dass sie 
penibel und akribisch Antifaschisten, 
Kommunisten und Protestbewegun¬ 
gen verfolgt und die Nazis oftmals 
laufen lässt. Dies erkannten auch die 
250 Menschen aus den verschiedens¬ 
ten Spektren, die sich in Freiburg ei¬ 
nen Tag nach der Urteilsverkündung zu 
einer wütenden Spontandemonstrati¬ 
on gegen dieses skandalöse Urteil zu¬ 
sammenfanden. Meistgerufene Parole 
auf dieser Demonstration: „Staat und 
Nazis Hand in Hand - organisiert den 
Widerstand!“. Dem ist nichts mehr hin¬ 
zuzufügen. Bernward Götze 
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Schärfere Kontrollen politi¬ 
scher NGOs in Russland 

Die russische Duma hat in der vergan¬ 
genen Woche mit 374 Stimmen bei drei 
Gegenstimmen und einer Enthaltung 
ein Gesetz beschlossen, das politisch tä¬ 
tige und vom Ausland finanzierte Nicht¬ 
regierungsorganisationen als Auslands¬ 
agenten einstuft und stärkere Kontrol¬ 
len für sie vorsieht. Unter die Kategorie 
politische Tätigkeit fallen politische 
Aktionen und die Einwirkung auf die 
öffentliche Meinung mit dem Ziel, die 
Beschlussfassung der Staatsorgane zu 
beeinflussen und dadurch eine Korrek¬ 
tur der Staatspolitik zu bewirken. Nicht 
betroffen sind z.B. religiöse und huma¬ 
nitäre Aktivitäten. Neben verschärf¬ 
ten Kontrollen sieht das Gesetz vor, 
dass jede Geldzuweisung aus dem Aus¬ 
land an eine russische NGO, die über 
200 000 Rubel (etwa 5 000 Euro) be¬ 
trägt, der staatlichen Aufsicht unterliegt. 
Verstöße gegen das Gesetz können mit 
bis zu vier Jahren Haft bestraft werden. 

Viele zahlungsfähige 
Reiche in Frankreich 

Laut der jüngsten Auflistung des fran¬ 
zösischen Wirtschaftsmagazins „Chal- 
lenges“ von Mitte Juli haben die 500 
reichsten Leute Frankreichs insgesamt 
267 Milliarden Euro angesammelt - 
etwa ebenso viel, wie der Staat pro Jahr 
insgesamt einnimmt. Würde dieses Ver¬ 
mögen auf die 8,1 Millionen Menschen 
umgelegt, die in Frankreich unterhalb 
der Armutsgrenze leben müssen, ergä¬ 
be dies ca. 33 000 Euro pro Kopf. Würde 
man sie zur Zahlung des diesjährigen 
Defizits im französischen Staatshaus¬ 
halt in Höhe von 69,7 Milliarden Euro 
zwingen, würden ihnen immer noch in 
etwa 200 Milliarden übrig bleiben. 
Angeführt wird die Liste der reichs¬ 
ten Französinnen und Franzosen von 
Bernard Arnault, Chef des Luxus-Kon¬ 
zerns LVMH (Spitzen-Champagner, 
Cognac, Lederwaren, Mode, Kosme¬ 
tika, Uhren und Schmuck), der allein 
über ein Vermögen von 21,2 Milliar¬ 
den verfügt. Gefolgt wird er vom Fa¬ 
milienclan Mulliez mit 18 Milliarden, 
dem die inzwischen auch international 
tätige Handelskette Auchan gehört. An 
dritter Stelle liegen Bertrand Puech 
und seine Geschäftspartner des Un¬ 
ternehmens Hermes, das sich ebenfalls 
international mit dem Vertrieb von Lu¬ 
xusgütern (Lederwaren, Mode, Uhren, 
Parfüms) befasst (17,4 Mrd.). 

Bau von Mekong- 
Staudamm gestoppt 

Laos hat nach Protesten seiner Nach¬ 
barn und von Umweltschützern den 
Bau des Xayaburi-Staudamms am 
Mekong gestoppt, Die Regierung habe 
entschieden, den Bau im Norden des 
Landes zu verschieben, sagte der laoti¬ 
sche Außenminister Thongloun Sisou- 
lith am Rande einer Regionalkonfe¬ 
renz in der kambodschanischen Haupt¬ 
stadt Phnom Penh. 

Weniger Wachstum in China 

Das Wirtschaftswachstum in China ist 
im zweiten Quartal auf den niedrigsten 
Wert seit drei Jahren gesunken. Gegen¬ 
über dem Vergleichszeitraum ein Jahr zu¬ 
vor legte die chinesische Volkswirtschaft 
von April bis Juni um 7,6 Prozent zu. Im 
ersten Quartal waren es noch 8,1 Prozent 
gewesen. Aufgrund der schleppenden 
globalen Nachfrage hatten die Exporte 
zuletzt nachgegeben. Trotz einer Reihe 
wirtschaftlicher Stimuli seitens der Re¬ 
gierung in Peking schwächelt derzeit 
auch die Binnennachfrage. 

Berlusconi will kandidieren 

Der italienische Ministerpräsident Ma¬ 
rio Monti will nach Ende seiner Amts¬ 
zeit nicht wieder kandidieren. Er habe 
immer ausgeschlossen, nach der Parla¬ 
mentswahl im Amt zu bleiben, sagte er 
nach dem Treffen der EU-Finanzminis- 
ter in Brüssel am 10. Juli. Der ehema¬ 
lige Wirtschaftsprofessor hatte im No¬ 
vember 2011 auf Drängen der Führung 
der EU und der Eurozone den Posten 
des Ministerpräsidenten übernommen 
und eine „TechnokratenRegierung“ 
ohne demokratische Legitimierung ge¬ 
bildet, um das Land in der Schuldenkri¬ 
se zu verwalten. Sein Vorgänger, Silvio 
Berlusconi, liebäugelt mit einer Rück¬ 
kehr auf den Regierungssessel. Gegen 
ihn läuft in Mailand ein Gerichtsverfah¬ 
ren wegen sexueller Beziehungen zu ei¬ 
ner minderjährigen Prostituierten. 


Ein Land verschenkt 

Rumänien wird zur Schaubühne wachsender Interessenwidersprüche 



Basescu verschleudert das rumänische Vermögen an den Internationalen 
Währungsfonds, meint der rumänische Karikaturist Latuff. 


Die schnelle und teils spektakuläre 
Entwicklung der politischen Ereignis¬ 
se in und um Rumänien sind Ausdruck 
der wachsenden Widersprüche zwi¬ 
schen den wahren Interessen Rumäni¬ 
ens und seiner Bevölkerung, den Inte¬ 
ressen des sich herausbildenden natio¬ 
nalen Kapitals und den ökonomischen 
und politischen Interessen des interna¬ 
tionalen Kapitals, vor allem in Gestalt 
der EU und der USA. Es geht nicht 
um den bisherigen Präsidenten, Traian 
Bäsescu, nicht um den jetzigen Minis¬ 
terpräsidenten und Vorsitzenden der 
Sozialdemokratischen Partei (PSD), 
Viktor Ponta, und auch nicht um den 
amtierenden Staatspräsidenten, Crin 
Antonescu, der bis vor kurzem Vorsit¬ 
zender der National-Liberalen Partei 
und Bündnispartner der Sozialdemo¬ 
kraten war. 

Es geht den Vertretern des nationa¬ 
len und internationalen Kapitals da¬ 
rum, wer, welche politische Kraft die 
Erfüllung der politischen Interessen 
der jeweiligen Kapital- und politi¬ 
schen Gruppen am besten gewährleis¬ 
ten kann. In den propagandistischen 
Schlachten, die um das Bemühen vor 
allem der EU geschlagen werden, ihr 
politisches Diktat gegenüber Rumäni¬ 
en durchzusetzen, wird von den interes¬ 
sierten Kreisen unberücksichtigt gelas¬ 
sen, wie die rumänischen Akteure ihre 
Schritte begründen. 

Die Koalition der Sozialdemokraten 
und der Nationalliberalen haben ihre 
Aktionen gegen Basescu und seine bis 
kürzlich regierende Liberal Demokra¬ 
tische Partei damit begründet, dass sie 
nichts anderes wollten und wollen, als 
die Tätigkeit der Vertretungsorgane des 
Rechtsstaates wieder in verfassungsmä¬ 
ßige Bahnen zurückzuführen, die unter 
Traian Basescu verlassen worden sind. 
Zum Antrag auf Amtsenthebung des 
Staatspräsidenten wurde gesagt, dass 
dieser die Rolle des Premierministers 
untergraben und die verfassungsmä¬ 
ßigen Zuständigkeiten der Regierung 
substituiert hat. Der Präsident habe 
wiederholt die verfassungsmäßigen 
Grundrechte und Grundfreiheiten der 
Bürger verletzt. Er habe wiederholt ge¬ 
gen die Gewaltenteilung und gegen die 
Unabhängigkeit der Justiz verstoßen. 


Ihm werden Schritte zur verfassungs¬ 
widrigen Revision der Verfassung vor¬ 
gehalten. Er habe gegen die Pflicht 
zur parteipolitischen Neutralität des 
Staatspräsidenten verstoßen. Schließ¬ 
lich wird Traian Basescu beschuldigt, in 
den letzten drei Jahren das rumänische 
demokratische Regime verletzt und das 
rumänische politische System in Rich¬ 
tung einer Ein-Personen-Führung ent¬ 
wickelt zu haben, in dem der Präsident, 
durch Untergrabung der Zuständigkei¬ 
ten der anderen staatlichen Institutio¬ 
nen, alles entscheidet. 

Der Vorsitzende der Sozialistischen 
Allianzpartei, die sich in der Tradition 
der kommunistischen Partei sieht und 
auch Mitglied der Europäischen Links¬ 
partei ist, Constantin Rotaru, stellte in 
einem Pressebeitrag (www.socialis- 
tul.ro vom 12. Juli 2012) fest, dass das 
„rechte Regime, das Ende 2004 durch 
die Übernahme der Präsidentschaft 
durch Traian Basescu und der Regie¬ 


rung durch seine Partei, die Liberal- 
Demokratischen Partei, Mitglied der 
Europäischen Volkspartei, eingeführt 
wurde, hat das Land auf die Achse Wa- 
shington-London-Bukarest gebracht 
und es dem Internationalen Währungs¬ 
fonds zum Geschenk gemacht“. In dem 
Beitrag wird darauf hingewiesen, dass 
in den letzten drei Jahren die Politik 
Basescus den Weisungen des IWF ge¬ 
folgt ist und die Löhne und Gehälter 
um 25 Prozent gesenkt, die Renten be¬ 
trächtlich gekürzt, die Mehrwertsteuer 
von 19 Prozent auf 24 Prozent erhöht, 
Schulen und Krankenhäuser geschlos¬ 
sen, die Zuzahlungen für Medikamen¬ 
te gesenkt, die Subventionen für die 
Landwirtschaft gestrichen hat. Be¬ 
gründet hat er das mit der Notwendig¬ 
keit, die Haushaltsausgaben zu senken. 
Gleichzeitig habe er aber seiner politi¬ 
schen Klientel umfangreiche Verträge, 
die aus dem Staatshaushalt finanziert 
wurden, zukommen lassen. Angesichts 


solcher Entwicklungen hat bei den 
kürzlich stattgefundenen Kommunal¬ 
wahlen das jetzt regierende Bündnis 
der Sozialdemokraten mit den Natio¬ 
nalliberalen über 60 Prozent der Stim¬ 
men erreicht. 

Der Vorsitzende der Sozialistenpartei 
weist auch darauf hin, dass Basescu der 
„Faktor Nr. 1 bei der Erarbeitung der 
sogenannten Anklageschrift gegen den 
Kommunismus“ in Rumänien war, das 
durch Hass gegenüber den arbeitenden 
Menschen charakterisiert ist. 

Es wird darauf hingewiesen, dass es 
nicht nur um eine innere Auseinander¬ 
setzung, sondern um ein Aufeinander¬ 
prallen „mehrerer ausländischer Inte¬ 
ressen“ geht. Rumänien sei, so Rotaru, 
„eine Kolonie geworden, die von der 
EU und den USA ausgebeutet wird“. 
Man wisse nicht genau, „wer sich hier 
bekämpft (wie auch schon in Griechen¬ 
land), der deutsche Imperialismus mit 
dem amerikanischen, andere Kräfte 
und Dienste, aber offensichtlich gibt 
es mächtige äußere Interessen, die den 
Konflikt befeuern“. 

Am 5. Juli gab Premierminister Viktor 
Ponta persönlich bekannt, dass der US- 
General Wesley Clark als Sonderbera¬ 
ter des Premierministers für die Berei¬ 
che der Sicherheits- und Wirtschafts¬ 
strategie tätig sein wird. 

Die aktuellen Ereignisse in und um 
Rumänien stellen eine Fortsetzung 
der Entwicklung dar, die sich beson¬ 
ders in den letzten fünf Jahren intensi¬ 
viert hat. Die Entwicklung erfolgt vor 
dem Hintergrund der weltweiten Kri¬ 
se des kapitalistischen Systems, der um 
sich greifenden Rezession der rumäni¬ 
schen Wirtschaft, der Zuspitzung des 
Arm-Reich-Widerspruchs in Rumäni¬ 
en und der zunehmenden Ausbeutung 
des Landes durch das in- und ausländi¬ 
sche Kapital. 

Die heutige Situation widerspiegelt 
einen Zustand, in dem der Streit zwi¬ 
schen den verschiedenen politischen 
Lagern offen ausgebrochen ist. Ihm 
liegen widersprüchliche Interessen 
unterschiedlicher Kapitalgruppen zu¬ 
grunde. Die Anliegen ausländischer 
Kapital- und politischer Gruppen wer¬ 
den immer stärker innenpolitisch wirk¬ 
sam. Anton Latzo 


Bröckelt Moskaus Einfluss in Zentralasien? 

Usbekistan und Tadschikistan im Visier Washingtons 


Wie die UZ bereits berichtete, hat Us¬ 
bekistan das von Russland geführte 
Militärbündnis OVKS verlassen. Den 
Hintergrund dafür sehen russische Ex¬ 
perten in der verstärkten Zusammen¬ 
arbeit mit den USA und der Absicht 
Washingtons, eine große Militärbasis in 
Usbekistan zu errichten. 

Ähnliche Pläne hegt das Pentagon of¬ 
fenbar auch in Tadschikistan. So erklär¬ 
te Dan Burton, der Leiter einer Dele¬ 
gation von Abgeordneten des US-Re- 
präsentantenhauses, bei deren Besuch 
Tadschikistans Anfang Juli in „Radio 
Osodi“: „Wir brauchen sehr starke stra¬ 
tegische Partner, wie Tadschikistan. Sie 
haben eine ziemlich lange Grenze mit 
Afghanistan, Sie liegen am strategi¬ 
schen Transitweg nach Manas (US-Ba- 
sis in Kirgistan - W.G.). 2014 soll die 
Basis in Manas geschlossen werden. 
Obwohl wir nicht völlig für die Regie¬ 
rung der USA sprechen können, glau¬ 
ben wir, dass Tadschikistan als Ersatz 
für dieses Transitzentrum betrachtet 
werden kann. Nach unserer Rückkehr 
werden wir mit dem Außenministerium 
darüber sprechen.“ 

Dabei geht es offensichtlich um einen 
für lange Frist gedachten US-Militär- 
stützpunkt. Fügte Burton doch hinzu: 
„Wenn die Basis in Manas geschlossen 
sein wird, brauchen wir einen Weg, der 
uns gestattet, sicher zu sein, dass Tali¬ 
ban und Al-Kaida nicht erneut als star¬ 
ke Kraft in Afghanistan und der Regi¬ 
on emporkommen. Gerade aus diesem 
Grund benötigen wir eine Basis für die 


Durchführung von Operationen, wenn 
diese notwendig werden.“ 

Die „Operationen“ können ein wei¬ 
tes Feld umfassen, möglicherweise ei¬ 
nes Tages sogar Russland oder China. 
Näher liegt allerdings zunächst ein an¬ 
deres Land der Region. Wie der Leiter 
des Zentrums für militärische Progno¬ 
sen, Oberst i.R. Anatoli Zyganok, fest¬ 
stellt, geht es bei der verstärkten mili¬ 
tärischen Präsenz der USA in Zentrala¬ 
sien auch um ein Sprungbrett für einen 
möglichen Krieg gegen den Iran. 

Auf der Internetseite „KM.Ru“ wird 
darauf hingewiesen, dass es sich bei 
der anvisierten tadschikischen Alterna¬ 
tive zur US-Luftwaffenbasis Manas in 
Kirgisien nur um den strategisch wich¬ 
tigen Flughafen Aini handeln könne. 
Um diesen habe sich Russland bisher 
vergeblich bemüht. Jetzt sei es möglich, 
dass Washington Moskau das Objekt 
vor der Nase wegschnappe. Wenn be¬ 
rücksichtigt werde, so heißt es weiter, 
dass es bisher noch keine unumstöß¬ 
liche Tatsache sei, dass Kirgisien 2014 
nach Auslaufen des Nutzungsvertrages 
für Manas die Amerikaner von dort 
„Wegbitten“ werde und bereits von 
einem großen US-Militärstützpunkt 
in Usbekistan die Rede sei, so werde 
Russland vor das Faktum einer massi¬ 
ven Verstärkung der Präsenz Washing¬ 
tons in Zentralasien gestellt, das diese 
Region als seine „privilegierte Interes¬ 
senzone“ ansehe. 

Der Besuch der Emissäre des US- 
Repräsentantenhauses fällt bezeich¬ 
nenderweise mit einer deutlichen 


Verschlechterung der russisch-tad- 
schikischen Beziehungen zusammen. 
Diese findet ihren Ausdruck vor al¬ 
lem darin, dass die Verhandlungen 
zwischen den beiden Ländern über 
eine Verlängerung der Pacht für die 
russische Militärbasis in Tadschiki¬ 
stan in eine Sackgasse geraten sind. 
Sie geht zurück auf den Einsatz eines 
russischen Truppenkontingents zur 
Sicherung der tadschikisch-afghani- 
schen Grenze während des blutigen 
Bürgerkrieges in den 1990er Jahren. 
Gegenwärtig sind mehr als 6000 rus¬ 
sische Soldaten an drei Standorten in 
Tadschikistan stationiert. Wenn das 
tadschikische Regime die 2014 aus¬ 
laufende Frist für die Pacht der russi¬ 
schen Basis nicht verlängert, geht die 
militärische Präsenz Russlands in Ta¬ 
dschikistan zu Ende und es würden 
sich nur noch US-Militärs als auslän¬ 
dische Soldaten im Land befinden, da 
diese sich schon jetzt zur Ausbildung 
tadschikischer Grenzer an US-Waf¬ 
fensystemen an der Grenze zu Afgha¬ 
nistan befinden. 

Das Regime Präsident Rachmons ver¬ 
sucht die Situation zu nutzen, um Russ¬ 
land zu erpressen. Nachdem beim Be¬ 
such Präsident Medwedjews in Du¬ 
schanbe im letzten Jahr bereits eine 
prinzipielle Übereinkunft über die Ver¬ 
längerung der Pacht für den Stützpunkt 
um 49 Jahre erreicht und dies auch bei 
den Verhandlungen im ersten Quartal 
dieses Jahres vereinbart worden war, ist 
nun wieder alles offen. Plötzlich ver¬ 
langt Tadschikistan eine Erhöhung der 


Pachtsumme um ein Vielfaches und an¬ 
statt 49 Jahre soll die Laufzeit des Ver¬ 
trages auf 10 Jahre beschränkt werden. 
Russische Vertreter erklären diese Be¬ 
dingungen für unannehmbar und die 
zuständigen militärischen Stellen ha¬ 
ben die Zuweisung finanzieller Mittel 
für die Erhaltung und den Ausbau der 
Basis vorerst auf Eis gelegt. 

Wenn der russische Verteidigungsmi¬ 
nister Anatoli Serdjukow trotz alledem 
seine Zuversicht zum Ausdruck brach¬ 
te, dass der Vertrag über die Verlänge¬ 
rung der Pacht auf Grundlage der frü¬ 
heren Absprachen zustande kommen 
werde, so sind Zweifel angebracht. 
Die in der Zeitung „Wzglad“ geäu¬ 
ßerte Meinung, dass die Erhöhung der 
Pachtgebühr für Duschanbe „nur der 
Vorwand ist, um sich vom russischen 
Militär zu verabschieden und statt- 
dessen die Amerikaner einzuladen“, 
scheint nicht aus der Luft gegriffen 
zu sein. Und zu den Beweggründen 
dieses Verhaltens stellt die militärpo¬ 
litische Zeitschrift „Wojennoje obos- 
rjenije“ zutreffend fest: „Unmittelbar 
nach Usbekistan demonstriert Tadschi¬ 
kistan zum wiederholten Mal, dass sich 
weder Rachmon noch Karimow um 
gutnachbarliche Beziehungen unter¬ 
einander, noch um solche mit Moskau 
kümmern. Anstelle dessen geht es den 
beiden Führern umso mehr darum, um 
jeden beliebigen Preis dadurch Präfe¬ 
renzen für sich herauszuhandeln, dass 
sie gleich auf mehreren Stühlen sitzen. 

Willi Gerns 
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Venezuela wird fünftes MerCoSur-Mitglied 

Paraguays Politikerkaste wollte Geld für Zustimmung 


Die Suspendierung Paraguays wegen 
des parlamentarischen Staatsstreichs 
gegen Präsident Lugo hat beim 43. 
MerCoSur-Gipfel Ende Juni die Voll¬ 
mitgliedschaft Venezuelas in diesem 
Wirtschaftsblock ein gutes Stück vor¬ 
angebracht. 

Im argentinischen Mendoza wurde erst¬ 
mals ein Mitglied des Bündnisses (be¬ 
stehend aus Brasilien, Paraguay, Urugu¬ 
ay und Argentinien, assoziiert sind Ve¬ 
nezuela, Bolivien, Kolumbien, Ecuador, 
Chile und Peru) vorübergehend suspen¬ 
diert, da die anderen Mitglieder den 
Sturz Lugos durch Senat und Parlament 
als „illegitim“ betrachten. Allerdings 
gilt die Suspendierung nur bis zu den 
nächsten Wahlen im April. Da zudem 
keine Wirtschaftssanktionen beschlos- 


Inzwischen sind Enrique Peha Nieto 
von der Revolutionär-Institutionellen 
Partei (PRI) Glückwünsche aus aller 
Welt zugegangen; die Neuauszählung 
hat keine Änderungen erbracht, was 
auch niemand ernsthaft erwartet hatte. 
Der Sieger soll aber erst am 6. Sep¬ 
tember ausgerufen werden, wenn alle 
Anfechtungen beschieden worden sind. 
Die ganz alltäglichen Probleme Me¬ 
xikos sind ohnehin andere. Dazu der 
letzte Teil des Berichts unseres Lesers 
Friedhelm Groß: 

Fortsetzung 4 . 7 . 

Das Morden geht inzwischen weiter: 
In Tierra Caliente, Guerrero, werden 
fünf junge Männer aufgefunden. Sie 
wurden geprügelt und gefoltert, einige 
haben eine Plastiktüte über dem Kopf, 
alle wurden erschossen. Viele werden 
in ihren Fahrzeugen erschossen, andere 
fliehen zu Fuß, bis sie - meist mit meh¬ 
reren Kopfschüssen - auf dem Pflaster 
enden. Eine 35-jährige Anwältin wur¬ 
de heute Morgen beim Ausführen ihres 
Hundes mit einem Kopfschuss getötet. 
Die Täter bleiben immer unbekannt, es 
gibt keine Beschreibungen, keine Zeu¬ 
gen. Auch über Hintergründe verlau¬ 
tet nichts. 

Allerdings werden in diesen Tagen 
auch einige Gewaltexzesse von - meist 
staatlichen - Polizeikräften geahndet 
und auch Täter festgenommen. Auch 
spricht ein Richter in Ciudad Juärez 
zwei Opfer von Polizeiausschreitungen 
von der Anklage des Drogenbesitzes 
frei. Die Polizei war im Februar in das 
Haus der Angeklagten eingedrungen, 
hatte die ganze Familie bedroht, die 
beiden Angeklagten schwer mit Schlä¬ 
gen misshandelt und ihnen die Drogen 
untergeschoben. Anschließend wurden 
beide als Drogendealer, denen der Be¬ 
sitz von Marihuana nachgewiesen sei, 
der Presse vorgestellt. Jetzt gibt es An¬ 
klagen wegen Raubes, Misshandlung 
und schwerem Amtsmissbrauch gegen 
mindestens vier Polizeikräfte. 

Im ganzen Fand finden seit dem Wahl¬ 
tag Kundgebungen und Demonstrati¬ 
onen mit Musikgruppen und phanta- 
sievollen Darstellungen der Bewegung 
,Ich bin Nr. 132 4 statt. In vielen Pro¬ 
vinzstädten zum ersten Mal. Sie pro¬ 
testieren gegen Irregularitäten bei den 
Stimmzetteln und zweifeln die Wahler¬ 
gebnisse des 1. Juli an. Einige Transpa¬ 
rente sagen aus, man wolle Pena Nieto 
beim Wort nehmen, der alle zum Auf¬ 
bau eines „Neuen Mexiko“ aufgefor¬ 
dert habe. 

5 . 7 . 

Pena Nieto äußert sich in einem BBC- 
Interview zu den in den letzten Tagen 
aufgekommenen Gerüchten, die PRI 
habe sich in großem Stil Stimmen ge¬ 
kauft 4 . „Es ist absolut sicher, dass die 
Partei sich an die Gesetze gehalten und 
Transparenz gezeigt hat. Die Partei hat 
während ihrer ganzen Wahlkampagne 
nur investiert, was gesetzlich erlaubt 
ist.“ 


sen wurden „um dem paraguayischen 
Volk nicht zu schaden“, so Argentini¬ 
ens Präsdentin Fernändez, ist die neue 
paraguayische Führung um Lugos ehe¬ 
maligen Stellvertreter Federico Fran¬ 
co zwar ausgegrenzt, aber im Grunde 
genommen doch anerkannt. Die gern 
wiederholten Beteuerungen, in Latein¬ 
amerika werde keine nicht durch Wah¬ 
len hervorgegangene Regierung aner¬ 
kannt, haben sich nach dem Putsch in 
Honduras ein weiteres Mal als Papier¬ 
tiger herausgestellt. Konsequenter war 
da die staatliche „Venezuela Erdöl AG“ 
(PdVSA), die gleich nach dem Putsch 
die vertraglich vereinbarten Diesellie- 
ferungen eingestellt hat. 

Daher liegt das Interessante des regulä¬ 
ren Gipfeltreffens in der jetzt zum Grei- 


Die Beobachtungen und Videos, in de¬ 
nen verschiedene Personen zugeben, 
für die Zusage, PRI-Kandidaten zu 
wählen, Geschenkgutscheine erhalten 
zu haben, die sie in der Supermarktket¬ 
te SORIANA einlösen konnten, seien 
falsche Unterstellungen. Die Nachzäh¬ 
lung der Wählerstimmen dauert immer 
noch an. 

Der Körper einer erschlagenen und 
vergewaltigten jungen Frau wurde im 
nördlichsten Bundesstaat Mexikos, 
Chihuahua, am Straßenrand „entsorgt“. 
Alle paar Wochen wird über ähnliche 
Fälle berichtet. Es gibt zwar seit einiger 
Zeit eine auf Fälle spezialisierte Staats¬ 
anwaltschaft, in denen Frauen Opfer 
von Verbrechen aufgrund ihres Ge¬ 
schlechtes werden, das hat die extrem 
niedrige Aufklärungsquote allerdings 
nicht erhöht. Die nationale Staatsan¬ 
waltschaft FGE lässt umgehend ver¬ 
lauten, dass es keinen Anlass gibt, auf¬ 
grund von ,Einzelfällen 4 von einer Zu¬ 
nahme der Verbrechen gegen Frauen 
zu sprechen. Ebensowenig wie nach der 
Entführung und Ermordung eines Taxi¬ 
fahrers vom letzten Sonntag von einer 
Häufung der Gewalttaten gegenüber 
Taxifahrern zu sprechen sei. 

In Meoqui wird am frühen Nachmit¬ 
tag gegenüber von einem Markt ein 
25-jähriger mit drei Schüssen ins Ge¬ 
sicht exekutiert. Keine Augenzeugen. 
Die Polizei wird, wie üblich, Projek¬ 
tile einsammeln und den Körper der 
Gerichtsmedizin übergeben. Aller¬ 
dings spricht heute auch die Staatsan¬ 
waltschaft von einer neuen Welle der 
Gewalt. Sind doch allein in Camargo, 
Meoqui und Delicias in fünf Tagen 
zwölf Menschen getötet und acht ver¬ 
letzt worden. 

Im vergangenen Schuljahr gab es inner¬ 
halb von verschiedenen Schulgeländen 
in allen mexikanischen Bundesstaaten 
zu insgesamt zwanzig Schießereien. 

Im Laufe des Nachmittags kommt es 
in ganz Mexiko zu sintflutartigen Re- 
genfällen und Unwettern. Obwohl der 


fen nahen Vollmitgliedschaft Venezu¬ 
elas in dem 1991 gegründeten Block - 
und diese Tatsache hat wiederum mit 
dem zeitweisen Ausschluss Paraguays 
zu tun, der auf diese Weise doch sein 
Gutes hat. Denn das paraguayische Par¬ 
lament, dominiert von Rechtskräften, 
war das einzige, das Venezuelas Mit¬ 
gliedschaft durch Nichtratifizierung 
blockiert hatte. Venezuela hatte seine 
Mitgliedschaft im Jahr 2006 beantragt; 
diese soll nun Ende Juli im brasiliani¬ 
schen Rio de Janeiro besiegelt werden. 
Unterdessen treten aus dem Putschne¬ 
bel deutlich die Konturen der alten Re¬ 
gimes hervor: eine Aussage von Vene¬ 
zuelas Präsident Hugo Chävez wurde 
durch brasilianische Quellen bestätigt, 
wonach paraguayische Senatoren um 


Regen lange ersehnt war, richten die 
Wasserfluten große Schäden an. Stel¬ 
lenweise kommt der Verkehr fast zum 
Erliegen. Tausende Häuser werden be¬ 
schädigt, weil die Dächer nicht stand¬ 
halten, oder das Wasser meterhoch in 
das Erdgeschoss eindringt. Die Strom¬ 
versorgung ist ebenfalls betroffen, da 
Überlandleitungen beschädigt werden. 
Ein Lastwagen streift eine herabhän¬ 
gende Leitung und die Arbeiter, die auf 
der Ladefläche transportiert werden, 
erleiden einen tödlichen Stromschlag. 

6 . 7 . 

Religiöse Fanatiker zünden um 5 Uhr 
morgens in Turicato, Michoacän acht 
Klassenzimmer einer Grundschule an. 
Sie behaupten, von der Jungfrau von 
Rosario 4 angeführt worden zu sein, da 
die Schulbildung „des Teufels“ sei. Ge¬ 
bäude, Bücher, Computer - alles wurde 
ein Raub der Flammen. Als die Eltern 
der betroffenen Kinder die Aggresso¬ 
ren vertreiben wollen und sich mit Ma¬ 
cheten, Steinen und Knüppeln bewaff¬ 
nen, werden Polizeikräfte aus Uruapan 
in die Konfliktzone geschickt. Müßig, 
zu fragen, ob sie auch nur einen Brand¬ 
stifter gesucht und gefunden hätten. 
Die Ergebnisse der Nachzählung der 
Wahlergebnisse in 300 Wahlkreisen 
werden durch das IFE in Presse, Funk 
und Fernsehen bekannt gegeben. 4.635 
Vertreterinnen politischer Parteien wa¬ 
ren daran beteiligt. Die veröffentlichen 
Zahlen unterscheiden sich kaum von 
den vorher bekannt gegebenen. Das 
hatte auch niemand ernsthaft erwartet. 
Pena Nieto: 38,2%, Lopez Obrador: 
31,6 %, Josefina Väzquez: 25,4 %. 

Eine Stichwahl zwischen den Erstplat¬ 
zierten ist im mexikanischen Wahlrecht 
nicht vorgesehen. Die Vorwürfe der 
Wahlbeeinflussung durch Stimmenkauf 
werden ebenso wenig weiter verfolgt 
wie die Verhinderung der Stimmab¬ 
gabe durch fehlende Stimmzettel und 
verschlossene Wahllokale. Lässt man 
diese Fragwürdigkeiten außen vor und 


den Vorsitzenden der Partei „Unace“, 
Lino Oviedo, von Venezuela Geld für 
eine Zustimmung zu dessen Mitglied¬ 
schaft gefordert haben sollen. Als Kopf 
einer Gruppe von Senatoren, die alle 
auch den Putsch gegen Fernando Lugo 
betrieben haben, habe Oviedo zwölf 
Millionen US-Dollar Bestechungsgel¬ 
der verlangt. Inzwischen sind auch se¬ 
lektive Entlassungen von „Lugo-Ge- 
treuen“, meist Mitglieder des Links- 
parteien-Bündnisses „Frente Guasu“ 
bekannt geworden. Fernando Lugo 
wies in einem offenen Brief auf vier¬ 
hundert Entlassungen hin. Er warb um 
internationale Unterstützung für eine 
Bestrafung der „Gewalttäter gegen 
die Demokratie und die Verfassung“. 

Günter Pohl 

Daumen 


berücksichtigt nur die veröffentlichte 
Wahlbeteiligung von 63,15 %, so wurde 
der neue Präsident Mexikos, Enrique 
Pena Nieto, von weniger als 25 % der 
Wahlberechtigten gewählt. 

Es gibt verbreitet Aufrufe der Bewe¬ 
gung „Ich bin Nr. 132“ sich in den Städ¬ 
ten an zentralen Plätzen zu versam¬ 
meln. Da viele damit beschäftigt sind, 
die Schäden der gestrigen Unwetter 
notdürftig zu beheben, ist keine große 
Mobilisierung zu erwarten. Die unglei¬ 
chen Bedingungen der Parteien, die zu 
den Wahlen kandidierten, prangert in¬ 
zwischen auch Josefina Väzquez an. Sie 
fordert dazu auf genau zu prüfen, ob 
die Ausgaben für den Wahlkampf bei 
allen Parteien, aber insbesondere der 
PRI, stimmen. 

Anonymous-Hacker haben die Websi¬ 
te der PRI in Mexiko-Stadt seit dem 
2. Juli zum zweiten Mal unter ihrer 
Kontrolle. Dort steht jetzt, dass die 
PRI ihren Wahlbetrug mit gefälschten 
Wahlzetteln und gekauften Stimmen 
zugibt ... 

Am Nachmittag wird im Süden von Ci¬ 
udad Valles eine Station der staatlichen 
Polizei mehrfach von einer Gruppe Be¬ 
waffneter angegriffen. Zwei Polizisten 
werden lebensgefährlich verletzt. Ei¬ 
ner davon - Sohn einer neu gewählten 
Abgeordneten des Distrikts - stirbt im 
Krankenhaus. An anderer Stelle gibt es 
in der Stadt eine Schießerei zwischen 
bewaffneten Zivilpersonen und me¬ 
xikanischen Soldaten. Noch ist nichts 
über Tote oder Verletzte bekannt. 

Im Hafen von Acapulco werden inner¬ 
halb von vier Stunden drei Busfahrer 
verschiedener städtischer Buslinien 
ermordet. Viele der übrigen Fahrer 
weigern sich daraufhin, aus Angst vor 
weiteren Exekutionen, ihren Dienst 
anzutreten, Hunderte können dadurch 
nicht zu ihren Arbeitsstätten fahren. In 
einer Eisdiele Chihuahuas werden bei 
einer Schießerei fünf Menschen schwer 
verletzt, darunter zwei Frauen und ein 
Kind. 

Festgenommen wird heute Alejandro 
Hernändez Paz y Puente, ein Ex-Reprä- 
sentant der Justizbehörden in Guerre¬ 
ro. Am 12. Dezember 2011 waren zwei 
Schüler, die sich an einer Straßenblo¬ 
ckade beteiligt hatten, getötet worden. 
Bei der Untersuchung der damaligen 
Vorfälle gab es Hinweise, dass Hernän¬ 
dez Paz zu deren Vertuschung beigetra¬ 
gen hat. 

Er hat die Zerstörung von Spuren und 
das Verschwinden von Beweismaterial 
und Indizien begünstigt. Dadurch wur¬ 
de die Aufklärung, wie es zum Tod der 
beiden Jugendlichen gekommen war, 
unmöglich gemacht. 
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Die Stimmenauszählungen gehen wei¬ 
ter: nun werden nach der Überprüfung 
der Stimmen für die Präsidentschaft 
und die Senatoren die Wahlzettel für 
Abgeordnete überprüft. Die Ergebnis¬ 
se sollen spätestens morgen, Sonntag, 
vorliegen ... 


Referendum 

gefordert 

Linksfront gegen Fiskalpakt 

Die Sprecher der drei Hauptkompo¬ 
nenten der französischen Linksfront 
haben am 12. Juli bei einem gemein¬ 
samen Auftritt die Organisierung ei¬ 
ner großen öffentlichen Debatte und 
die Abhaltung eines Referendums über 
den EU-Fiskalpakt gefordert. Sie stell¬ 
ten sich damit deutlich gegen die An¬ 
kündigung des sozialdemokratischen 
Staatschefs Hollande, diesen Vertrag 
nur im Parlament verabschieden zu 
wollen. Bei einer Angelegenheit, die 
die nationale Souveränität betreffe, sei 
es unumgänglich, dass die ganze Bevöl¬ 
kerung informiert und eine öffentliche 
Debatte organisiert wird, die in eine 
Volksabstimmung einmündet, beton¬ 
ten sie. 

Pierre Laurent, Nationalsekretär der 
Kommunistischen Partei Frankreichs 
(PCF) erklärte, dieser Pakt mit sei¬ 
ner Sparzwangpolitik drohte Frank¬ 
reich nach dem Muster Griechenlands 
und Spaniens in die Misere zu drän¬ 
gen. Martine Billard von der „Parti de 
Gauche“ („Linkspartei“) sagte, es sei 
fundamental wichtig, die Bürger über 
die Situation und die konkreten Folgen 
der Ratifizierung eines solchen Ver¬ 
trags zu alarmieren. Christian Piquet 
von der „Gauche Unitaire“ („Verei¬ 
nigte Linke“ - ehemaliges trotzkisti- 
sches Spektrum) betonte, die Ratifi¬ 
zierung des Paktes würde den Regie¬ 
rungskurs für die nächsten fünf Jahre 
in eine Bahn lenken, die dem, wofür die 
Mehrheit der Franzosen im Frühjahr 
gewählt hat, völlig widerspricht. Sollte 
die Regierung ein Referendum ableh¬ 
nen, soll nach den Sommerferien eine 
große Kampagne zur Mobilisierung der 
Menschen für die Forderung nach ei¬ 
nem Referendum gestartet werden. 

Schlechtere 

Lebenssituation 

Ukrainer für Integration mit 
Russland und Belarus 

Auf dem Hintergrund der tiefen Krise 
in den Ländern der EU und besonders 
in der Eurozone sowie des brutalen 
Spardiktats gegen die Bevölkerung der 
davon besonders betroffenen Länder 
schmilzt die Zahl derjenigen Ukraine¬ 
rinnen und Ukrainer, die sich für die 
Perspektive einer späteren Mitglied¬ 
schaft ihres Landes in der EU begeis¬ 
tern, wie Butter an der Sonne. In um¬ 
gekehrter Relation wächst die Anhän¬ 
gerschaft einer Integration der Ukraine 
mit Russland und Belarus. 

So haben sich bei einer im Februar 
2012 von den Soziologen der „Rating- 
Gruppe“ durchgeführten Befragung 
nach einem Bericht des KPU-Journals 
„Kommunist“ 47 Prozent der Befragten 
dafür ausgesprochen, einen gemeinsa¬ 
men Staat zu schaffen, dem die Ukra¬ 
ine, Russland und Belarus angehören. 
Am 20. März wurde dieses Ergebnis 
durch eine Befragung des Kiewer In¬ 
ternationalen Instituts für Soziologie 
bestätigt. Danach ist die Zahl der An¬ 
hänger eines Eintritts der Ukraine in 
einen Unionsstaat mit Russland und 
Belarus eindeutig größer als die derje¬ 
nigen, die für eine Mitgliedschaft der 
Ukraine in der EU sind. Entsprechend 
der Umfrage würden bei einem Refe¬ 
rendum über den Eintritt der Ukraine 
in eine Union mit Russland und Bela¬ 
rus 55 Prozent mit „Ja“ und nur 27 Pro¬ 
zent mit „Nein“ stimmen. 

Interessant ist auch ein anderes Mei¬ 
nungsbild. Nach einer Umfrage der 
„Research & Branding Group“ ist eine 
relative Mehrheit der Bevölkerung der 
Ukraine gegenwärtig der Ansicht, dass 
sie im Ergebnis der Unabhängigkeit 
mehr verloren als gewonnen hat. Da¬ 
nach hat sich in den vergangenen 20 
Jahren die Situation in allen hauptsäch¬ 
lichen Lebensbereichen verschlechtert 
(mit Ausnahme der Möglichkeit den 
Wohnort frei zu wählen, darunter auch 
im Ausland). Die größte Verschlechte¬ 
rung sehen die Befragten auf solchen 
Gebieten wie der Garantie eines Ar¬ 
beitsplatzes (87 %), der Zukunftssi¬ 
cherheit (83 %) und dem materiellen 
Wohlstand (79 %). W.G. 


Morde, Medien und gefärbte 

Ein Reisebericht aus Mexiko (Teil 3 und Schluss) 



Demonstration gegen erneuten Wahlbetrug 
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Gastkolumne von Kerstin Köditz* 


Abschalten jetzt! 


„Ich wünsche mir, dass man auch einmal einem Verfassungsschützer glaubt“, 
äußerte der geschasste sächsische Geheimdienst-Chef Reinhard Boos im In¬ 
terview. „Wer glauben will, der soll in die Kirche gehen“, sagt mein Vater bei 
solchen Gelegenheiten immer. Und in der Tat: die Legenden von der Jung¬ 
frauengeburt und der Auferstehung von den Toten dürften ungefähr genau¬ 
so glaubhaft sein wie die offiziellen Darlegungen der Geheimdienstler. Die 
Halbwertzeit der Analysen, Prognosen und Versprechungen letzterer hat sich 
in den vergangenen Monaten drastisch verkürzt. 



Und was hatte man nicht alles versprochen! Alle Akten seien nunmehr auf 
dem Tisch, hieß es unisono im Bund, in Thüringen und auch in Sachsen. In 
Sachsen tauchte prompt noch ein Aktenordner bei den Schlapphüten auf, in 
Thüringen derer gleich 20 bei der Polizei. Die dortige Schäfer-Kommission 
hat ein Gutachten von fast 300 verfasst. Wird es das Papier noch wert sein, auf 
dem es gedruckt ist, wenn die nicht berücksichtigte „Aktion Rennsteig“, die 
unbekannte sächsische Akte aus dem Bundesamt und die neuen Polizeiakten 
zum „Thüringer Heimatschutz“ ausgewertet sind? 

Der sächsische „vorläufige Abschlussbericht“ des Innenministers Markus Ul- 
big (CDU) steht ohnehin nicht im Verdacht besonderer Gründlichkeit oder 
gar Vollständigkeit. Sachsen mauert von Anbeginn an und schiebt alle Schuld 
auf Thüringen ab. Dorther kamen die drei (bisher bekannten) Täter vom NSU 
schließlich. Dass sie rund dreizehn Jahre unbehelligt, unerkannt und in der 
Neonazi-Szene wohl geschützt in Sachsen gelebt haben, wird tunlichst aus¬ 
geblendet. Die Staatsregierung hält sich eisern an eine alte Wehrpflichtigen- 
Devise: täuschen, tarnen und verp... 

Wir waren in der sächsischen Parlamentarischen Kontrollkommission (PKK) 
als LINKE überzeugt davon, dass uns nicht alle Akten zum Thema NSU vor¬ 
gelegt worden sind. Der Untersuchungsausschuss wird genau dies bestätigen. 
Ich habe nachgefragt, ob ähnlich wie im Bundesamt Akten geschreddert wor¬ 
den sind. Bisher habe ich als PKK-Mitglied keine offizielle Antwort. Regional¬ 
medien hatten dann zumindest inoffizielle Informationen. Zwei Aktenkomple¬ 
xe zum NSU seien betroffen. Ein Dementi des Amtes, das kein tatsächliches 
Dementi war, folgte umgehend. Erstmals in seiner Geschichte eine Äußerung 
des Amtes am Samstag, an dem die Verfassung mangels arbeitender Schützer 
sonst immer ungeschützt bleibt. 

Aber einer arbeitete ja: der gerade entlassene Chef. Rund 800 Aktenstücke 
aus dem Bereich „Rechtsextremismus“ seien seit November 2011 geschreddert 
worden, erklärte Boos am Sonntag gegenüber der „Bild“, ein Papierstapel in 
der Höhe von 25 cm, also volle fünf Aktenordner. Aber: „Es wurden keine Er¬ 
kenntnisse gelöscht, die im Zusammenhang zur NSU stehen.“ Wann wird diese 
Behauptung widerlegt sein? Sicher nicht lange. „Blood + Honour“ ist für den 
sächsischen Geheimdienst lediglich eine „subkulturelle Vereinigung“. Wären 
also Akten zu dieser verbotenen Neonazi-Gruppe vernichtet worden, gäbe es 
demnach keinen Bezug zum NSU. Wir wissen aber, dass der Löwenanteil der 
Unterstützer des NSU aus „Blood + Honour“ stammte. Der Geheimdienst 
hätte dann zwar nicht gelogen, aber auch nicht die Wahrheit gesagt. So wie 
es eben Geheimdienstart ist. Was tun? Abschaffen den Laden, komplett und 
ersatzlos! Was sonst? Die „Reformen“, über die jetzt in Regierungskreisen 
geredet wird, stellten eine Verschlimmbesserung dar. Wir hätten eine Mega¬ 
sicherheitsbehörde, die erst recht niemand mehr kontrollieren kann. Also gilt 
bei der Atomenergie wie beim Geheimdienst: Abschalten jetzt! 

*Kerstin Köditz ist Landtagsabgeordnete in Sachsen und Mitglied im Innenausschuss des 
Landtags. 


Mappuschenko 

Hoffentlich bekommt er keinen Bandscheibenvorfall, der gute Stefan Mappus, 
wenn er denn dereinst in baden-württembergischen Kerkern schmachtet. Aus¬ 
geschaltet durch die Helfershelfer des Stuttgarter Regimes, deren grün-rote 
Staatsanwaltsschergen dem Machthaber Kretschmann und seinem Kumpan 
Schmid einen unangenehmen Gegner aus dem Weg räumen wollen. 
Tatsächlich hatte Stefan Mappus nicht etwa Untreue gegenüber dem ihm an¬ 
vertrauten Ländle im Sinn, sondern nur im Interesse des Landes Baden-Würt¬ 
temberg gehandelt, als er mit fünf Milliarden Euro dem Energieversorger 
EnBW bei einem Aktienrückkauf durch das Land etwas zuviel (man geht von 
gerade mal 840 Millionen Euro aus) in den Rachen warf. 

„Einem Ministerpräsidenten werden richtiger- und notwendigerweise weite 
Handlungsspielräume bei seinem Regierungshandeln eingeräumt, gegen die 
unser Mandant in keiner Weise verstoßen hat“, erklären die Anwälte von Ste¬ 
fan Mappus. In etwa so wie es die der ehemaligen ukrainischen Premierminis¬ 
terin Julia Timoschenko vor Jahren in einem frappierend ähnlichen Untreuefall 
über ihre Mandantin gesagt hatten. 

Aber deutsche Journalisten verstehen allemal, wann zu beißen ist und wann 
nicht. Denn natürlich kann man demokratischen Rechts- und gleichgeschal¬ 
teten Unrechtsstaat nicht vergleichen, weshalb das, was hier recht dort noch 
lange nicht billig ist. 

Der eigentliche Bösewicht heißt Janukowitsch, „dessen“ Justiz ihm hörig und 
daher dienlich ist, weshalb die Prozesse gegen die Gasprinzessin reine Willkür 
zur Ausschaltung einer aussichtsreichen Demokratin sind. In Deutschland ist 
alles anders, und auch deshalb kommt der Herr Mappus nicht ins Gefängnis, 
sondern in den EnBW-Vorstand. Und dass Viktor Janukowitsch aus Solida¬ 
rität mit Stefan Mappus im November nicht zum 28. Internationalen „Ger¬ 
man Masters“-Reitturnier nach Stuttgart reist, um dort nicht neben Winfried 
Kretschmann sitzen zu müssen, ist auch nur ein Gerücht. Günter Pohl 
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„Die Völker der Welt gegen 
Neoliberalismus und für Frieden“ 


U nter diesem Motto fand vom 4.- 
6. Juli das 18. Treffen des Foro 
Säo Paulo (FSP) in Caracas, Ve¬ 
nezuela statt. Unter der Schirmherr¬ 
schaft der Regierungspartei PSUV 
nahmen mehr als 800 Delegierte und 
Gäste von über 100 Parteien und Orga¬ 
nisationen aus 50 Ländern teil, u.a. aus 
der BRD die Partei „Die Linke“ und 
die DKP. Damit war dieses Foro eines 
der größten in seiner Geschichte. 

Ort und Gastgeber waren auch die¬ 
ses Mal bewusst gewählt. Am 7. Okto¬ 
ber finden in Venezuela die Präsident¬ 
schaftswahlen statt. Mit der Durchfüh¬ 
rung des Treffens in Caracas setzten die 
Teilnehmer ein Zeichen der Solidari¬ 
tät mit dem bolivarischen Prozess und 
dem Präsidenten Hugo Chävez. Die¬ 
ser Wahlkampf wird als die zentrale 
Auseinandersetzung für die nächsten 
Monate in Lateinamerika aufgefasst. 
Es geht dabei zunächst um die Schaf¬ 
fung einer Gegenöffentlichkeit gegen 
die sich abzeichnende Verleumdungs¬ 
kampagne der nationalen Opposition 
und der internationalen Massenmedi¬ 
en. Deren gemeinsamer „Plan B“ be¬ 
steht darin, die Weltöffentlichkeit auf 
eine Situation vorzubereiten, in der die 
Wahlergebnisse als gefälscht bezeich¬ 
net werden und somit eine Wiederwahl 
von Chävez doch noch verhindert wer¬ 
den könnte. 

Das Thema der Wahlunterstützung be¬ 
herrschte die dreitägige Veranstaltung 
ganz klar - mehr noch als im letzten 
Jahr, als das FSP in Managua tagte und 
die Präsidentschaftswahlen in Nicara¬ 
gua vor der Tür standen. 

Zum einen ist das in den zahlreichen 
Initiativen abzulesen, die im Abschluss¬ 
dokument, der Erklärung von Caracas, 
vereinbart wurden. So soll am 24. Juli, 
dem 229. Geburtstag Simon Bolivars, 
ein weltweiter „Tag der Solidarität mit 
der bolivarischen Revolution und mit 
Hugo Chävez“ durchgeführt werden. 
Vorgesehen sind Meetings, Veranstal¬ 
tungen, Pressekonferenzen u.ä. in den 
jeweiligen Hauptstädten. Des weite¬ 
ren sollen z.B. die Pressefeste der eu¬ 
ropäischen Linken wie das der „Huma- 
nite“ in Paris vom 11.-13. 9. oder das 
der „Avante!“ in Lissabon vom 6.-8.9. 
für Solidaritätskundgebungen genutzt 
werden. 

Zum anderen zeigte sich das in der 
zeitlichen Abfolge des Foros mit der 
Abschlussveranstaltung und dem Auf¬ 
tritt von Hugo Chävez als Höhepunkt. 
Hier wurde auch eine Videobotschaft 
des brasilianischen Ex-Präsidenten, 
Luiz Inäcio Lula da Silva verlesen, in 
der dieser die venezolanischen Errun¬ 
genschaften lobte und an Chävez ge¬ 
wandt betonte „Dein Sieg wird unser 
aller Sieg sein.“ 

Mit Blick auf die Wahlen in knapp drei 
Monaten trat das eigentliche Arbeits¬ 
programm etwas in den Hintergrund. 
Es wird zu überlegen sein, wie sich das 


18. Treffen des „Foro Säo Paulo“ 

in den kommenden Jahren wieder än¬ 
dern lässt. Das Programm war dennoch 
sehr umfangreich. Es wurden 14 Work¬ 
shops zu sehr verschiedenen Themen 
wie Gewerkschaftsbewegungen, Migra¬ 
tion, Verteidigung, Umwelt und Klima¬ 
wandel oder Demokratisierung von In¬ 
formation und Kommunikation durch¬ 
geführt. Hinzu kamen mehrere Treffen 
von regionalen Sekretariaten. Die Er¬ 
gebnisse aller Arbeitsgruppen flössen 
dann in das 41-Punkte-Abschlussdoku- 
ment ein. 

Ein zentrales Thema in den Redebei¬ 
trägen war der Prozess der weiteren In¬ 
tegration und der Vertiefung der Zu¬ 
sammenarbeit der Länder in Latein¬ 
amerika. Welche Rolle soll das FSP 
dabei spielen? 

Mit Stolz wurde darauf verwiesen, was 
das FSP seit seinem ersten Treffen er¬ 
reicht hat. Valter Pomar, Exekutivse¬ 
kretär des FSP, führte in seinem Bei¬ 
trag auf der Eröffnungsveranstaltung 
aus: „Die erste Ausgabe dieses Tref¬ 
fens fand 1990 in der Stadt Säo Paulo 
in Brasilien statt und wie war die Welt 
damals? 1. die USA dachten, sie sind 
die imperiale Supermacht mit einer 
weltweiten Hegemonie, 2. die Theo¬ 
retiker des Neoliberalismus sprachen 
vom Ende der Geschichte, 3. der So¬ 
zialismus erfuhr eine totale Krise und 
wenig später löste sich die Sowjetuni¬ 
on auf. Und auf unserem Kontinent 
war nur eine einzige linke Partei an 
der Macht, die Kommunistische Par¬ 
tei Kubas. Heute, 22 Jahre später, sind 
die Veränderungen beeindruckend: 1. 
die USA befinden sich in ihrem Nie¬ 
dergang, sind aber gefährlicher als in 
früheren Zeiten, 2. der neoliberale 
Kapitalismus steckt in einer tief grei¬ 
fenden Krise, ist aber weiterhin he- 
gemonial durch die Regierungen der 
USA, Europas und Japans, 3. der So¬ 
zialismus erlebt eine Wiedergeburt ... 
und 4. das Eindrucksvollste, die KP 
Kubas ist nicht länger allein. Dank 
des Kampfes unserer Völker, der so¬ 
zialen Bewegungen, unserer Parteien 
und Regierungen sind wir heute dabei, 
die lange Nacht des Neoliberalismus 
zu überwinden. Im Verhältnis zu dem, 
was wir 1990 hatten, gibt es heute in 
unserer Region der Welt mehr Demo¬ 
kratie, mehr Wohlstand ... und mehr 
Integration.“ Man sei aber noch sehr 
weit davon entfernt, die eigentlichen 
Ziele zu erreichen, soziale Gerechtig¬ 
keit und wirkliche Herrschaft der Völ¬ 
ker. Wie schon auf dem Internationa¬ 
len Seminar in Mexiko im März diesen 
Jahres (siehe UZ vom 20.4.) ermahnte 
er die Teilnehmer, dass eine wichtige 
aktuelle Herausforderung darin be¬ 
steht, das bisher Erreichte gegen die 
Kräfte der Reaktion auf dem ameri¬ 
kanischen Kontinent zu verteidigen. 
Vieles davon ist sehr fragil und leicht 
umkehrbar. Die Ereignisse in Paragu¬ 
ay im Juni mit der „Amtsenthebung“ 


von Präsident Fernando Lugo bewei¬ 
sen das sehr deutlich. 

Das FSP verurteilte diese Aktion als 
„Staatsstreich des Parlaments“ und 
beschloss mehrere konkrete Aktionen: 
am 31. Juli sollen die sozialen Bewe¬ 
gungen in Brasilien, Argentinien und 
Uruguay, den Nachbarstaaten von Pa¬ 
raguay, mobilisiert werden zu einem 
Marsch aus den jeweiligen Grenzge¬ 
bieten auf die Hauptstadt Asuncion 
und am 15. August, dem traditionellen 
Tag der Amtseinführung der Präsiden¬ 
ten Paraguays, sollen weltweit Aktio¬ 
nen vor den jeweiligen Botschaften 
des Landes gegen den Putsch organi¬ 
siert werden. 

Des weiteren wurde in der Diskussion 
auf die internationale Krise in all ihren 
Aspekten (wirtschaftlich, sozial, Ener¬ 
giekrise, Lebensmittelkrise, Klimakrise) 
eingegangen. Hier wurde betont, dass 
sich Lateinamerika bisher von der Re¬ 
zession, die mehrere europäische Län¬ 
der momentan durchmachen, abkop¬ 
peln konnte, weil es gelungen ist, „alter¬ 
native, weniger abhängige Modelle zu 
entwickeln. Die Wachstumsraten haben 
sich verringert, aber wir schreiten vo¬ 
ran“, betonte Emir Sader, Exekutivse¬ 
kretär des Rates für Sozialwissenschaf¬ 
ten in Lateinamerika (Clasco). 

Im letzten Jahr wurden verschiedene 
Veränderungen in der Arbeitsweise des 
Foro eingeleitet, um aktiver und sicht¬ 
barer in die aktuellen Auseinanderset¬ 
zungen eingreifen zu können. Das führ¬ 
te dazu, dass inzwischen ein großer Teil 
der Detailarbeit in den permanenten 
Kommissionen, die sich auch unter¬ 
jährig treffen, geleistet wird. So gab es 
z.B. zum Thema „Progressive und linke 
Regierungen“ ein separates Seminar in 
Rio de Janeiro, auf dem viel intensiver 
gearbeitet werden konnte als hier in ei¬ 
nem fünfstündigen Workshop. 

Neben der Hauptveranstaltung wer¬ 
den auch immer mehr „Spezialtreffen“ 
durchgeführt. In Caracas kam es so ne¬ 
ben dem 4. Treffen von Jugendorgani¬ 
sationen der Parteien des FSP erstmals 
zu einem Treffen der Frauenaktivistin¬ 
nen. Und für das kommende Jahr sind 
weitere Ausgliederungen geplant. 
Dieses Jahr wurde das Foro ebenfalls 
genutzt, um erstmals eine separate Be¬ 
sprechung der teilnehmenden KPen 
durchzuführen. Auf Einladung der 
KP Venezuelas (PCV) trafen sich ca. 
20 kommunistische Parteien aus La¬ 
teinamerika, Europa und Asien. Os¬ 
car Figuera, Generalsekretär der PCV 
erläuterte die aktuelle Politik der Par¬ 
tei im Zusammenhang mit den Wah¬ 
len am 7. Oktober und beleuchtete das 
nicht widerspruchsfreie Verhältnis zur 
PSUV. Es war noch kein richtiges Ar¬ 
beitstreffen, aber ein möglicher Anfang 
für eine kontinuierliche Zusammenar¬ 
beit im Rahmen des FSP. Rainer Schulze 
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Bild oben rechts: Begeistert wurden die rund 400 Bergarbeiter nach ihrem 19 
Tage dauernden „Schwarzen Marsch“ in der Nacht vom 10. zum 11. Juli in Madrid 
von Zehntausenden empfangen. 

Die anderen Bilder entstanden am 13. Juli, dem sogenannten „Tag der Wut“, an 
dem spontan Demonstrationen gegen die Kürzungen in Madrid stattfanden. Der 
Fotograf wurde bei den Aufnahmen von der Polizei angegriffen. 

Bild unten: Die Madrider Innensenatorin am Rande der Demonstrationen. 



Angriff auf die 
Schwächsten der 
Gesellschaft 


Die Hauptbetroffenen der neuesten 
Maßnahmen der konservativen spani¬ 
schen Regierung unter Mariano Rajoy 
und der Europäischen Union sind die 
Arbeitslosen, die jungen Leute, die äl¬ 
teren Frauen mit kranken Familienmit¬ 
gliedern und die Immigranten. 

65 Milliarden Euro sollen bis 2014 nach 
Maßgabe Brüssels eingespart werden; 
alle drei Monate werden EU-Funktio- 
näre vorbeischauen und Einblick in alle 
privaten und öffentlichen Finanzinsti¬ 
tute bekommen. Die Mehrwertsteuer 
wird um drei Prozentpunkte (von 16 
auf 19 %) erhöht. Alles wird teurer, es 
handelt sich um die größte Krise nach 
dem Krieg. 

Drei Milliarden sollen in der Bildung 
eingespart werden, die Studiengebüh¬ 
ren steigen auf den höchsten Stand in 
ganz Europa, zweitausend Unidozen- 
ten werden nach Angaben der Ge¬ 
werkschaften entlassen. Die Schüler¬ 
zahl pro Klasse steigt um 20 Prozent. 
Im Gesundheitsbereich wurde bereits 
seit Monaten verschärft: illegale Im¬ 
migranten bekommen keine Gesund¬ 
heitsversorgung mehr, wie auch dieje¬ 
nigen Arbeitslosen, die nie gearbeitet 
haben. Die Zuzahlung bei Medikamen¬ 
ten wird eingeführt, und die Ärzte be¬ 
kommen eine höhere Zahl an Patienten 
in den Krankenhäusern zugewiesen. 


Arbeitslose und junge Menschen er¬ 
leiden einen Frontalangriff: die Ar¬ 
beitslosenunterstützung sinkt ab dem 
sechsten Monat um 10 Prozent und die 
Wohnbeihilfe für junge Leute wird von 
210 auf 147 Euro gekürzt. Dazu muss 
man wissen, dass die Jugendarbeitslo¬ 
sigkeit bei 50 Prozent liegt und sieben 
von zehn der unter 30-Jährigen wegen 
der hohen Mieten und niedrigen Löh¬ 
nen bei ihren Eltern leben. Das Sank¬ 
tionssystem gegen Arbeitslose hat Spa¬ 
nien erreicht und die 400-Euro-Hilfe 
für über 45-Jährige kaum Vermittel¬ 
bare wird ganz gestrichen. Langzeitar¬ 
beitslose bekommen nicht mehr ab 52, 
sondern erst ab 55 Jahren die für sie 
vorgesehene Unterstützung. Arbeits¬ 
lose dürfen das Land nicht verlassen, 
sonst verlieren sie ihre Unterstützungs¬ 
leistungen. 

Kleine Selbstständige haben doppelte 
Steuererhöhungen zu beklagen - zum 
einen die Mehrwertsteuererhöhung, 
zum anderen die Erhöhung der Ein¬ 
kommensteuer von 15 auf 19 Prozent, 
was nach Angaben der Verbände von 
kleinen und mittleren Selbstständigen 
zum Aus für bislang schon am Rande 
des Existenzminimums arbeitende Fa¬ 
milienunternehmungen führen kann. 
Die Regierung beabsichtigt in den 
nächsten Monaten weitere 300 000 
Beamte zu entlassen. Außerdem sollen 


im Rahmen eines „Liberalisierungspla¬ 
nes“ die Eisenbahngesellschaft (REN- 
FE), die Flughäfen, die Wasserwerke 
Madrids und alle Häfen des Landes 
verkauft werden. 

Dagegen entwickelt sich Widerstand: 
der Generalsekretär der „Vereinten 
Linken“, Cayo Lara, hat ebenso zu Pro¬ 
testen aufgerufen wie Ignacio Fernän- 
dez Toxo, der Chef des Gewerkschafts¬ 
dachverbandes „Arbeiterkommissi¬ 
onen“. Der andere Dachverband, die 
UGT, spricht von einem „demokrati¬ 
schen Betrug“. 

Der letzte Generalstreik fand am 29. 
März gegen die Arbeitsrechtsreform 
statt, nun waren für den 19. Juli Mas¬ 
senmobilisierungen im ganzen Land 
geplant. Auch Taxifahrerinnen und 
Lehrerinnen in Madrid gehen in unbe¬ 
fristete Streikaktionen. Am 21. Juli er¬ 
reicht der „Marsch der Würde“, der am 
26. Juni in verschiedenen Landesteilen 
gestartet war, Madrid. Die Bergarbei¬ 
ter sind auch im unbefristeten Streik. 
Und für den 25. September ist geplant, 
das Parlament zu umringen, und dann 
wird es um die Auflösung des Gerichts¬ 
hofes und eine verfassunggebende Ver¬ 
sammlung gehen. „Eine neue Verfas¬ 
sung, aber dieses Mal in einem demo¬ 
kratischen Staat!“ 

Carmela Negrete 
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Theorie und Geschichte 
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Zum Zusammenhang des demokratischen 
und des sozialistischen Kampfes 

Josef Schleifstein über Grundgedanken von Marx, Engels und Lenin 


Vor 20 Jahren, am 24. Juli 1992 ist Jo¬ 
sef Schleifstein gestorben. Sein Werk 
und Wirken als marxistischer Lehrer, 
Wissenschaftler, Kommunist wurde 
damals über Parteigrenzen- und gra¬ 
ben hinweg in einer beeindruckenden 
Broschüre „Reale Geschichte als Lehr¬ 
meister“ gewürdigt. Sie ist, neben an¬ 
deren Büchern von Jupp Schleifstein, 
auf dem Archiv-Stick „100 Bücher 
aus (fast) 50 Jahren“enthalten. Die 
Marxistischen Blätter fühlen sich bis 
heute dem Lebenswerk und Erbe von 
Jupp Schleifstein verpflichtet, ln der 
jüngsten Ausgabe dokumentieren sie 
einen (hier gekürzten) Beitrag, den er 
1969 kurz nach der Konstituierung der 
DKP für das Heft 6 der Marxistischen 
Blätter geschrieben hatte und der heute 
trotz oder gerade wegen der globalen 
Rahmenbedingungen ohne sozialis¬ 
tische Systemkonkurrenz nichts von 
seiner prinzipiellen Gültigkeit verloren 
hat. LoG 

Der Zusammenhang zwischen den de¬ 
mokratischen Forderungen und Zielen 
der Arbeiterbewegung und ihrem sozi¬ 
alistischen Endziel gehört seit langem 
zu einem der wichtigsten und jeweils 
neu zu analysierenden Problemkrei¬ 
se einer marxistischen Strategie und 
Taktik. Das ist leicht verständlich, ist 
dieser Zusammenhang doch Ausdruck 
des Verhältnisses, das Gegenwarts- und 
Zukunftsinteressen der Arbeiterklasse 
miteinander verbindet. 

Die ganze Geschichte der Arbeiter¬ 
bewegung zeigt, dass deren Vorwärts¬ 
entwicklung und erst recht ihre dau¬ 
erhaften Siege in hohem Grade davon 
abhängen, ob es ihr gelang, das Verhält¬ 
nis von demokratischem und sozialis¬ 
tischem Kampf richtig zu bestimmen 
und danach zu handeln, während sie 
allenfalls Augenblickserfolge errang, 
unfruchtbar blieb oder gar weit zurück¬ 
geworfen wurde, wo sie entweder ihr 
sozialistisches Ziel vergaß, oder wo sie 
die demokratischen Aufgaben negierte. 
Da Marx und Engels - im Gegensatz 
zu allen utopischen und kleinbürgerli¬ 
chen sozialistischen Strömungen - den 
Sozialismus als das Ergebnis der ge¬ 
sellschaftlichen Widersprüche des Ka¬ 
pitalismus und des aus ihnen resultie¬ 
renden proletarischen Klassenkampfes 
auffassten, konnten ihnen auch niemals 
die Bedingungen gleichgültig sein, un¬ 
ter denen die Arbeiter sich ihrer Inte¬ 
ressen als Klasse bewusst werden, ihre 
Organisation und ihre Kräfte ausbilden 
und ihren Kampf um die endgültige so¬ 
ziale Befreiung ausfechten. 

Marx und Engels haben in verschiede¬ 
nen geschichtlichen Perioden immer 
wieder einige grundsätzliche Gesichts¬ 
punkte über den Zusammenhang der 
demokratischen und sozialistischen 
Aufgaben der Arbeiterbewegung her¬ 
vorgehoben. Schon im „Kommunisti¬ 
schen Manifest“ formulierten sie den 
Grundgedanken der Verbindung von 
Gegenwarts- und Zukunftsinteressen: 
„Sie (die Kommunisten) kämpfen für 
die Erreichung der unmittelbar vorlie¬ 
genden Zwecke und Interessen der Ar¬ 
beiterklasse, aber sie vertreten in der 
gegenwärtigen Bewegung zugleich die 
Zukunft der Bewegung.“ 1 
Vor, während und nach der Revoluti¬ 
on von 1848/49 vertraten Marx und En¬ 
gels den Standpunkt, dass die Arbeiter¬ 
klasse die Bourgeoisie und das Klein¬ 
bürgertum immer dann unterstützen 
müssen, wo diese im Kampf um De¬ 
mokratie entschieden gegen den Feu¬ 
dalismus auftreten. Später, während 
des so genannten preußischen Verfas¬ 
sungskonflikts 1864-65 ergänzte En¬ 
gels diesen Gedanken dahingehend, 
die Arbeiterklasse müsse auch dann 
für bürgerlich-demokratische Rechte 
kämpfen, wenn das Bürgertum diesen 
Kampf aus Furcht vor den Arbeitern 


aufgebe. „Selbst dann“, schrieb Engels, 
„wird der Arbeiterpartei nichts übrig 
bleiben, als die von den Bürgern verra¬ 
tene Agitation für bürgerliche Freiheit, 
Pressefreiheit, Versammlungs- und Ver¬ 
einsrecht trotz der Bürger fortzuführen. 
Ohne diese Freiheit kann sie selbst sich 
nicht frei bewegen; sie kämpft in die¬ 
sem Kampf für ihr eigenes Lebensele¬ 
ment, für die Luft, die sie zum Atmen 
nötig hat.“ 2 

Selbstverständlich kann sich die Ar¬ 
beiterbewegung nicht auf den Kampf 
um eine maximale Ausdehnung der 


bürgerlichen Demokratie beschrän¬ 
ken, wenn sie ihr sozialistisches Ziel 
nicht aufgeben will. Auch die „freies¬ 
te“ bürgerliche Republik ist ökonomi¬ 
sche und politische Klassenherrschaft 
der Bourgeoisie; in ihr übt, wie Engels 
sagte, „der Reichtum seine Macht indi¬ 
rekt, aber um so sicherer aus“. 3 Zu ihrer 
sozialen Befreiung muss die Arbeiter¬ 
klasse die politische Macht erkämpfen, 
von der bürgerlichen zur sozialistischen 
Demokratie vorwärtsschreiten. 

Diese hier nur angedeuteten Grund¬ 
gedanken von Marx und Engels wur¬ 
den durch die Theorie und Praxis Le¬ 
nins und der kommunistischen Bewe¬ 
gung bestätigt und bereichert. Lenins 
in der ersten russischen Revolution 
entwickelte These vom Hinüberwach¬ 
sen der bürgerlich-demokratischen in 
die sozialistische Revolution hat - un¬ 
ter reiferen geschichtlichen Bedingun¬ 
gen - nach dem zweiten Weltkrieg in 
den aus dem antifaschistischen und an¬ 
tikolonialen Befreiungskampf hervor¬ 
gegangenen volksdemokratischen Re¬ 
volutionen ihre Lebenskraft erwiesen. 
Besonders bedeutsam für die heutige 
Arbeiterbewegung in den entwickel¬ 
ten kapitalistischen Ländern sind jene 
Gedanken Lenins, die er während des 
ersten Weltkrieges und in den Monaten 
zwischen der Februar- und der Okto¬ 
berrevolution 1917 entwickelte. In sei¬ 
ner Imperialismus-Analyse unterstrich 
Lenin die Feststellung Hilferdings, das 


Finanzkapital bedeute „nicht Freiheit, 
sondern Herrschaft“. Lenin zeigte, dass 
der Imperialismus „Reaktion auf der 
ganzen Linie“ ist, dass er alle antidemo¬ 
kratischen, zu Unterdrückung, Expan¬ 
sion und Krieg drängenden Tendenzen 
der kapitalistischen Gesellschaft ver¬ 
stärkt. Aber gerade diese demokra¬ 
tiefeindlichen Tendenzen des Imperia¬ 
lismus rufen in der Arbeiterklasse und 
in anderen werktätigen Volksschichten 
unvermeidlich die Gegentendenz des 
Kampfes um Demokratie hervor. 

In vielen Auseinandersetzungen wäh¬ 


rend des Krieges wandte sich Lenin ge¬ 
gen die Auffassung, als ob der Kampf 
um Demokratie oder um einzelne de¬ 
mokratische Forderungen den sozi¬ 
alistischen Kampf abschwächen, die 
Losung der sozialistischen Revolution 
verdunkeln könne. Unablässig betonte 
er, dass im Gegenteil die Arbeiterklas¬ 
se sich nur dann auf eine sozialistische 
Umwälzung der Gesellschaft vorberei¬ 
ten könne, wenn sie einen allseitigen, 
konsequenten Kampf um Demokratie 
führe. 4 In den Monaten vor der Ok¬ 
toberrevolution, als das Problem des 
Auffindens jener Formen und Über¬ 
gänge, die die Massen an den Kampf 
um den Sozialismus heranführen kön¬ 
nen, besonders akut war, entwickelte 
Lenin den Gedanken, dass ein konse¬ 
quenter, von der Arbeiterklasse, den 
Bauern und den anderen werktätigen 
Schichten getragener „Demokratis¬ 
mus“ (insbesondere unter den Bedin¬ 
gungen einer staatsmonopolistischen 
Verschmelzung von Konzernmacht und 
Staat) unvermeidlich „Schritte zum So¬ 
zialismus“ bedeute. 5 
Es verdient besonders festgehalten zu 
werden, dass Lenin nach den Niederla¬ 
gen der Revolutionen in Deutschland, 
Österreich, Ungarn 1918/19, als deut¬ 
lich geworden war, wie viel schwieriger 
sich der Beginn einer sozialistischen 
Umwälzung in den ökonomisch höher 
entwickelten Ländern gestalten würde, 
auf diesen Kerngedanken zurückkam. 


Er betonte, dass für die Arbeiterbewe¬ 
gung, für die Kommunistischen Partei¬ 
en in Westeuropa das Aufspüren jener 
Übergänge entscheidend sein werde, 
durch die die arbeitenden Massen an 
den Kampf um den Sozialismus heran¬ 
geführt werden können. 6 ... 

Gültigkeit der Strategie Lenins 

Die objektive staatsmonopolistische 
Entwicklung wie die subjektive Stra¬ 
tegie der herrschenden Kreise in den 
imperialistischen Ländern haben nicht, 
wie manchmal behauptet wird, die Ge¬ 
danken Lenins über die Verknüpfung 
des demokratischen und des sozialis¬ 
tischen Kampfes veraltern lassen oder 
unanwendbar gemacht, sondern ihre 
Bedeutung im Gegenteil noch erhöht. 
Das fand seinen Niederschlag sowohl 
in der Erklärung von 1960 wie im Do¬ 
kument der Moskauer Beratung der 
kommunistischen und Arbeiterpartei¬ 
en vom Juni dieses Jahres. 

Erstens kann die Arbeiterbewegung 
heute einer Gesamtstrategie der Mo¬ 
nopolbourgeoisie nur begegnen, wenn 
sie ihrerseits alle Elemente und Stufen 
ihres Kampfes zu einer Gesamtstrate¬ 
gie verbindet, worin die Aufgaben auf 
dem Gebiet der sozialen, demokrati¬ 
schen und friedlichen Tagesinteressen 
organisch verbunden sind mit denen 
im Kampf um antimonopolistische 
Umgestaltungen, für eine demokrati¬ 
sche Erneuerung aller Bereiche des ge¬ 
sellschaftlichen und staatlichen Lebens 
und mit dem sozialistischen Ziel. Nur 
so können Gegenwarts- und Zukunfts¬ 
interessen der Arbeiterklasse und der 
anderen Werktätigen verknüpft wer¬ 
den, können Bewusstsein, Organisati¬ 
on, Erfahrung, Kampfmethoden jene 
Reife erlangen, die überhaupt erst er¬ 
möglicht, breitere Massen an sozialisti¬ 
sche Zielsetzungen heranzuführen. 
Natürlich kommt in diesem Prozess der 
Bildung von Klassenbewustsein gera¬ 
de in der Bundesrepublik, wo die so¬ 
zialistischen Kräfte zahlenmäßig noch 
schwach sind, eine erstrangige, gar 
nicht zu überschätzende Bedeutung zu. 
Denn die Entwicklung in der Arbeiter¬ 
schaft wird vor allem davon bestimmt 
sein, in welchem Maße und in welcher 
Zeit es gelingt, ihrem klassenbewussten 
Kern neue Kräfte zuzuführen, die DKP 
zu stärken. 

Zweitens müssen gerade die aus der 
staatsmonopolistischen Entwicklung 
verstärkt resultierenden Formierungs¬ 
und Integrationstendenzen die klassen¬ 
bewussten Kräfte der Arbeiterbewe¬ 
gung veranlassen, ihre demokratischen, 
antimonopolistischen Alternativen - 
als Aufgabe politischer Aktion, des 
selbsttätigen Handelns der Massen - 
konkreter, greifbarer, verständlicher, 
an gegebene demokratische Stimmun¬ 
gen und Forderungen der arbeitenden 
Menschen anknüpfend zu formulieren. 
Wer die Formierung bekämpft, be¬ 
kämpft die Reaktion. Wer die Integra¬ 
tion bekämpft, bekämpft die Illusion, 
mit deren Hilfe die Massen an ein re¬ 
aktionäres System gebunden werden 
sollen. Es ist aber ein ernster Irrtum, 
anzunehmen, dass Formierung und In¬ 
tegration nur mit unmittelbar sozialisti¬ 
schen Forderungen angegriffen werden 
können. Wenn sie wirksam bekämpft 
werden sollen, dann wird die Ausgangs¬ 
basis nur sein können, jene Punkte auf¬ 
zugreifen, in denen für breite Schichten 
Formierungs- und Integrationsprozesse 
als ihren Interessen widersprechend in 
Erscheinung treten, um von da aus wei¬ 
ter zu gehen ... 

Die spezifisch sozialistische Seite ih¬ 
rer Praxis, die Marxisten immer und 
überall zu beachten haben, kann nur 
darin bestehen, dass sie im Prozess des 
Kampfes durch ihre sozialistische Kri¬ 
tik am System die Ursachen reaktionä¬ 


rer Erscheinungen und Maßnahmen 
erläutern und dass sie den Zusammen¬ 
hang dieses Kampfes mit ihrem sozia¬ 
listischen Ziel erklären. 

Drittens gilt alles, was Lenin über die 
Unmöglichkeit gesagt hat, die demo¬ 
kratischen von den sozialistischen Auf¬ 
gaben der Arbeiterbewegung zu tren¬ 
nen, heute noch mehr als in der Ver¬ 
gangenheit. Jeder konsequente Kampf 
um den Frieden, um die sozialen und 
demokratischen Interessen des Vol¬ 
kes richtet sich in erster Linie gegen 
die Monopolbourgeoisie als die mäch¬ 
tigste Stütze der spätkapitalistischen 
Gesellschaft. Bedeutende Erfolge im 
demokratischen Kampf, die geeignet 
sind, die Positionen und den Einfluss 
des Monopolkapitals zu schwächen 
und seine Massenbasis zu untergraben, 
treffen also den Hauptgegner der Ar¬ 
beiterbewegung und des Sozialismus. 
Gilt dies schon für den Kampf um Nah¬ 
ziele, so gilt es erst recht für jene tiefer 
gehenden antimonopolistischen Um¬ 
gestaltungen, die direkt die Profit- und 
Machtsphäre der Monopole einschrän¬ 
ken würden (z.B. eine echte Mitbestim¬ 
mung im Betrieb, auf überbetrieblicher 
und gesamtvolkswirtschaftlicher Ebe¬ 
ne: die Nationalisierung der Groß¬ 
konzerne und marktbeherrschenden 
Unternehmen in entscheidenden In¬ 
dustriezweigen unter demokratischer 
Kontrolle) ... 

Viertens: Wenn es unmöglich ist, die 
Mehrheit der Arbeiterklasse ohne 
konsequenten Kampf für ihre sozialen 
und demokratischen Interessen an so¬ 
zialistische Positionen heranzuführen, 
so trifft dies erst recht für die anderen 
werktätigen Volksschichten zu, deren 
Unterstützung die Arbeiterbewegung 
aber braucht, wenn die Macht der Mo¬ 
nopole eingeschränkt und schließlich 
überwunden werden soll. 

Fünftens: Gegenwarts- und Zukunfts¬ 
interessen der Arbeiterklasse und der 
anderen arbeitenden Volksschichten 
sind heute enger verknüpft als in frühe¬ 
ren Entwicklungsstadien der sozialisti¬ 
schen Arbeiterbewegung. Einmal weil 
an der Zukunft - der sozialistischen 
Gesellschaftsordnung - bereits heute 
in vielen Ländern gebaut wird. Zum 
anderen deshalb, weil die objektiven 
Entwicklungsprozesse in der spätka¬ 
pitalistischen Gesellschaft immer stär¬ 
ker zum Sozialismus drängen. Demo¬ 
kratischer und sozialistischer Kampf, 
demokratische und sozialistische Um¬ 
wälzung sind heute weniger als zur Zeit 
Lenins durch eine „chinesische Mauer“ 
getrennt. 

Für die Praxis der sozialistischen Kräf¬ 
te in der Bundesrepublik heißt Ver¬ 
bindung des demokratischen und des 
sozialistischen Kampfes heute vor al¬ 
len Dingen: Bildung von Klassenbe¬ 
wusstsein, Stärkung der Organisation 
und der Kampfkraft der Arbeiterklasse 
in der Aktion für ihre sozialen, fried¬ 
lichen und demokratischen Interessen 
und Nahziele; Beachtung der unver¬ 
meidlichen, vom Kräfteverhältnis der 
Klassen und von der subjektiven Rei¬ 
fe der arbeitenden Massen bedingten 
Entwicklungsstadien und Auffindung 
jener Übergänge, die geeignet sind, 
Arbeitermassen vom Kampf um Tages¬ 
förderungen an weitergehende antimo¬ 
nopolistische Zielsetzungen heranzu¬ 
führen; Herangehen an alle Fragen von 
der sozialistischen Grundposition her, 
im Zusammenhang und als Bestandteil 
unseres sozialistischen Zieles. 

Anmerkungen: 
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4 W.l. Lenin, Werke, Bd. 21, Berlin 1968, S. 415; 
Bd. 22, Berlin 1960, S. 363/4; Bd. 23, Berlin 1964, 
S. 69/70 

5 Ebenda, Bd. 25, Berlin 1960, S. 368-370 
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Auf dem Weg zum Fernsehfest? 

Das 30. Filmfest München unter neuer Leitung 



1 ix»- 

Mit dem Vorhaben „Mehr Glamour, mehr Party“ hat es geklappt. 


„Jung wie nie“ wollte sich das Münch¬ 
ner Filmtest in seinem 30. Jahr präsen¬ 
tieren, und die neue Festivalchefin Di¬ 
ana Iljine (47) versprach im Katalog¬ 
vorwort „ein lässiges Sommerfestival 
voller Kinozauber“. „Mehr Glamour, 
mehr Party“ sollte es geben, schlan¬ 
ker und übersichtlicher sollte der Jahr¬ 
gang werden. Schlanker wurde er: statt 
der rund 240 Filme früherer Jahre hat¬ 
te man das Titelangebot auf 186 re¬ 
duziert. Von mehr Übersichtlichkeit 
konnte bei insgesamt siebzehn Sekti¬ 
onen allerdings keine Rede sein, sehr 
„übersichtlich“ war nur der Glamour 
durch internationale Starprominenz. 
Doch das Münchner Publikum ist treu. 
Auch das reduzierte, zugleich auf zwei 
zusätzliche Spielstellen verteilte Ange¬ 
bot lockte wie in Vorjahren rund 70 000 
Besucher an. 

Die Neustrukturierung des Programms 
überlebt haben nur die beiden Reihen 
mit deutschen Kino- und Fernsehfil¬ 
men, die diesmal noch mehr Titel auf¬ 
wiesen und in München traditionell 
viel lokales Publikum anziehen. Mit 
Themen wie Stasi („Wir wollten aufs 
Meer“) und Kosovo-Krieg („Die Brü¬ 
cke am Ibar“) bekam es nach Stoff und 
Machart ganz das, was sein von den 
„Leitmedien“ geprägtes Weltbild fes¬ 
tigt, und auch eine sympathische Situ¬ 
ationskomödie wie Lola Randls „Die 
Libelle und das Nashorn“ mit den glän¬ 
zend aufgelegten Hauptdarstellern 
Fritzi Haberlandt und Mario Adorf 
passt eher ins Fernsehen als in ein Kino, 


das „jung wie nie“ sein will. Letzterem 
entspricht wohl eher Christian Klandts 
„Little Thirteen“, dem es zwar an einer 
packenden Handlung fehlt, der aber 
Elend und soziale Verwahrlosung un¬ 
ter Teenagern in Unterschichtfamilien 
mit viel Feingefühl und wachem Auge 
eingefangen hat. (Der Film ist bereits 
im Kino angelaufen) Die Authentizität 
jugendlichen Lebens, in Klandts Film 
jederzeit spürbar, ist in „Klip“ der ser¬ 
bischen Regisseurin Maja Milos nur 
Vorwand für eine konzeptions- und 
stillose Aneinanderreihung von Disco-, 
Party- und Sexszenen, die mit spekula¬ 
tiven Hardcore-Porno-Sequenzen für 
einige Aufreger in älteren Publikums¬ 
jahrgängen sorgte. 

Dass nicht nur in Deutschland kaum 
noch Filme ohne Fernsehgelder ent¬ 
stehen, mag man bedauern, ist aber 
vorerst nicht zu ändern. Muss aber die 
Überdeutlichkeit und Redundanz vie¬ 
ler TV-Filme auch die Dramaturgie 
der fürs Kino gedachten Filme bestim¬ 
men? Der Spanier Benito Zambrano 
erzählt in „La voz dormida“ das Dra¬ 
ma zweier Schwestern in der Franco- 
Zeit. Für Hortensia, hochschwanger 
von der Franco-Justiz zum Tode verur¬ 
teilt ist, ist die Hinrichtung bis zu ihrer 
Niederkunft aufgeschoben. Dass ihrer 
zunächst unpolitischen Schwester im 
Kampf um Hortensias Leben allmäh¬ 
lich dämmert, wo die Front verläuft, 
ist gewiss ein gut gemeinter Filmstoff. 
Aber sollen wir ernsthaft glauben, dass 
ein ganzes Frauengefängnis im Chor 


die „Internationale“ singt, ohne dass 
die Wachmannschaft eingreift? Die 
Horrorvision, die Nazis könnten den 
Krieg gewonnen und England besetzt 
haben, hat britische Regisseure schon 
öfter beschäftigt. Aber Regisseur Amit 
Gupta blieb es Vorbehalten, daraus in 
„Resistance“ ein seichtes, langweiliges 
Melodram zu machen, dessen Hauptfi¬ 
gur, ein blutjunger deutscher Offizier, 
wie der „gute Mensch von der Wehr¬ 
macht“ durch den Film stapft. Und er¬ 


zählt wird das so didaktisch und durch¬ 
sichtig, als hielte Gupta seine Zuschau¬ 
er für geistig Minderbemittelte, denen 
man alles erklären und wiederholen 
muss. 

Auch „La pirogue“ des Senegalesen 
Moussa Toure beginnt mit wenig ori¬ 
ginellen Bildern einer bunt gemisch¬ 
ten Gruppe Afrikaner, die per Fischer¬ 
boot ins gelobte Europa gelangen wol¬ 
len. Die Rettung vor dem sicheren Tod 
kommt - soweit ganz fernsehkompati- 


bel - am Ende aus den Wolken in Ge¬ 
stalt eines spanischen Hubschraubers, 
aber Toure findet eine originelle Wen¬ 
dung, die alle Illusionen wieder auf die 
Erde zurückholt. Er erhielt dafür ei¬ 
nen der Hauptpreise des Festivals. Ob 
„La pirogue“ je unsere Kinos erreichen 
wird? Für eine andere „Entdeckung“ 
des Filmfests, „Robot and Frank“, ist 
ein Kinostart immerhin für Oktober 
angekündigt. Dem jungen New Yorker 
Jake Schreier ist mit seinem Spielfilm¬ 
debüt nichts weniger als die Rettung 
des Science-fiction-Films aus den Fän¬ 
gen des Popcornkinos gelungen, denn 
auch seine Geschichte spielt in der Zu¬ 
kunft, allerdings ganz ohne angreifen¬ 
de Aliens oder verselbständigte Tech¬ 
nik. Dank einer grandiosen Besetzung 
(Frank Langella als Frank, Susan Saran- 
don als Bibliothekarin Jennifer, Franks 
heimliche Liebe) ist Schreier ein Film 
gelungen, der ein ernstes Thema ohne 
menschelnden Schwulst oder Pathos 
leichthin behandelt und am Ende mit 
einer feinen Pointe aufwartet. Titelheld 
Frank, früher ein Meistereinbrecher, ist 
70 und leidet an beginnender Demenz, 
weshalb Sohn Hunter dem allein leben¬ 
den Vater einen Hausroboter schenkt, 
der ihm den Alltag erleichtern soll. Aus 
Franks Widerwillen gegen die Mensch¬ 
maschine wird Zuneigung, als er ent¬ 
deckt, dass sich Robot hervorragend als 
Komplize für einen „beruflichen“ Neu¬ 
anfang eignet... Hans-Günther Dicks 


Erfahrungen mit dem utopischen Konzept „Literaturgesellschaft“ 

Zum „literatursoziologischen Rückblick“ „Buch und Lesen in der DDR“ von Dietrich Löffler 


Der Status der Literatur in der DDR 
unterschied sich von dem westlicher 
Länder: Literatur hatte einen dominie¬ 
renden Platz im gesellschaftlichen Sys¬ 
tem; sie sollte sich an der Übereinstim¬ 
mung mit den gesellschaftlichen Zie¬ 
len orientieren, nicht an Marktanteilen 
oder Umsätzen. Dietrich Löfflers um¬ 
fangreiches, informatives Kompendium 
geht den verschiedenen Bestandteilen 
des Literatursystems (Planung, Steu¬ 
erung, Infrastruktur, Produktion u.a.) 
und der „Entkommerzialisierung des 
Buchvertriebs“ (31) in der DDR nach. 
Er begründet Ansprüche, Widersprü¬ 
che und das Scheitern des Versuchs, 
die Entwicklung einer sozialistischen 
Literatur zu planen und sie von theo¬ 
retischen Entwürfen her - dem Men¬ 
schenbild, der direkten Abhängigkeit 
vom Gesellschaftsentwurf und der Vor¬ 
stellung, mit Literatur in gesellschaftli¬ 
che und ökonomische Prozesse direkt 
einzugreifen - zu gestalten. Es zeigte 
sich, „dass die Eigendynamik sozialer 
und kultureller Bereiche beachtlich 
war“ (12) und die entstehenden Kon¬ 
flikte teils problematisch für Schrift¬ 
steller und Werke wurden. 

Dietrich Löffler hat in der DDR bei 
Hans Mayer über Novalis promoviert 
und auf der legendären, von der bür¬ 
gerlichen Literaturwissenschaft ver¬ 
drängten Romantik-Konferenz 1962 in 
Leipzig gesprochen. Er lehrte viele Jah¬ 
re in Ungarn und Polen und hat aus die¬ 
sen Perspektiven auf die DDR schauen 
können. Diese Erfahrungen brachte er 
ein, als er in den ausgehenden sechzi¬ 
ger Jahren die Literatursoziologie in 
der DDR mitbegründete. 

Aus dem Widerspruch von Zielstel¬ 
lung und Verwirklichung leitet Löffler 
kein Scheitern des Literatursystems 
der DDR ab, sondern beschreibt die 
Entwicklung einer bedeutenden Li¬ 
teratur, die nicht allein und oft nicht 
dominierend von „dem Vorhanden¬ 
sein einer Steuerung und Kontrolle“ 
(12) abhängig war. Fehler und Schwie¬ 
rigkeiten bei der Verwirklichung des 
Literatursystems entstanden aus den 
Vorstellungen von einer Literatur, die 
wesentlicher Teil einer völlig neuen ge¬ 
sellschaftlichen Entwicklung sein soll¬ 
te. Alte Systeme, bestehend aus mili¬ 


taristischer, faschistischer und Unter¬ 
haltungs-Literatur, mussten nach 1945 
zerstört werden; Buchzensur war dafür 
Voraussetzung. Die Herkunft der Zen¬ 
sur erkannten auch Schriftsteller wie 
Stefan Heym und Christoph Hein an, 
die andererseits gegen die „Kontrol¬ 
le neuer Texte“ (132) zu Felde zogen. 
Nach 1990 erlebten sie allerdings, wie 
Zensur unauffällig, aber wirkungsvoll 
durch Verdrängung vom Markt und 
fehlende Lobbyisten vollzogen werden 
kann. Löffler dagegen konstatiert, wes¬ 
halb durch „Zensurarbeit“, nicht gleich¬ 
zusetzen mit „Zensursystem“ (154), 
„sich in der DDR trotz rigoroser Kon¬ 
trolle eine bedeutende Literatur ent¬ 
wickelte, die zeitkritisch war und eine 
dogmatische Ästhetik sowie orthodo¬ 
xe Wertvorstellungen weit hinter sich 
ließ“ (154). Die Vermittlung einer neu¬ 
en Literatur wurde als Bildungsaufga¬ 
be bis in die Schulen und Kinderbiblio¬ 
theken hineingetragen und dort „enga¬ 
giert umgesetzt“ (31). 

Einen Überblick über dieses zum 
Standardwerk geeignete Buch zu ge¬ 
ben, muss in Anbetracht der Fülle der 
Ergebnisse scheitern. Beispiele sei¬ 
en genannt: So meinen westdeutsche 
Wissenschaftler, die Hauptverwaltung 
Verlage und Buchhandel (HV) des Mi¬ 
nisteriums für Kultur habe entschei¬ 
denden Einfluss auf die Buchproduk¬ 
tion gehabt. Wolfgang Emmerich (Bre¬ 
men) sah die HV sogar an der Spitze 
eines „durch und durch autoritären, 
repressiven Kontrollapparates“. Löff¬ 
ler weist nach, dass das falsch ist, und 
lässt offen, ob aus Unkenntnis oder Ab¬ 
sicht: In der Hierarchie der Kompeten¬ 
zen stand die HV an vierter Stelle, ihre 
Befugnisse waren letztlich bescheiden. 
Ähnliches Wissen vermittelt die Unter¬ 
suchung zum sozialistischen Realismus, 
der fast beiläufig „als die bestimmende 
Methode“ (95) im Schriftstellerverband 
vermittelt wurde. Da manches der so¬ 
wjetischen Definition in der deutschen 
Literatur keine Basis hatte - wie die 
„revolutionäre Romantik“ - konzent¬ 
rierte sich der sozialistische Realismus 
auf den „Realismus als unauflösliches 
Fundament sozialistischer Literatur“ 
(96). Als mögliche Schaffensmethode 
dieses Realismus entstand die Auffas¬ 


sung vom Autor als Chronisten, wie 
Werner Bräunig und Christoph Hein 
entwickelten: „Beobachter eines gesell¬ 
schaftlichen Prozesses“ (141). 

Löfflers beeindruckende Darstellung, 
gestützt auf gewaltiges statistisches Ma¬ 
terial, das akribisch recherchiert wur¬ 
de, und Forschungsberichte, analysiert 
das System des sozialistischen Litera¬ 
turbetriebs und geht teilweise zur lite¬ 
raturgeschichtlichen Darstellung über. 
Durch die Wahl des Analysematerials, 
Dokumente von Partei und Staat, ent¬ 
steht eine umfassende Gesamtschau 
von oben. Dem steht gegenüber, dass 
in der Eigendynamik der literarischen 
Entwicklung auch andere Entwicklun¬ 
gen und Entscheidungen wirksam wur¬ 
den, die in Einzelbeispielen vorhanden 
sind: der Blick von unten. Das wird z.B. 
an den Anfängen der Literaturplanung 
unter sowjetischer Besatzung deutlich. 
Löffler verfolgt Beschlüsse und Ar¬ 
beitsgruppen; die individuellen Erfah¬ 
rungen der Beteiligten, insbesondere 
der sowjetischen Kulturoffiziere, sind 
teils andere. Ihnen ging es nicht um 
Beschlüsse, sondern um Machbares; es 
gab spontan Entscheidungen, um den 
literarischen Prozess in Bewegung zu 
bringen. Die daraus entstehenden Ent¬ 
wicklungen schufen deutschen Autoren 
ungewohnte Freiräume und brachten 
Offiziere wie Fradkin und Weiss zum 
Teil in schwierige Situationen, deren 
Höhepunkt ihre Abkommandierung 
um 1950 war, der weitere Benachteili¬ 
gungen folgten, die erst spät aufgeho¬ 
ben wurden. Die soziologische Analyse 
auf der Grundlage der Statistiken und 
Dokumente würde durch die Oral His- 
tory, Autobiografien und Dokumente 
der Zeitzeugen ergänzt und modifiziert. 
Das beträfe in vorliegendem Fall z.B. 
die Bedeutung der sowjetischen Kultu¬ 
roffiziere für den literarischen Prozess, 
aber auch die Ergebnisse des Bitter¬ 
felder Weges, der nicht „wirkungslos“ 
blieb oder seine „Ziele“ (12) verfehl¬ 
te. Es wurden beeindruckende Ergeb¬ 
nisse erreicht, die nicht unbedingt mit 
den Erwartungen von Partei und Staat 
übereinstimmten. Die Zeitschrift „ich 
schreibe“ und die Zentralhaus-Publi- 
kation, sie wären zu den Literaturzeit¬ 
schriften und den Verlagen zu ergän¬ 


zen, bieten Beispiele. Irrtümlich wurde 
vom Scheitern gesprochen, die Förde¬ 
rung der Zirkel in den siebziger Jah¬ 
ren und Institutionelles übersehen, die 
Analyse folgt diesen Urteilen. Aber für 
die beteiligten schreibenden Arbeiter 
war die Bewegung beispielhaft gewor¬ 
den; heutige Betrachter dieser Ergeb¬ 
nisse sehen in der Menschen- und Per¬ 
sönlichkeitsbildung einen fast einzigar¬ 
tigen Erfolg. Da Zirkel ihre Mitglieder 
auch direkt an das Literaturinstitut de¬ 
legierten, konnte der Eindruck entste¬ 
hen, schreibende Arbeiter seien dort 
vernachlässigt worden (118). 
Individuelle Erfahrungen könnten 
auch einige Beispiele differenzieren, 
wie die Drucklegung von Loests „Es 
geht seinen Gang“, bei der am Ende in¬ 
dividuelle Entscheidungen, nicht mehr 
eine Behörde ausschlaggebend wa¬ 
ren. Von diesen Vorgängen hat Loest 
nichts in seiner „wohl ausführlichsten 
Darstellung der Zensurarbeit“ (144) 
geschrieben. In dieses Umfeld gehört 
auch die Literatur, die von der Untersu¬ 
chung, die sich auf offizielle Dokumen¬ 
te stützt, nicht erfasst wird: die Publika¬ 
tionen oppositioneller Gruppen - sie 
werden nur am Rande erwähnt (124), 
während die Lesekreise relativ ausführ¬ 
lich genannt werden - und eine kaum 
systematisch bibliografierte Literatur, 
die aus Betriebsdruckereien kam und 
oft ohne Druckgenehmigung entstand. 
Hier erschienen auch Anthologien, die 
dadurch nicht in zentralen Verzeichnis¬ 
sen auftauchten, wodurch der Eindruck 
entstehen konnte, Anthologien seien 
nicht mehr gefördert worden. 

Löfflers literatursoziologische Analy¬ 
se liefert eindringliche und einpräg¬ 
same Einblicke in die Literaturpolitik 
der DDR; sie zerstört Legenden über 
Zensur, Tabus und verbotene Themen, 
indem sie mit sorgfältig gesichtetem 
Material argumentiert statt vorgefass¬ 
te Behauptungen zu verkünden. Sie be¬ 
gründet die Einseitigkeit des Begriffes 
„Ersatzöffentlichkeit“ (363 ff.) für die 
Literatur der DDR und widerlegt ver¬ 
breitete Vorurteile wie Bücherpreise 
seien in der DDR niedrig gewesen: 
Verglichen mit den Haushaltseinkom¬ 
men waren Bücher in beiden deutschen 
Staaten fast gleich teuer. Andererseits 


lag der Anteil belletristischer Literatur 
an der Titelproduktion in der DDR im 
Gegensatz zur BRD sehr hoch, das ge¬ 
hörte zu den „kulturpolitischen Grund¬ 
sätzen“ (266). Selbst Details bieten Ver¬ 
blüffendes: So setzte die Parteiführung 
1972 durch, dass Christa Wolfs „Nach¬ 
denken über Christa T.“ gegen den Wil¬ 
len des Verlagsleiters in 2. Auflage er¬ 
schien (174). 

Über die Analyse des Literatursystems 
der DDR hinaus bietet das Buch fast 
unerschöpflich viel Material für die 
Spannung von Planungsmöglichkeit 
und Eigendynamik sozialistischer Lite¬ 
raturverhältnisse und der zugehörigen 
Literatur. Der wesentliche Unterschied 
der Leserschaft der DDR zu der Leser¬ 
schaft West war, dass das belletristische 
Buch einen hohen politischen Stellen¬ 
wert hatte, als erzieherisches Mittel 
verstanden wurde und trotzdem - fast 
als Gegensatz - „eine enorme Bedeu¬ 
tung für die Konstitution eines Lebens¬ 
gefühls jenseits der die Öffentlichkeit 
beherrschenden Propaganda erhielt“ 
(13). Damit hatte die Literatur ein we¬ 
sentliches Ziel erreicht 
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unsere zeit m 


Die Parteifrage: Streitpunkt und Kern 


Vorbemerkung: 

Die Parteifrage erweist sich, wie viele Zu¬ 
schriften an unsere Zeitung, die Diskussion 
auf der theoretischen Konferenz im Oktober 
2011 in Hannover oder die Debatte auf der 8. 
Parteivorstandstagung zeigen, wieder einmal 
als Streitpunkt - und als Kern des Problems. 
Auf der Parteivorstandssitzung im Mai gab 
es dazu eine kurze und kontroverse Debatte. 
Der Parteivorstand beschloss, die Diskussion 
in geeigneter Form in der UZ widerzuspie¬ 
geln. In der Ausgabe unserer Zeitung vom 29. 
Juni hat die Redaktion der UZ folgende Fra¬ 
gen an die „Kontrahenten“ gestellt: 

★ Was ist der konkrete Platz der DKP als 
kommunistischer Partei in den heutigen Aus¬ 
einandersetzungen? 

★ Was sind die objektiven Bedingungen 
unseres Kampfes? Inwieweit haben sie sich 
im letzten Vierteljahrhundert verändert? Wel¬ 
chen Einfluss haben diese objektiven Bedin¬ 
gungen auf unsere Partei? 

★ Spielt für die Partei - und inwieweit - die 
Niederlage des Sozialismus und der Arbei¬ 
terbewegung von 1989/90 heute noch eine 
Rolle? - Was ihre innere Verfasstheit betrifft, 
aber auch ihre Wirkungsmöglichkeiten? 


★ Worum geht es tatsächlich bei dem 
Streit, ob wir eine marxistisch-leninistische 
Partei sind? In unserem Parteiprogramm 
heißt es: „Die DKP gründet ihre Weltanschau¬ 
ung, Politik und ihr Organisationsverständnis 
auf den wissenschaftlichen Sozialismus, der 
von Marx, Engels und Lenin begründet wurde 
und ständig weiterentwickelt werden muss, 
damit er nicht hinter den Realitäten zurück¬ 
bleibt. Sie kämpft für die freie Verbreitung 
des Marxismus-Leninismus.“ Uns ist allen 
bewusst, dass mit dem Begriff „Marxismus- 
Leninismus“ in der Vergangenheit großartige 
und bleibende Erkenntnisse verbunden wa¬ 
ren - aber andererseits eben auch Volunta¬ 
rismus und Dogmatismus, Verfälschung der 
Ideen von Marx, Engels, Lenin. 

★ Was nehmen wir mit aus unserer Ge¬ 
schichte? Müssten wir aus deiner/eurer 
Sicht Korrekturen vornehmen? 

★ Wie muss die DKP sich im Sinne des 
Parteiprogramms künftig entwickeln, um 
als kommunistische Partei, als Partei des 
wissenschaftlichen Sozialismus den heuti¬ 
gen Herausforderungen gerecht zu werden? 

Wir dokumentieren die Antworten von 
Hans-Peter Brenner und Leo Mayer. 


Hans-Peter Brenner 

Antwort an die UZ-Redaktion 


Es geht nicht um den persönlichen 
Streit zweier älterer sturer Männer 
und „Kontrahenten“. Es geht nicht da¬ 
rum, wie „geschliffen“ ihre Argumente 
sind. Es geht überhaupt nicht um May¬ 
er und Brenner. Es geht um die Par¬ 
tei und wie die Mehrheit der Kommu¬ 
nistinnen und Kommunisten ihre ge¬ 
meinsame Zukunft sieht. Es geht um 
die Rolle, die Kommunisten angesichts 
der tiefen Krise des Kapitalismus ein¬ 
nehmen müssen, wenn sie sich nicht 
von der Bühne der Geschichte verab¬ 
schieden wollen. 

Zu Frage 1: „Sie (die Kommunisten) 
kämpfen für die Erreichung der unmit¬ 
telbar vorliegenden Zwecke und Inte¬ 
ressen der Arbeiterklasse, aber sie ver¬ 
treten in der gegenwärtigen Bewegung 
zugleich die Zukunft der Bewegung.“ 
Das ist das im „Manifest der Kommu¬ 
nistischen Partei“ formulierte Selbst¬ 
verständnis der kommunistischen Be¬ 
wegung. Das haben wir mit unserem 
aktuellen Programm von 2006 im Prin¬ 
zip bestätigt. Was heißt das aber für un¬ 
sere jetzigen Bedingungen? 

Wir sind die revolutionäre Partei der 
Arbeiterklasse dieses Landes. Es gibt 
keine andere. Aber wir sind klein, über¬ 
altert, in vielen Regionen gar nicht 
(mehr) präsent und zudem in einigen 
Grundfragen uneins. Wie kommen wir 
aus diesem Zustand heraus? Meine 
Antwort: Durch eine bewusstere Be¬ 
sinnung auf unser „Markenzeichen“ als 
einer marxistisch-leninistischen Partei 
der Arbeiterklasse. Das erfordert ak¬ 
tuell besonders die noch stärkere Un¬ 
terstützung der Proteste gegen Massen¬ 
entlassungen (Schlecker, Damp-Klini- 
ken, Opel, demnächst Ford (?), etc.) 
und gegen den Bruch erkämpfter und 
tariflich garantierter Standards in punc¬ 
to Vergütung, Arbeitsplatzsicherheit 
und Arbeitszeit. Wir brauchen dafür 
dringend eine Rekonstruktion unserer 
nur noch schwachen betrieblichen An¬ 
sätze, unserer gewerkschaftlichen Ver¬ 
ankerung und bei der Vertretung von 
Klasseninteressen in den Kommunen. 
Gleichzeitig müssen wir unsere Zu¬ 
kunftsvorstellungen in Form von an¬ 
tikapitalistischen Krisenantworten zur 
Diskussion stellen. Diese müssen wir 
mit unserer Konzeption des Bruchs mit 
diesem System und des Übergangs zum 
Sozialismus verbinden. Die mittelfris¬ 
tige Achse dieser Klassenpolitik ist m. 
E. der Kampf für einen kürzeren Nor¬ 
malarbeitstag bei vollem Lohn- und 
Personalausgleich. Im Kampf um die 
Arbeitszeitverkürzung lassen sich am 
stärksten die gemeinsamen Interessen 
aller Gruppen der Arbeiterklasse fo¬ 
kussieren- ob Mann oder Frau, ob Jun¬ 
ge oder Alte, ob In- oder Ausländer, ob 


Festangestellte oder Leiharbeiter. Das 
gilt auch dann, wenn die Forderung 
nach Arbeitszeitverkürzung derzeit 
nur von einer Minderheit in den Ge¬ 
werkschaften aktiv thematisiert wird. 
Die steigende Produktivität der Arbeit 
und der wissenschaftlich-technische 
Fortschritt müssen den arbeitenden 
Menschen zugute kommen, der Nor¬ 
malarbeitstag und die Lebensarbeits¬ 
zeit müssen deutlich verkürzt werden. 
Zu 2 und 3.: 

Die systematische Unterscheidung 
zwischen objektiven und subjektiven 
Faktoren und Bedingungen des Klas¬ 
senkampfes ist für die richtige Bestim¬ 
mung der jeweiligen aktuellen Taktik 
absolut nötig. Dazu gehört vor allem 
die Erkenntnis von der „objektiven 
Überreife“ des hoch entwickelten Mo¬ 
nopolkapitalismus/Imperialismus für 
den revolutionären Bruch mit diesem 
System und die Frage nach dem Be- 
wusstheits- und Organisationsstand 
derjenigen Kräfte, die für den System¬ 
wechsel in Richtung Sozialismus not¬ 
wendig sind (subjektiver Faktor). Hier 
vollziehen sich derzeit wichtige Ände¬ 
rungen. Gegenwärtig nimmt der „sub¬ 
jektive“ Faktor ein solches Gewicht an, 
dass sich der Satz von Marx aufdrängt, 
dass die „Theorie zur materiellen Ge¬ 
walt wird, wenn sie die Massen er¬ 
greift.“ Es gibt selbst in relevanten bür¬ 
gerlichen Medien Debatten, die um die 
„Systemfrage“ keinen Bogen mehr ma¬ 
chen. Das zeigt, dass die Bourgeoisie 
einerseits die Gebrechen des Systems 
immer schwerer verbergen kann, an¬ 
dererseits aber derzeit keine relevante 
Systemopposition fürchtet. Sie versucht 
die neue „Systemkritik“ in der Hand zu 
behalten. „Einsame Rufer in der Wüs¬ 
te“ sind wir trotzdem nicht; auch wenn 
unser Drängen nach einem radikalen 
Bruch mit dem System noch eine Min¬ 
derheitenposition ist. 

Zu 4. Das ist der eigentliche Kern, um 
den es m. E. bei den aktuellen Mei¬ 
nungsverschiedenheiten im Parteivor¬ 
stand geht. 

Zunächst mache ich aber eine Anmer¬ 
kung zum zweiten Teil der Frage. Bei 
aller Kritik an unzureichender Wirk¬ 
samkeit und Weiterentwicklung unse¬ 
rer Theorie ist es ein Gebot der forma¬ 
len Logik, zwischen dem Original (A) 
und der (Ver-)Fälschung (B) keinen 
ursächlichen Zusammenhang herzu¬ 
stellen. Warum müssen ausgerechnet 
wir selbst im Zusammenhang mit dem 
Marxismus-Leninismus betonen, dass 
wir nicht eine (Ver-)Fälschung mei¬ 
nen? Ich halte das für defensiv. Für die 
misslungene Kopie eines Kunstwerks 
ist schließlich auch nicht der Schöpfer 
des Originalwerkes verantwortlich. 


Doch nun zum Kern: Wenn ein führen¬ 
der DKP-Funktionär sagt, man könne 
„nicht mehr das traditionelle, sozialde¬ 
mokratische, von Lenin im Hinblick auf 
die rückständigen Verhältnisse Russ¬ 
lands sogar radikalisierte Bild einer 
kommunistischen Partei aufrecht er¬ 
halten“, weil deren Verständnis es sei, 
„durch Agitation, Propaganda und Or¬ 
ganisation einer unaufgeklärten Mas¬ 
se das sozialistische Bewusstsein ,von 
außen 4 (bei) zubringen“ habe ich da¬ 
mit ein gewaltiges Problem. Wer den 
Parteityp Lenins gleichsetzt mit einer 
„Methode der Belehrung, der Aufklä¬ 
rung und der Agitation, die darauf zie¬ 
len, ein falsches Bewusstsein 4 durch 
ein vermutlich gichtiges Bewusstsein 4 
zu ersetzen“, hat unser Parteiverständ¬ 
nis nicht begriffen. Wer zugleich meint, 
die Bildung von Klassenbewusstsein 
sei „in erster Linie eine kulturelle und 
Aufgabe der Volksbildung und politi¬ 
schen Erziehung, die von den orga¬ 
nischen Intellektuellen 4 der Arbeiter¬ 
klasse (die Kommunistische Partei bei 
Gramsci), heute eher ein Netzwerk von 
Parteien und Bewegungen, in dem die 
Kommunistische Partei eine wichtige 
Rolle spielen muss“, zu leisten sei, ar¬ 
beitet sich an etwas anderem ab, als an 
der Konzeption der Kommunistischen 
Partei. (Alle Zitate aus Leos Mayers 
Gramsci-Broschüre) 

Die Entstehung von Klassenbewusst¬ 
sein ist mehr als eine „pädagogische“ 
Aufgabe. „Das Bewusstsein der Ar¬ 
beitermassen kann kein wahrhaftes 
Klassenbewusstsein sein, wenn die Ar¬ 
beiter es nicht an konkreten und dazu 
unbedingt an brennenden (aktuellen) 
politischen Tatsachen und Ereignissen 
lernen, jede andere Klasse der Gesell¬ 
schaft in allen Erscheinungsformen des 
geistigen, moralischen und politischen 
Lebens dieser Klassen zu beobachten; 
wenn sie es nicht lernen, die materialis¬ 
tische Analyse und materialistische Be¬ 
urteilung alle Seiten der Tätigkeit und 
des Lebens alle Klassen, Schichten und 
Gruppen der Bevölkerung in der Praxis 
anzuwenden.“ (W. I. Lenin: Was tun?) 
Es ist zudem ein eklatanter Fehler zu 
meinen, dass die heutzutage natürlich 
bessere technische und (naturwis¬ 
senschaftliche Qualifizierung der Ar¬ 
beiterklasse irgendetwas mit einem 
automatischen Vorsprung in Sachen 
Klassenbewusstsein zu tun hätte. Eine 
Forschungsgruppe der Universität Jena 
um den linken Soziologen K. Dörre 
zeigte kürzlich: Anpassung, Angst, So¬ 
zialpartnerschaft, Bunkermentalität 
und geringe Solidarität in der Klasse 
sind auch in den höher qualifizierten 
und relativ gut etablierten Schichten 
der Arbeiterklasse massenhaft ver¬ 
breitet. Das ist keine Frage der „Bil¬ 
dung“. Es ist vor allem die Erfahrung 
von praktischem kollektiven Klassen¬ 
kampf und von Solidarität in Verbin¬ 
dung mit der marxistisch-leninistischen 
Theorie nötig. 

Welches „Netzwerk“ in unserem Land 
vertritt denn eine von Marx, Engels 


und Lenin geprägte politische Analyse, 
Strategie und Taktik, die den Weg zum 
Bruch mit dem Kapitalismus weist und 
damit sozialistisches Bewusstsein ent¬ 
wickeln hilft? Das sehe ich nirgendwo. 
Außer bei der Kommunistischen Partei 
- bei uns. Das zitierte „Netzwerk“ ist 
ein Bündnis. Mit Bündnispartnern ha¬ 
ben wir DKP-Mitglieder viele gemein¬ 
same Anliegen. Zugleich aber unter¬ 
scheiden wir uns aber auch von ihnen 
in unserer Weltanschauung und sozia¬ 
listischem Ziel. In keinem Fall lässt sich 
eine KP durch ein Bündnis, eine „Mo¬ 
saik-Linke“ oder ein „Netz“ ersetzen. 
Eine weitere Frage: Welche Funktion 
hat A. Gramsci für die heutige Partei¬ 
konzeption? Gramsci war Marxist-Le¬ 
ninist und Komintern-Funktionär. Er 
forderte die „Bolschewisierung“ der 
italienischen KP; er verlangte, dass je¬ 
der Kommunist „Leninist“ sein müsse 
und dass die KP ihre Avantgarderolle 
ideologisch und organisatorisch im Sin¬ 
ne des Marxismus-Leninismus wahrzu¬ 
nehmen habe. Die Auflösung der KP 
in einem „Netz“ hat daher weder mit 
Gramsci noch mit Lenin, aber auch 
nichts mit der DKP-Programmatik zu 
tun. 

Zu 5: 

Die Niederlage des realen Sozialismus 
wird von uns noch längere Zeit bear¬ 
beitet werden müssen. Ich bewerte sie 
als Fakt wie die Niederlagen der frü¬ 
hen bürgerlichen Revolutionen des 16. 
und 17. Jahrhunderts. Danach gab es ein 
Intervall von etwa einem Jahrhundert 
bis zu den ersten erfolgreichen bürger¬ 
lichen Revolutionen. Solange können 
wir jedoch nicht warten angesichts der 
sich zuspitzenden Dramatik der durch 
die kapitalistische Profitmacherei pro¬ 
duzierten Gefahren für Mensch und 
Natur. Wir brauchen uns nicht vor un¬ 
serer Geschichte zu verstecken. Die Ge¬ 
schichte der Länder des realen Sozialis¬ 
mus hat mehr aufzuweisen als „stalinis- 
tische Deformationen“. Das politische 
Erbe der Oktoberrevolution sowie der 
DDR als der „größten Errungenschaft 
der deutschen Arbeiterbewegung“ müs¬ 
sen unsere wissenschaftlich fundierten 
und zugleich parteilichen Geschichts¬ 
positionen bestimmen. Wir haben die 
Niederlage von 1989/90 nach bestem 
Wissen aufgearbeitet und die Lehren 
in unserem Parteiprogramm formu¬ 
liert. Wir dürfen uns nicht unsere eige¬ 
ne Geschichte im Sinne des als „Anti- 
Leninismus“ gemeinten bürgerlichen 
„Anti-Stalinismus“ umschreiben lassen. 
Zu 6. 

Ich sehe gegenwärtig drei zwingende 
Herausforderungen zur Erhöhung un¬ 
serer Wirksamkeit. 

Zum Einen: Die Stärkung der DKP. 
Kürzlich sagte ein junger Solinger Ge¬ 
nosse, den wir mit anderen jungen Ge¬ 
nossen zu einer Diskussion nach Bonn 
eingeladen hatten: „Wenn ich am Info¬ 
stand stehe, denke ich, dass alle jungen 
Leute, die vorbeikommen, eigentlich 
potentielle Kommunisten sind. Und 
so gehe ich dann auch auf sie zu.“ Das 


führte in Solingen zu einem rasanten 
Mitgliederzuwachs. Viel zu einfach? 
Nein; es bestätigt nur die alte Wahrheit. 
„Wer nicht von sich überzeugt ist, kann 
auch nicht andere überzeugen.“ 
Solides Wissen im Marxismus-Leni¬ 
nismus ist dafür unerlässlich. Wir ha¬ 
ben auf seiner Basis unsere antimono¬ 
polistische Strategie mit Forderungen 
und Etappen in einem einheitlichen 
revolutionären Prozess des Über¬ 
gangs vom Kapitalismus zum Sozia¬ 
lismus“ entwickelt. Wer dies als „re¬ 
formistisch“ bezeichnet, begeht einen 
ultralinken Fehler oder hat die Ent¬ 
wicklung und das Wesen dieser auf die 
Bolschewiki und die Komintern-Erfah¬ 
rungen zurückgehende Strategie noch 
nicht ausreichend studiert. Wer diese 
als eine Neuauflage der alten SPD- 
„Wirtschaftsdemokratie“ oder der 
„Transformationsstrategien“ der So¬ 
zialistischen Internationale umdeutet, 
öffnet dem Reformismus Tür und Tor. 
Zum Zweiten: Die „europäische Inte¬ 
gration“ im Dienst des Monopolkapi¬ 
tals wird deutlich beschleunigt. Hier 
sind Entscheidungen nötig, die mehr 
bedeuten als ein Beschluss über Ver¬ 
bleib oder Austritt aus der „Europäi¬ 
schen Linkspartei“ (EL). Es geht um 
die Frage, wie die in unserem Parteipro¬ 
gramm formulierte Position zur EU als 
einer Konstruktion des Imperialismus, 
die zugleich ein Raum des Klassen¬ 
kampfes ist, in praktische Politik um¬ 
gesetzt wird. Und zwar ohne reformis¬ 
tische Illusionen, vor denen das DKP- 
Programm bereits warnt und zugleich 
ohne Sektierertum. Die heiß diskutier¬ 
te Frage der EL halte ich für einen Ne¬ 
benaspekt, der leicht zu klären ist. 

Die EL ist eine neue (links)sozialde- 
mokratische Reformkraft, bestehend 
aus ganz unterschiedlichen Facetten 
des linken politischen Spektrums. Die 
griechische SYRIZA setzt sich zum 
Beispiel aus Ex-Kommunisten, ehema¬ 
ligen PASOK-Leuten, Maoisten, Anar¬ 
chisten und Trotzkisten zusammen. Ei¬ 
nige der EL nahestehende Theoretiker 
sehen in ihr eine bewusste Alternative 
zur sogenannten „radikalen Linken“ - 
einschließlich der Kommunisten. (So 
der französische Soziologe G. Mo- 
schonas auf der Sommeruniversität 
der Französischen Kommunistischen 
Partei im vergangenen Jahr). Die EL 
habe den Nachweis erbracht, dass es 
keiner revolutionären Alternative ge¬ 
gen die EU bedürfe. Andere (so. z. B. 
M. Brie und D. Klein) sehen in der EL 
eine „transformatorische“ - das heißt 
ganz bewusst keine „revolutionäre“ - 
Kraft. Daraus ergibt sich natürlich ein 
Unterschied, teilweise auch deutlicher 
Gegensatz, zu der auf den „revolutio¬ 
nären Bruch“ abzielenden Konzeption, 
für die die Kommunisten stehen. 

Es wäre jedoch zu vereinfacht zu mei¬ 
nen, dass die Zusammenarbeit der 
europäischen Kommunisten in ers¬ 
ter Linie durch die EL „gestört“ wer¬ 
de. Dafür gibt es zu viele ungeklärte 
„hausgemachte“ Fragen. Dennoch: un- 
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ser internationaler Hauptbezugspunkt 
müssen die kommunistischen und re¬ 
volutionären Arbeiterparteien sein, die 
gleichberechtigt und in eigener Verant¬ 
wortung für ihre Politik viel besser mit¬ 
einander kooperieren müssen. Ich mei¬ 
ne, wir tun als DKP noch zu wenig, um 
eine effektive europäische kommunis¬ 
tische Koordination aufzubauen. 

Eine Bilanzierung unserer gesamten 
Europa-Politik ist also notwendig. Die- 


Mir wird ja in verschiedenen Veröffent¬ 
lichungen vorgeworfen, dass ich eine 
„andere Partei“ möchte, den „kommu¬ 
nistischen Parteityp entsorgen“ (Ro¬ 
bert Steigerwald) will und „das Lenin¬ 
sche Parteiverständnis pauschal in die 
Tonne haue“ (Lothar Geisler). 

Richtig ist, dass ich tatsächlich eine an¬ 
dere Partei als die gegenwärtige DKP 
will. Weil ich davon ausgehe, dass sich 
die DKP „nicht um ihrer selbst wil¬ 
len gebildet“ hat (Grundsatzerklärung 
der DKP, 1969), sondern um zur Über¬ 
windung des Kapitalismus durch eine 
grundlegende Umwälzung der gesell¬ 
schaftlichen, politischen und ökono¬ 
mischen Verhältnisse mit dem Ziel des 
Sozialismus beizutragen, kann ich nicht 
zufrieden sein mit der gegenwärtigen 
DKP. Ich will eine DKP mit mehr po¬ 
litischem und gesellschaftlichem Ein¬ 
fluss, verankert in Gewerkschaften, Be¬ 
trieben und Bewegungen. 

Ich will eine DKP, die initiativreicher 
ist, wenn es darum geht, aus einer Pro¬ 
testbewegung eine Bewegung für eine 
Alternative und für Veränderung zu 
entwickeln. Ich will eine DKP, die at¬ 
traktiver ist für junge Menschen, die 
attraktiver ist für Aktivistinnen in Ge¬ 
werkschaften, Bewegungen und Betrie¬ 
ben. Ich will eine DKP, die auch in Fra¬ 
gen der Demokratie glaubwürdig ist, 
weil wir unsere Lektion aus dem Sta¬ 
linismus und der Geschichte unserer 
Bewegung gelernt haben. 

Und ich bin fest davon überzeugt, 
dass wir, die in der DKP organisierten 
Kommunistinnen und Kommunisten, 
auf der Grundlage unseres Parteipro¬ 
gramms die Kraft haben, uns diesen 
neuen Herausforderungen zu stellen, 
nicht im Alten erstarren und auch nicht 
freiwillig den mit revolutionären Phra¬ 
sen gepflasterten Weg ins Ghetto des 
Sektierertums gehen. 

Auf dem 19. Parteitag haben wir ana¬ 
lysiert, dass wir mit der aktuellen Krise 
in eine Phase der krisenhaften Restruk¬ 
turierung des Kapitalismus eingetreten 
sind. Aus der Geschichte wissen wir, 
dass diese Situationen mit großen Ge¬ 
fahren, aber auch Möglichkeiten ver¬ 
bunden sind. Die Möglichkeiten nutzen 
können wir nur, wenn wir uns auf das 
Neue einstellen, auf das Neue vorberei¬ 
ten, um für die Veränderung kämpfen 
zu können. 

Natürlich kann man verzweifeln vor 
dem Problem, dass wir realistische 
Vorschläge für einen fortschrittlichen 
Weg aus der Krise und für eine andere 
Politik und Ökonomie haben, aber die 
Menschen damit nicht bewegen. Aber 
wie ist deren Lebenssituation? Verunsi¬ 
chert, überfordert, erschöpft und über¬ 
schuldet - frei, flexibel und fertig von 
der Arbeit, das ist die Lebenssituation 
immer größerer Teile der Bevölkerung. 
Sie sind erschöpft und resigniert, hoff¬ 
nungslos und utopielos unzufrieden, 
erfüllt von einer „adressenlosen Wut“. 
Es mangelt, wie Klaus Dörre schreibt, 
an einem „politischen Klassenprojekt 
,von unten 4 , das die verbreiteten Unsi¬ 
cherheitserfahrungen bündeln könnte“. 
Und so bleibt es bisher unnatürlich ru¬ 
hig, obwohl die Krise auch in unserem 
Land die Verarmungstendenzen ver¬ 
stärkt. 

Zu einer realistisch erscheinenden Al¬ 
ternative gehört eben auch eine po¬ 
litische Kraft, die sofort umsetzbare 


se muss auch gemessen werden an dem 
letzten Parteitagsbeschluss zur Mitar¬ 
beit in der EL. Es wurde eindeutig nur 
ein „Beobachter-Status“ beschlossen. 
Dieser darf nicht - wie kürzlich im grie¬ 
chischen Wahlkampf - zum Hindernis 
für die Solidarität mit unserer kom¬ 
munistischen Bruder- oder Schwes¬ 
terpartei werden. Das empfand ich als 
skandalös. Bliebe dies kein einmaliger 
„Patzer“, würde sich für mich die grund- 


Schritte zur Verbesserung der Lebens¬ 
situation der Einzelnen aufzeigt und 
gleichzeitig die nächsten Schritte und 
eine realistische Perspektive hin zu ei¬ 
ner ökologischen und am Menschen 
orientierten Produktions- und Kon¬ 
sumtionsweise - und der zugetraut 
wird, gemeinsam mit ihr die Verhält¬ 
nisse verändern zu können. 

Zur Herausbildung dieser pluralen po¬ 
litischen Kraft beizutragen, darin liegt 
eine der zentralen Aufgabe einer kom¬ 
munistischen Partei in der heutigen 
Zeit. Sie muss Brücken zwischen Be¬ 
wegungen und Kämpfen bauen, um die 
Suche nach Gemeinsamkeiten zu for¬ 
cieren. Diese Gemeinsamkeiten liegen 
weniger in den direkten eigenen Inter¬ 
essen - die sind doch sehr unterschied¬ 
lich, wenn wir nur z.B. die Interessen 
von illegalen Immigranten, Kernbe¬ 
legschaften transnationaler Konzerne, 
prekär Beschäftigten, Umweltinitiati¬ 
ven... betrachten. Die Gemeinsamkeit 
liegt im gemeinsamen Gegner: dem 
transnationalen Kapital, den Multis 
und Banken. Wenn wir diese Gemein¬ 
samkeit ins Zentrum rücken, dann wer¬ 
den die verschiedenen Themen zu ei¬ 
ner Klassenfrage; genauer gesagt, dann 
rückt der Klassenstandpunkt ins Zen¬ 
trum. Das passt dann auch zusammen 
mit der Aufgabe, die uns Marx und En¬ 
gels bereits im Manifest ins Stammbuch 
geschrieben haben: „In allen diesen Be¬ 
wegungen heben sie (die Kommunis¬ 
tinnen) die Eigentumsfrage ... als die 
Grundfrage der Bewegung hervor.“ 
Entwicklung der DKP als eigenständi¬ 
ge kommunistische Partei und Zusam¬ 
menarbeit mit andern linken Kräften 
und gesellschaftlichen Bewegungen -, 
daran führt kein Weg vorbei, wenn wir 
eine Kraft entwickeln wollen, die in 
der Lage ist, die neoliberale Hegemo¬ 
nie herauszufordern, Gegenmacht auf¬ 
zubauen und gesellschaftlich führend 
zu werden. 

In unserem Programm formulieren 
wir den „kategorischen Imperativ“ des 
Kommunismus - „alle Verhältnisse um¬ 
zuwerfen, in denen der Mensch ein er¬ 
niedrigtes, ein geknechtetes, ein verlas¬ 
senes, ein verächtliches Wesen ist ...“.- 
als unser Ziel. Dieser Anspruch drückt 
nicht nur ein gesellschaftliches und 
politisches Ziel aus, sondern auch Weg 
und Methode zu diesem Ziel: Nicht 
Stellvertreterpolitik, sondern radikale 
Demokratie im Sinne von Marx und 
Engels und Partizipation müssen im 
Mittelpunkt kommunistischer Politik 
stehen. Demokratie, Selbstorganisati¬ 
on und Aufbau von Gegenmacht - das 
sind die zentralen Punkte. 

Mit dieser Auffassung stehen wir in ei¬ 
ner - zeitweise unterbrochenen - Tradi¬ 
tion der Bewegung des Kommunismus, 
die aus materieller Not entstanden und 
angetreten war für die revolutionäre 
Emanzipation der arbeitenden Men¬ 
schen; oder um mit Marx zu sprechen, 
für die die „Emanzipation der Arbei¬ 
terklasse ... der große Endzweck ist, 
dem jede politische Bewegung, als Mit¬ 
tel, unterzuordnen ist“, und „die Eman¬ 
zipation der Arbeiterklasse durch die 
Arbeiterklasse selbst erobert werden 
muss“. Dabei gehen wir davon aus, dass 
heute eine „große Vielfalt neuer sozia¬ 
ler Akteure entsteht und (sich) entwi¬ 
ckelt“ (Programm). Es eröffnet sich die 
„Möglichkeit und die Notwendigkeit, 


sätzlich Frage nach dem weiteren Mit¬ 
wirken in der EL stellen. Die bessere 
Zusammenarbeit der Kommunisten 
untereinander ist kein Gegensatz zu 
einer aktiven Bündnispolitik mit der 
EL oder anderen linken Formationen. 
Aber erstere muss viel entschiedener 
von uns angegangen werden. 

Zum Dritten: Wir stehen nach Aussa¬ 
gen bürgerlicher Experten vor einer 
„dritten industriellen Revolution“, die 
weitreichende Konsequenzen - nicht 
nur im IT-, Energie- und Verkehrssek¬ 
tor besitzt. Dabei nimmt die Frage der 
künftigen (nichtfossilen) Energiebasis 
einen zentralen Platz ein. Dies ist ein 

alle Betroffenen in einem alternativen 
politischen und sozialen Projekt zu¬ 
sammenzuführen, sie als Gesamtheit in 
ihrer Vielfalt und Autonomie zu verei¬ 
nen“. Die Zentralität der Arbeiterklas¬ 
se in diesem Prozess ergibt sich für uns 
aus ihrer singulären Rolle im Produk¬ 
tionsprozess und ihrer unersetzbaren 
Rolle bei der Verwertung des Kapitals. 
Ob der Sozialismus als eine historische 
Möglichkeit zur Realität wird, hängt 
vom Handeln der Menschen - vor al¬ 
lem der organisierten Arbeiterklasse, 
ihrer Organisiertheit, ihrem Bewusst¬ 
sein, von ihrer Fähigkeit ihn zu erkämp¬ 
fen und aufzubauen - ab. Die Arbeiter¬ 
klasse ist „die entscheidende Kraft im 
Kampf gegen die Macht des Kapitals 
und zur Erkämpfung des Sozialismus“ 
(Programm), aber der Sozialismus wird 
nicht nur das Werk der Arbeiterklasse 
sein, sondern das gemeinsame Projekt 
von gleichberechtigten unterschiedli¬ 
chen sozialen und weltanschaulichen - 
im weitesten Sinn emanzipatorischen - 
Kräften. 

Deshalb kann diese Alternative zum 
Kapitalismus mit der Perspektive ei¬ 
ner sozialistischen Umwälzung nur 
im Ergebnis einer breiten, demokra¬ 
tischen Übereinstimmung der Linken 
und aller emanzipatorischen Bewe¬ 
gungen und als Resultat gemeinsamer 
Praxis und Debatte und gemeinsamer 
Lernprozesse entstehen. Das bedeutet 
auch, um eine neue politische Kultur zu 
ringen; die Dynamik der Abgrenzung, 
des inneren Kampfes und der Spal¬ 
tung zu überwinden, die die Geschich¬ 
te der Kommunistinnen und der Lin¬ 
ken wie ein Fluch begleitet. Wir brau¬ 
chen eine Kultur der Zusammenarbeit, 
der Bereitschaft zum Zuhören und zu 
dem Versuch herauszufinden, wie viel 
Wahrheit in den Worten der Anderen 
stecken; der Entschlossenheit, das Ge¬ 
meinsame zu suchen. Dies gilt für die 
Beziehungen zu anderen fortschrittli¬ 
chen Kräften, die sich die Emanzipa¬ 
tion ebenfalls auf die Fahnen geschrie¬ 
ben haben; aber auch für die Innenbe¬ 
ziehungen der Partei. 

Die DKP und die Idee des Kommunis¬ 
mus gewinnen Ausstrahlung durch den 
Geist der Demokratie, der Kultur, der 
Humanität, der Solidarität, den die Par¬ 
tei ausstrahlt. Die DKP ist und will ein 
Raum des Dialogs, des Lernens und der 
Solidarität sein - eine Partei der Ge¬ 
nossinnen, die die vielfältigen Diskri¬ 
minierungen, die das Leben im Kapi¬ 
talismus prägen, nicht reproduziert, die 
bewusst anders, solidarisch, offen und 
zugleich streitbar, als Genossinnen und 
Genossen miteinander umgehen. 

Das bedeutet auch, zu akzeptieren, dass 
es niemanden gibt, der „im Besitz der 
absoluten Wahrheit“ ist, die von den 
„sich Irrenden“ angenommen werden 
muss, sondern dass die „revolutionäre 
Wahrheit“ sich aus den verschiedenen 
Sichten, Erkenntnissen und Perspekti¬ 
ven, aus den Erfahrungen des gemein¬ 
samen Kampfes und dessen theore¬ 
tischer Verarbeitung entwickelt, und 
deshalb relativ, historisch und in Ent¬ 
wicklung ist. Der Respekt vor verschie¬ 
denen Anschauungen der Welt, unter¬ 
schiedlichen politischen Kulturen etc. 
hebt nicht die Notwendigkeit auf, sich 
gemeinsam eine wissenschaftliche Er¬ 
klärung der Realität zu erarbeiten. 

Wir haben mit dem Marxismus ein her¬ 
vorragendes Instrument, das uns die 
Möglichkeit gibt, die aktuellen Erschei¬ 
nungen zu verstehen. Aber wir haben 
diese Möglichkeit nur, wenn wir den 
Marxismus nicht als starre Ideologie, 
nicht als Ansammlung von Glaubens¬ 
artikeln und auch nicht als abgeschlos¬ 
sen erkennen, sondern als kritische 


wichtiger Baustein für eine antimo¬ 
nopolistische Struktur-, Verkehrstech¬ 
nologie- und Umweltpolitik, die die 
weltweiten Gefahren, die durch den 
steigenden C0 2 -Ausstoß für den be¬ 
schleunigten Klimawandel entstehen, 
zumindest reduzieren könnte. An ihr - 
so sagen diese Wissenschaftler - wer¬ 
de sich auch erweisen, ob es nicht nur 
zu einer „Demokratisierung der Ener¬ 
gieerzeugung“, sondern zu einer „fun¬ 
damentalen Neuordnung zwischen¬ 
menschlicher Beziehungen“ komme. 
Das ist sicher viel zu technizistisch ge¬ 
dacht, aber ich frage mich: Sind wir auf 
der Höhe dieser Analysen? Sind wir 

Wissenschaft, offen für die kritische 
Weiterentwicklung, den Dialog und die 
Auseinandersetzung mit anderen geis¬ 
tigen Strömungen. Das erfordert aber 
auch die Bereitschaft, Fragen und In¬ 
frage zu stellen und das eigene Wissen 
zu mehren. Dies ist für uns Kommunis¬ 
tinnen heute eine besondere Heraus¬ 
forderung, weil wichtige Aspekte zum 
Verständnis der Welt von heute und ih¬ 
rer Probleme außerhalb des Marxismus 
entwickelt wurden (Ökologie, Globali¬ 
sierungskritik, Fragen des Feminismus 
...), nicht zuletzt, weil sich die kommu¬ 
nistischen Parteien in der Vergangen¬ 
heit mit einem häufig dogmatischen 
Verständnis vom „Marxismus-Leni¬ 
nismus“ von vielem Neuen abgekapselt 
hatten oder aus wichtigen Ergebnissen 
marxistischer Forschung keine oder 
nur unzureichende Schlussfolgerun¬ 
gen zogen. Mit einer Auffassung, dass 
die Entwicklung des Marxismus keiner 
Bereicherung durch nichtmarxistische 
Theorien bedürfe, da diese schlechthin 
unwissenschaftlich und dekadent, die 
bürgerlichen Wissenschaften nur re¬ 
aktionär seien, wird die Möglichkeit 
verbaut, Auffassungen von Gegnern 
danach zu prüfen, in welchem Maße 
deren Erkenntnisse in das eigene The¬ 
oriesystem integriert werden können, 
um die Realitäten besser zu erkennen. 
Das bedeutet auch, zu akzeptieren, 
dass Parteien kein Monopol auf poli¬ 
tische Repräsentation haben, sondern 
gesellschaftliche Bewegungen eine be¬ 
deutende und eigenständige Rolle für 
die Veränderung der Welt spielen; zu 
akzeptieren, dass es keine vorab garan¬ 
tierten Plätze für „Avantgarden“ gibt, 
und dass somit auch Handlungsweisen, 
die darauf setzen, sich im Machtkampf 
mit anderen Kräften einen Platz zu er¬ 
kämpfen, nicht funktionieren, sondern 
dass jeder daran gemessen wird, ob und 
welche nützlichen Beiträge er zur Ent¬ 
wicklung einer wirksamen Kraft gegen 
den Kapitalismus und zum Aufbau 
von Gegenmacht und Gegenhegemo¬ 
nie leistet. Wir Kommunistinnen haben 
selbstkritisch unsere Beiträge zu prü¬ 
fen, die wir in diesem Prozess erbrin¬ 
gen, damit und in dem die arbeitende 
Klasse selbst ihre Zukunft gestaltet. 
Zu den zentralen Erfahrungen der Be¬ 
wegung des Kommunismus zählt, dass 
sie sich als politische Kraft, als „kom¬ 
munistische Partei“ konstituieren muss, 
wenn sie auf die gesellschaftliche Ent¬ 
wicklung einwirken will. Allerdings ist 
die konkrete Form der kommunisti¬ 
schen Partei bedingt durch die histori¬ 
sche Situation, in der sie arbeitet und 
von den Herausforderungen, vor denen 
sie steht. In der kürzlich vom Neue Im¬ 
pulse Verlag wieder aufgelegten Bro¬ 
schüre „Lenins Auffassung der Partei¬ 
organisation“ entwickelt Josef Schleif¬ 
stein, wie er schreibt, die „Historizität 
Leninschen Denkens“ am „aktuellen 
Beispiel der Parteiauffassung“ und 
zeigt, „wie unsinnig und gegen den gan¬ 
zen Geist Lenins gerichtet es war, eine 
ewig gültige parteipolitische Organisa¬ 
tionsform mit absolut gesetzten orga¬ 
nisatorischen Prinzipien anzunehmen“. 
Mir scheint, dass es sich auch um eine 
Fehlinterpretation von Lenins Partei¬ 
konzeption handelt, wenn der Gedan¬ 
ke, dass politisches Klassenbewusstsein 
von außen in die Arbeiterklasse hinein¬ 
getragen werden muss, als der Kern von 
Lenins Parteikonzeption betrachtet 
und jede Infragestellung des „Hinein¬ 
tragens“ als „Entsorgung des kommu¬ 
nistischen Parteityps“ denunziert wird. 
Im Kern ist Lenins Parteitheorie eine 
Revolutionstheorie, bei der es darum 
geht, wie die Arbeiterklasse in der ak¬ 
tuell bevorstehenden revolutionären 


mit der marxistischen Konzeption der 
wissenschaftlich-technischen Revoluti¬ 
on, der Leninschen Imperialismusthe¬ 
orie und der Theorie des staatsmono¬ 
polistischen Kapitalismus ausreichend 
vertraut? 

Sind wir dicht genug dran an der be¬ 
schleunigten Revolutionierung der 
Produktivkräfte, der Natur- und Hu¬ 
manwissenschaften? 

Nutzen wir das bestehende marxis¬ 
tische Wissen und entwickeln wir es 
schnell genug weiter? 

Gerät unsere eigene Theoriebildung 
nicht ins Hintertreffen? Viele Fragen, 
die nur kollektiv zu lösen sind. 

Krise - am „Vorabend der sozialen Re¬ 
volution des Proletariats“ - die Macht 
des Kapitals brechen und durch eine re¬ 
volutionäre Macht ersetzen kann. Wie 
ist die Situation heute? Der Vorabend 
scheint in weiter Ferne. Wie stellen wir 
uns in einem hoch entwickelten kapi¬ 
talistischen Land einen revolutionären 
Prozess zur Überwindung des Kapita¬ 
lismus vor? In diesem Zusammenhang 
geht es der DKP „um die Schlussfol¬ 
gerungen, wie heute eine kommunis¬ 
tische Partei aussehen muss, die den 
revolutionären Kampf führt und mit 
der Arbeiterklasse und allen dazu be¬ 
reiten Bündnispartnern eine neue Ge¬ 
sellschaft aufbauen will.“ (Programm) 
Unbestritten zählt zu den zentralen 
Aufgaben einer marxistischen Partei 
die Entwicklung von Klassenbewusst¬ 
sein. Aber die Ergebnisse sind doch 
ernüchternd. Sowohl in den kapitalis¬ 
tischen Ländern, wo es nicht einmal 
gelang, Arbeiterbewusstsein, das in 
erfolgreichen Kämpfen oder in Nie¬ 
derlagen entstanden war, nachhaltig 
zu festigen und in das kollektive Be¬ 
wusstsein der nächsten Arbeitergene¬ 
ration zu übermitteln, wie auch in den 
ehemals sozialistischen Ländern. Es 
liegt doch auf der Hand, dass die Me¬ 
thoden der Belehrung, der Aufklärung 
und der Agitation, die darauf zielen ein 
„falsches Bewusstsein“ durch ein ver¬ 
meintlich „richtiges Bewusstsein“ zu 
ersetzen, nicht funktioniert haben. „Hi¬ 
neintragen“ kann man Theorie, Pro¬ 
gramm ... Das macht aber noch kein 
Klassenbewusstsein, weil die bewusste 
Erfahrung fehlt, die mit Hilfe der Theo¬ 
rie reflektiert und zur handlungsleiten¬ 
den Orientierung und Verhaltensnorm 
wird. Entwicklung von Bewusstsein 
erfordert die „Anstrengung des eige¬ 
nen Gehirns“ (A. Gramsci), die selbst¬ 
ständige geistige Arbeit ganz konkreter 
Menschen, die sich, wie Engels schreibt, 
„zur Marxschen Theorie der Entwick¬ 
lung aus ihrem eigenen Klassengefühl 
heraus emporarbeiten“. 

Wenn wir davon ausgehen, dass alle 
Menschen das Bestreben haben, in ir¬ 
gendeiner Weise die spontane, bizarre 
Zusammensetzung ihres Bewusstseins, 
ihrer Haltungen und Gewohnheiten 
nach einem Lebensentwurf zu organi¬ 
sieren, sich in diesem Sinne einen Zu¬ 
sammenhang in den Anschauungen 
erarbeiten wollen, dann ist es Aufgabe 
der marxistischen Partei, dieses Streben 
zu unterstützen und mit der Systematik 
der marxistischen Weltanschauung zu 
befördern, damit Bewusstsein über die 
gesellschaftliche Stellung und Aufgabe 
erarbeitet wird. 

Da unser Ziel die Emanzipation - die 
Selbstbefreiung der Arbeiterklasse - ist, 
müssen auch die Mittel und Methoden 
einen emanzipatorischen Charakter ha¬ 
ben und einem demokratischen Prozess 
entsprechen. Niemand kann mit einem 
fertigen Plan kommen, sondern Ein¬ 
sichten, Ideen, Projekte, Alternativen 
müssen gemeinsam entwickelt werden. 
Nur dann werden die Menschen zuhö¬ 
ren, verstehen und lernen. Wieso soll¬ 
ten wir also nicht prüfen, ob uns neue 
theoretische Erkenntnisse über Bildung 
und Erziehung bei der Entwicklung von 
Klassenbewusstsein hilfreich sein kön¬ 
nen, was wir aus den Erfahrungen der 
emanzipativen Pädagogik oder der „Pä¬ 
dagogik der Unterdrückten“ lernen kön¬ 
nen, wie wir Politik als Lernprozesse or¬ 
ganisieren können? 

Es geht also nicht um die „Entsorgung 
des kommunistischen Parteityps“, son¬ 
dern um die Überwindung von Metho¬ 
den, die sich als unzureichend erwiesen 
haben. 


Leo Mayer 

Eine andere Partei? Ja - revolutionärer, 
wissenschaftlicher, demokratischer, effektiver 
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Die Schwachen kämpfen nicht. 

Die Stärkeren kämpfen vielleicht eine Stunde lang. 
Die noch stärker sind, kämpfen viele Jahre. 

Aber die Stärksten kämpfen ihr Leben lang. 

Diese sind unentbehrlich. 

Bert Brecht 

Die Friedensbewegung Schleswig-Holstein trauert um 

Nadja Kleinholz 

Nach langer schwerer Krankheit verstarb Nadja am 17 Juni 
2012. Wir verlieren eine Kämpferin, die sich bis zu ihrem Tod 
für eine gerechtere Welt ohne Krieg einsetzte. 

UtaAmer, Heike Fischer ; Uschi Fröhler, Marianne und 
Günther Wilke, Heidi , Gösta und Dr. Wolfang Beutin, 
Irmgard und Wolfram Jasker ; Bernd Frohböse , Gabriela 
und Reinhard Kops, Horst Leps, Bernd M ei mb erg, Schura 
Bringmann, Helmut Welk, Volker Bethge, Gundula Orth 
und Benno Stahn, Wittigo Stubbe, Wolfgang Erdmann, 
ZAA (Zusammenarbeitsausschuss der Friedensbewegung 
Schleswig-Holstein) 



DKP/Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68, 51 373 Leverkusen - Tel. 0214/45418 bzw. 
02151/315838 

E-Mail: karl-liebknecht-schule@web.de 

Wochenendseminar 

Sa. /So. 18./19. August 

Der Zusammenhang des Kampfes 
um Demokratie und Sozialismus 

Referentin: Nina Hager 

„Für die Sozialdemokratie bildet der alltägliche praktische Kampf um so¬ 
ziale Reformen, um die Besserung der Lage des arbeitenden Volkes noch 
auf dem Boden des Bestehenden, um die demokratischen Einrichtungen 
vielmehr den einzigen Weg, den proletarischen Klassenkampf zu leiten und 
auf das Endziel, auf die Ergreifung der politischen Macht und Aufhebung 
des Lohnsystems hinzuarbeiten.“ 

(Rosa Luxemburg 1899 Ges. Werke 1/1 369) 

Um rechtzeitige Anmeldungen wird gebeten. 
Rückantworten erfolgen nur, wenn es sich um Absagen handelt. 
Die Anreise kann bereits Freitag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. 
Beginn Samstag 10,30, Ende Sonntag gegen 13 Uhr. 

Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 25 Euro. 

Ab Freitag 30 Euro. 

Finanzierung bitte mit Parteigruppe, Kreisorganisation oder 
Bezirksvorstand abklären. 


Marxistische Blätter Nr. 3/1984 bis 6/1998 
wegen Platzmangel gegen Spende für die UZ 
(+ evtl. Versandkosten) abzugeben. 

DKP Gießen, Postfach 110226,35 347 Gießen, 
dkpgiessen@aol.com 


TOSKANA UND CHIANTI GENIESSEN 

FeWo für 2 bis 4 Pers., ruhige Lage - Panoramablick 
10 % UZ-Leser-Rabatt 

www.chiantihousefi.altervista.org; Tel.: 09727-5716 


www.amiata.de olivastra@amiata.de 
immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnungen in der TOSCANA-SEGGIANO 


Bei GUNTER & SIBYLLE 

Tel. 003905 641 836 713, mob. 00393 381539818 


Toskana - Nähe Meer 

Kleiner Öko-Hof sucht netten Haussitter 

0039 0566 81 478 (rufe zurück) 

www.toscana-biohof.de 
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InMtif: 

Hans-Gearg fü üII ei 
Hjup1$Eraflf 1 
573132 Schmallenberg! 1 
Gratschetl 
Hflchsmriand 


Tel.: 129724780-0 
Fai.: mn-mmi 
Ridaunnt: 

Dierrslag Ruhetag 


HauSp-tiSpülü 
anl ordern 



In unmittelbarer Mähe des Klosteis Grafschaft liegt unser 
Gasllwl Wie wr Jahrhunderten sorgi auch heute dur Wirt 
pasfinlich für das Wahl der Gaste. 

KofTrtort&ble Zmmzr und Räumlichkeiten, gul» Es^n, 

uopnepls üetranfcä. A le Zimmer naben Etat Dusche. WC, 
TflaLin, Fernseher -di« inemten rklkmi und Vurraum. n 
Hntslhfirfi cn befinden sidb Lift. Sauna. Sr-larium Nidil- 
rauchmimmer und Kamin. KlnttoreplelraitfTL Salatbünat. 
Ftl isEudcst jfleV Audi S?maren-Pürlionsr. 

Üheru-athtual^.'FrchSlutk 30.- bis 53.- € p P. 

HP 15,50 C p.P_ ■ VF. 22,-Cp.P. 

KdsIeiiIds Bijk-liiü BaMnfelren im SauerLintl. 

Auch KinderermäRiaung i N e Iw nsidEDfi preise. 

Bei 2i Tagen Autenjimt uri Jahr 10% Tfeuerabadt. 


mail@gasthoMieimos.iIe • www.gasthul-heimes.de 


Walter Böhmer wurde 75 

Lieber Walter, zu Deinem 75. Geburtstag gratulieren wir Dir 
von ganzem Herzen. 

Unsere Glückwünsche verbinden wir mit einem großen Dan¬ 
keschön für Deine immerwährende Solidarität, Deine Treue 
zur Kommunistischen Partei und für Deinen unermüdlichen 
Einsatz für Frieden und Verständigung. 

Ob im Arbeitskreis Blumen für Stukenbrock, in der Deutsch- 
Russischen Gesellschaft, in der Ostermarschbewegung oder 
bei den Aktionen für eine Freie Senne, überall wirst Du als 
zuverlässiger Mitstreiter geachtet, geschätzt und geliebt. 

Wir sind sehr glücklich, uns als Deine Freunde und Genossen 
fühlen zu dürfen. 

Wir wünschen Dir für die kommenden Febensjahre alles 
Gute, Gesundheit und viel Kraft für die Erfüllung all Deiner 
Wünsche. 

DKP Lippe und DKP OWL 


Das Kind ist das Teuerste, was die Nation hat 
Brecht, Flüchtlingsgespräche 

Wir gratulieren 
Antje und Stephan 
zu ihrem 

Niklas 

*5. Juni 2012 

DKP - Göttingen 


Einladung zur 

Landesmitgliederversammlung der DKP-Sachsen 

mit der Parteivorsitzenden Bettina Jürgensen am Samstag, 
den 25. August 2012,10:00 Uhr im Haus der Begegnung, 
Großenhainer Str. 92 in 01129 Dresden 

Tagesordnung: 

1. Redebeitrag: Bettina Jürgensen 

2. Diskussion 

3. Wahl der Delegierten zum Parteitag 

Einlass nach Mitgliedsbuch-Kontrolle 


An alle DKP-Gruppen 

Nicht nur aus Anlass seines To¬ 
destages am 24. Juli 1992 gibt 
der Neue Impulse Vertag diese 
Broschüre mit einem Beitrag von 
Jupp Sch leitslein m „Lenins 
Auflassung dar Parteiorgani¬ 
sation als qp-Bchich!liehe-h: Pro¬ 
blem" heraus, den er 
für die MsßwSfiöCftört ßßfler ge¬ 
schrieben harte. Ihn erneut zu le¬ 
sen löst zwar nicht alle Entwick- 
lungs- urnd Zukunftsprobleme der 
bundesdeutschen Kommunislln- 
nen, kann aber helfen, jach in hit¬ 
zigen gkiueiien Debatten «iner 
Wurzeln iy vergewissern bzw, 
das eigene Ert>= für die Zukunft 
nutzba'zu machen. 

DKF-Giiedcrungen bezahlen bei einer Bestellung 

ab 10 Stück lediglich 1 n - Euro pro Exemplar 

Neue Impulse Verlag 

Hoffnung Straße 13 - 45127 Essen - Tel. 0201-2 433 482 
www.n&uc-impüise-vcrlag.cte - info@nMj^mpülse-uertag.dß 

An alle DKP-Gruppen 


| ' ' ITvl. -J ... 
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LENINS «JPH 
AUFFASSUNG 

nn_ 94# i 

PART E lOEG AMI SAT ION 


Einzelpreis 2.- Euro 


Urlaub im Lotsenhaus an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 3 komfortable FE.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831 -459 366, ww.ferien-im-lotsenhaus.de 


Urlaub auf Sylt! 

Ferienwohnung 
für 2 - 5 Pers. 
Ruhige Lage. 

Keine Haustiere. 

Pension Knutzen 
Südhörn 14 
Tinnum / Sylt 
Tel.: 0 46 51 /311 99 


Toskana, nah am Meer 

m.hduu-bktof.df j oo». m au?s 


Ökohdf im Olivenhain, 
weiter Blick r Stille; 
große helle Zimmer, 
viele g ute Bücher, 
Haus hefef HluMhen; 
Kiritferpatödi&i. 
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Polen 

Ostseebad Leba 
(100 km v. Danzig) 

Komf. FZ. mit Bad, WC, TV, 
Balkon, Parkplätze. 

Ü/F18 Euro T/P 

Tel./Fax: 004859/8662657 
www.sloneczna.interleba.pl 



28. Juli: Sommerfest ab 14 Uhr mit Kai Degenhardt 
Die Blütezeit in der Lüneburger Heide beginnt 

Neu: Der Generationen-Spielplatz, der Barfußpfad, 
die Kaltküche für Gäste. 

Wir freuen uns auf Euch! 

(04181) 87 26 • Mail: info@heideruh.de • www.heideruh.de 


Antifaschistische Erholungs- und Begegnungsstätte 


Carlis Bienenhonig 

fe** tr 
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Früh- oder Sommertracht 

yU 

500 g für 5 Euro, 

250 g für 3 Euro + Porto 

ab 12 Gläser (1 Karton portofrei. 

..jJL 
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V 
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Wir liefern auch handgefertigte 


Bienenwachskerzen . Anfrage bei: 

A 

* -• 

f 

Imkerei Trauth, 02241/97311 t 

y 

; | j| 

comatra@web.de 



Wo Ferien noch Ferien sind. 

Im Dreiländer-Eck A/SL0H/H auf Künstlerhof am Dorfrand 
in der Steiermark 

Rundum Natur pur, Auwälder, Weinberge. Radlerparadies. 

Viel Sonne, viel Ruhe. 4 000 qm Liegewiese. 10 000 Bücher. 

2 Thermen 4 km, Zauberh. hist. Städtchen Radkersburg 3 km. 

3 sep. Komf.-FeWo (93 qm, 93 qm, 63 qm). 2 bis 5 Pers. Nicht teuer. 

Kontakt: 

Tel. 0043-3476-3522 (ab 14 h.) 

Fax. 0043-3476-35224 
www.hollerhof-dedenitz.de 
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Mehr Demokratie wagen 
- mehr nicht? 
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Weingut Eicher 

Rheinterassen 

Bachstraße 7 
67 577 Alsheim 
Tel.:06249-4128 
Fax: 06249-67263 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau 
preiswerte Ferienwohnung für 5 Personen 
(2 Zimmer, Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche,WC) 

Preis nach Vereinbarung 

Näheres Tel./Fax: 033231/60661 
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Die Bäume des Imperialismus 
wachsen nicht in den Himmel 

Betr.: Mobilisierung durch die 
Gewerkschaften 

Die Widersprüche im Kapitalismus 
heute werden immer größer - sowohl 
in unserem Land wie auch in Europa 
und in der ganzen Welt. Fragen wir uns, 
wie können wir aus diesen Widersprü¬ 
chen als Partei stärker werden. Vor al¬ 
lem die Partei sollte sich verjüngen. 
Und da sehe ich in Zukunft ganz re¬ 
alistische Chancen. Die Blockupy-Be- 
wegung ist ein Anfang. Aber ich den¬ 
ke auch an die kommende Bewegung 
gegen den Fiskalpakt. Die enormen 
Streiks und Großdemonstrationen in 
Griechenland, Spanien und Portugal 
sind ermutigend. 

Leider ist in unseren Gewerkschaften 
das noch nicht soweit, aber ich meine 
auch hier in unserem Lande werden die 
Herrschenden stark unter Druck kom¬ 
men. Unsere zukunftsgerichtete Poli¬ 
tik vor allem gegen die Vergesellschaf¬ 
tung der Banken, die Umverteilung des 
Reichtums von unten nach oben kann 
neuen Aufschwung nehmen. Die Aus¬ 
sagen von Michael Sommer vom DGB 
und Frank Bsirske von ver.di sind er¬ 
mutigend. Was fehlt, ist die Menschen 
in den Gewerkschaften auf die Straße 
zu bringen. 

Ohne starke Mobilisierung der Ge¬ 
werkschaften werden wir keinen Fort¬ 
schritt erkämpfen können. Die Arbei¬ 
terklasse bildet sich ihr Bewusstsein 
mehr oder weniger auf der Grundla¬ 
ge der unmittelbaren tagtäglichen Le¬ 
benserfahrungen mit dem Kapital. Wir 
müssen alles dafür tun, damit wir Rosa 
Luxemburg verwirklichen: Sozialismus 
statt Barbarei! 

Gerhard von der Ahe, Minden 

Parteitag der Dänischen 
Kommunistischen Partei 

Betr.: „Im Zeichen des Aufbruchs“, 
UZ vom 6.7.2012, S. 7 

Stefan Godau schreibt in seinem Ar¬ 
tikel „Grund für die Spaltung war da¬ 
mals die Gründung der breiten sozi¬ 
alistischen Einheitsliste durch DKP- 
Mitglieder und andere Linke.“ Das ist 
nach meiner Kenntnis so nicht richtig. 
Grund für die Spaltung der DKP (Dä¬ 
nische Kommunistische Partei) waren 
jene Auseinandersetzungen, wie wir 
sie auch aus der DKP aus den Jahren 
1988/89/90 kennen. Es ging um die po¬ 
litische und ideologische Verfasstheit 
der Parteien insgesamt. Es ging aber 
auch um die Folgen einer sehr scharfen 
innerparteilichen Auseinandersetzung, 
die für viele Genossinnen und Genos¬ 
sen unerträglich waren. 

Heinz Stehr ; Elmshorn 

Wirklich nur ein Marktplatz 

Betr.: Leserforum, UZ vom 22.6.2012 

Nach langen Überlegungen habe ich 
mich entschlossen mal etwas zu eurem 
Leserforum zu schreiben. Ich bin mitt¬ 
lerweile 87 Jahre alt und meinem Al¬ 


ter entsprechend aktiv im Leben und 
in meiner Partei, der ich seit 1968 ange¬ 
höre und vorher seit dem 9.6.1946 un¬ 
unterbrochen, trotz Verbot, in der KPD 
bis zum Eintritt in die DKP. Ich glaube 
sagen zu können, immer aktiv gewesen 
zu sein. Deshalb habe ich auch in So¬ 
lingen einen sehr hohen Bekanntheits¬ 
grad als Kommunist. (...) 

Was sich für mich in der UZ vom 
22.6.2012 als Leserforum anbot, war 
das Forum (lateinisch, Marktplatz 
usw.) im Sinne des Wortes wirklich 
ein Marktplatz. Dort wurde auch vor 
den Augen „unseres“ Klassenfeindes 
eine erweiterte Auseinandersetzung 
des Parteivorstandes ausgetragen. Für 
mich (...) hatte diese Austragung von 
Diskussionen für- und gegeneinander 
nichts mehr mit Klassenkampf zu tun. 
(...) 

Wir müssen, auch wenn es schwer ist, 
unser Programm, welches wir auch in 
den Parteigruppen diskutiert haben, in 
die Tat umsetzen, anstatt herumzula¬ 
bern, was die meisten Leser unserer 
UZ sowieso nicht mehr immer verste¬ 
hen. Es mag ja sein, dass die öffentli¬ 
chen Diskutanten sagen, es muss doch 
gesagt werden, aber dann ohne mich. 
Wie schrieb der Gen. Kassebaum vor 
einigen Wochen: Es würden wahr¬ 
scheinlich einige Genossen ihr Partei¬ 
buch hinwerfen, hoffentlich wird das 
nicht wahr, denn diese Genossinnen 
sind mit Sicherheit bewusste Kämpfer 
und aufrechte Kommunisten. 

(...) Ich will kein Rechthaber sein und 
die Partei neu erfinden, doch das geht 
mir und einigen anderen zu weit. Dass 
ich gerade jetzt diese Zeilen schreibe, 
ist sehr, sehr schade, wo ihr unserer 
Zeitung ein neues, für mich gutes Out¬ 
fit gegeben habt. (...) 

Rolf Pflanz, Solingen 

Endlose Spiegelfechterei 

Betr.: Leserforum, UZ vom 22.6.2012) 

Seit 73 Jahren gehöre ich der Arbeiter¬ 
klasse an, bin sozusagen hineingebo¬ 
ren. 60 Jahre bewusst und davon mehr 
als die Hälfte mit Herz und Verstand 
klassenbewusst. Und ich sage allen: Die 
endlosen theoretischen Spiegelfechte¬ 
reien gehen mir gewaltig auf den Sack. 
Dafür bin ich nicht Mitglied der Par¬ 
tei der Arbeiterklasse geworden. Nur 
die ständige Wiederholung macht uns 
jedenfalls nicht zu einer solchen. (...) 
Debatten um des Debattierens willen 
und die auch noch als Meinungsstreit 
zu verkaufen ist absurd. Als ob es nicht 
reichlich öffentliche Diskurse und Ak¬ 
tivitäten gäbe, wo die Meinungen und 
Anschauungen und das Handeln von 
Kommunisten, von kommunistischen, 
klassenbewussten Arbeitern, Gewerk¬ 
schaftern dringend gefragt sind. Es ist 
genug weitgehend Substanzloses end¬ 
los zugespitzt zelebriert worden. (...) 
Jene wenigen Arbeiter und Arbeite¬ 
rinnen, jene wenige Zeitgenossen und 
Zeitgenossinnen, welche möglicherwei¬ 
se potenziell noch ein Interesse an un¬ 


serer Politik oder gar Weltanschauung 
haben, wenden sich ob des klein- bis 
spießbürgerlichen Gezänks um den 
Bart des Propheten angewidert von 
uns ab. 

Wie soll man das, was da gegen den 
Beitrag von Heinz und wieder gegen 
Leo vorgebracht wird, anders definie¬ 
ren als Gezänk? Hat etwa das Partei¬ 
programm den Praxistest nicht bestan¬ 
den, weil es in wichtigen Fragen nicht 
die Grundlage für weitergehende Ana¬ 
lysen der gesamtgesellschaftlichen Ver¬ 
hältnisse und für die Entwicklung kom¬ 
munistischer Politik unter den aktuel¬ 
len Bedingungen ist, so dass wir schon 
wieder ein neues bräuchten? Diesen 
Zweck erfüllt es jedoch voll und das ist 
das Wichtigste und nicht, dass die aus 
den Tiefen der vergangenen 23 Jahre 
und die aktuellen, unterschiedlichen 
Positionen immer aufs Neue hervorge¬ 
kramt werden, um damit neuen Streit 
zu begründen. (...) 

Siegfried Kassebaum, Kirchlengern 

Über Voreingenommenheit, 
Kontinuität und Erneuerung 

Betr.: Leserbriefe, UZ vom 22.6.2012, 
S. 12 

Zu der Betrachtung von Heinz Stehr 
zum DKP-Programm (UZ vom 
8.6.2012) gab es mehrere Leserbriefe, 
die eine Erwiderung erfordern. Diese 
ist in der gebotenen Ausführlichkeit als 
Leserbrief nicht möglich; deshalb nur 
einige Anmerkungen. 

Hans-Peter Brenner schreibt u.a., 
„dass P. Köbele zum Programmgegner 
gemacht wird, ...ist ein absolutes Un¬ 
ding.“ Nun finde ich in meiner UZ die 
Stelle nicht, in der Patrik Köbele von 
Heinz als Programmgegner bezeichnet 
wird. Er hat diesen ausführlich zitiert. 
H-P. Brenner ist es, der daraus die Geg¬ 
nerschaft von Patrik Köbele schlussfol¬ 
gert. (...) Es geht nicht um verbale Be¬ 
kenntnisse, es geht um die von Patrik 
vertretenen Positionen. Das letzte (mir 
bekannte) Beispiel ist die Auseinander¬ 
setzung um die Grußschreiben an Sy- 
naspismos (SYRIZA) und die KKE. 
Das Bekenntnis zur Wahl- und Bünd¬ 
nispolitik der KKE ist wohl schwerlich 
mit der Wahl- und Bündnispolitik der 
DKP in Übereinstimmung zu bringen, 
wie diese im Programm in den Kapiteln 
„IV. Unser Weg zum Sozialismus“ und 
„V. Die Kräfte des Widerstands und des 
Fortschritts“ dargelegt ist. Unverständ¬ 
lich sind mir allerdings die Widersprü¬ 
che, in denen sich Hans-Peter bewegt. 
(...) 

Willi Gerns schreibt, „der Artikel er¬ 
weckt den Eindruck, die ,Absage an 
ein für alle Länder gültiges Sozialis¬ 
musmodell 4 , sowie das ,Eintreten für 
gesellschaftlich breite Allianzen für 
heutige Kämpfe und die grundlegende 
Umgestaltung der Gesellschaft 4 seien 
neue Erkenntnisse aus der Zeit nach 
1990. Das trifft jedoch nicht zu.“ Im Fol¬ 
genden legt er dann dar, dass wir diese 
programmatischen Erkenntnisse und 


Orientierungen schon in der Grund¬ 
satzerklärung und in der ganzen wei¬ 
teren Programmatik dargelegt hatten. 
Eindrücke sind Eindrücke. Ich hatte 
diesen Eindruck nicht von diesem Teil 
des Artikels. Ich erinnere mich aber 
noch gut, dass 1990 eine große Rat¬ 
losigkeit herrschte; was von unseren 
Erkenntnissen hatte denn überhaupt 
noch Bestand? Die Programmlosigkeit 
bestand ja nicht nur auf dem Papier, sie 
war ja auch in den Köpfen. (Außer bei 
denen, für die es keine neuen Fragen 
gab, und auch keine neuen Antworten 
notwendig waren.) Auch die Strategie 
des antimonopolistischen Kampfes 
stand auf dem Prüfstand! Und es ist ein 
Verdienst gerade auch von Heinz Stehr, 
dass wir daran festgehalten haben. Und 
immer wieder wurde von ihm in der 
Programm-Diskussion diese Kontinu¬ 
ität betont. (...) 

Rainer Dörrenbecher ; Neunkirchen, 
Saarland 

Mehr Klartext - weniger 
„Missverständnisse“ 

Betr.: Leserbrief von Falk Prahl, 

UZ vom 29.6.2012, S. 15 

In seinem Leserbrief unterstellt mir 
Falk Prahl, mich nicht mit der Grams- 
ci-Broschüre zu befassen und Leo May¬ 
er einfach etwas zu unterstellen. Rich¬ 
tig ist hingegen folgendes: 1. Habe ich 
mich inhaltlich in einer Rezension mit 
der Gramsci-Broschüre auseinanderge¬ 
setzt, wie man in unserer MB-Beilage 
bereits in der UZ vom 1.6.2012 lesen 
konnte. 2. Habe ich Leo Mayer nichts 
unterstellt, sondern ihn lediglich beim 
geschriebenen Wort genommen, wie 
ich das in über 40 Jahren als Kommunist 
und Journalist gelernt habe. Denn nicht 
zuletzt in der Strömungsauseinander¬ 
setzung mit den sogenannten „Erneu¬ 
erern“ Ende der 1980er Jahre haben wir 
live erlebt, wie da mit „Missverständ¬ 
nissen“ Politik gemacht wurde. 

Daraus sollten wir alle die Schlussfol¬ 
gerung ziehen, mehr Klartext zu re¬ 
den, zu schreiben und einzufordern. 
Leo Mayer schreibt also wörtlich: „Im 
Rahmen eines solchen Paradigmas 
(Stichwort: Selbstveränderung der han¬ 
delnden Subjekte) lässt sich auch nicht 
mehr das traditionelle, sozialdemokra¬ 
tische, von Lenin im Hinblick auf die 
rückständigen Verhältnisse Russlands 
sogar radikalisierte Bild einer kom¬ 
munistischen Partei aufrechterhalten, 
deren Funktion es sei, durch Agitati¬ 
on, Propaganda und Organisation ei¬ 
ner unaufgeklärten Masse das sozialis¬ 
tische Bewusstsein ,von außen 4 (bei) 
zubringen.“ (S. 7) Wenn Worte einen 
Sinn machen, ist das unmissverständ¬ 
lich! Wenn er was anderes meint, hätte 
er das anders schreiben müssen! (Ab¬ 
gesehen davon, dass dieser Satz Lenins 
Verständnis der Parteiorganisation ver¬ 
kürzt und verhunzt.) Darum nenne ich 
das - sicher zugespitzt - „in die Tonne 
hauen“. Und wer ansonsten nicht nur 
Worte, sondern Taten bewertet, wird 


FR ★ 20.J U LI 


Suhl: Veranstaltung des RotFuchs-För- 
derverein mit Egon Krenz zum 90. Jah¬ 
restag der Reichskinderkonferenz der 
KPD. Hotel Friz, 16.00 Uhr. 


Dl ★ 24 . JULI 


Recklinghausen: Treff der DKP. Ladenlo¬ 
kal Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 

Köln: „Die letzten freien Menschen- Je¬ 
nische in der Schweiz“, Filmabend der 
DKP Innenstadt. Freidenkerzentrum, 
Bayenstraße 11,19.30 Uhr. 


DO ★ 26 . JULI 


München: „EU-Krise und rechte Dem¬ 
agogie - Wie rechtspopulistische Kräfte 
die EU-Krise nutzen.“ Eine linke Antwort 
auf nationalistische Anti-EU-Propaganda. 
Veranstaltung der DKP München mit Leo 
Mayer. EineWeltHaus, Schwanthalerstra¬ 
ße 80,19.30 Uhr. 


Ml ★ 1 .AUG 


München: Traditioneller Besuch des 
Biergarten am Michaelibad mit den Mün¬ 
chener Ost-Gruppen der DKP. 


SO ★ 26 . AUG 


Dortmund: „Der Kommunist muss wie¬ 
der rein!“ Wiederholung der Kommunal¬ 
wahlen. Das „Linke Bündnis Dortmund“ 
wählen! 


SA ★ 1 .SEPT 


Stukenbrock: 45 Jahre Antikriegstag in 
Stukenbrock. Gedenkansprache: Michael 
Sommer, DGB-Vorsitzender. Friedhofs¬ 
führungen 14.00 Uhr, Kranzniederlegung 
15.00 Uhr. 

Bottrop: Marktfest der DKP. 


Dortmunder Wahlkampftermine 

Informationstände werden immer am 
Freitag nachmittags um 17.00 Uhr und 
immer am Samstag vormittags um 11.00 
Uhr, zweite Schicht mittags um 13.00 Uhr 
durchgeführt. Treffpunkt ist immer das Z, 
eine halbe Stunde vor den o. a. Terminen. 
Anmelden erwünscht im Z: 0231 814 709 
oder bei Udo: 0231 750059, Wolfgang: 
0231 4271 059, Stefan 0170 1 807 271. 


ohne Frage feststellen, dass die Marxis¬ 
tischen Blätter (und auch ich persön¬ 
lich) nicht nur mit der Schleifstein-Bro¬ 
schüre über „Lenins Auffassung der 
Parteiorganisation als geschichtliches 
Problem“ und dem USB-Stick „100 
Bücher aus (fast) 50 Jahren“ erhebli¬ 
che Anstrengungen unternehmen, dass 
wir in einer notwendigerweise konst¬ 
ruktiveren und produktiveren Debatte 
um die strategische und konzeptionelle 
Weiterentwicklung und Stärkung der 
DKP nicht hinter bereits Erarbeitetes 
zurückfallen, sprich unsere Erfahrun¬ 
gen und unser eigenes intellektuelles 
Erbe „in die Tonne hauen“. 

Lothar Geister ; Dülmen 
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Die letzte Seite 


unsere zeit CE 


Meine progressive Woche 

Vom 7. bis 73. Juni 


Samstag 

Demokratie ist machbar, Herr Nachbar. 
Man braucht nur die nötigen Zutaten. Im 
Falle Libyen waren das zunächst Bom¬ 
ben, Waffenlieferungen und die Ermor¬ 
dung des Staatsoberhauptes. Jetzt sind 
„freie Wahlen“ dran, von der „freien“ 
Presse liebevoll begleitet. Von jubeln¬ 
den Menschen in Benghasi wird berich¬ 
tet. Endlich dürfen sie wählen. Probleme 
gibt es nicht. Alles ist so frei, frei, frei... 
Doch das Böse lauert. Finstere Gestalten 
stürmen Wahllokale, hindern Menschen 
am Urnengang, es sind - Anhänger des 
„gestürzten Diktators“. Wie können Men¬ 
schen so abgrundtief schlecht sein, das li¬ 
bysche Volk in dieser Stunde des Glücks 
zu stören? „ Unsere“ Medien sind da un¬ 
entwegt erschüttert, wo sie bei anderen 
Wahlen unentwegt Wahlfälschungen erst 
wochenlang vermuten und dann zielge¬ 
richtet „ entdecken “ 

In den Frühnachrichten hatte es einen 
„kleinen“ - später verschwundenen - 
Hinweis gegeben: Anhänger Ghaddafis 
waren zur Wahl nicht zugelassen. Rich¬ 
tig so! Was haben die mit Demokratie zu 
tun? Die wählt eh keiner - außer den Ter¬ 
roristen, die „unsere“„freien“ Wahlloka¬ 
le stürmen. Wie sagte ich vorhin? Ach ja, 
Demokratie ist machbar. 

Sonntag 

Kaum einer der aktuellen Spitzenpolitiker 
weiß so prägnant zu formulieren wie Sig¬ 
mar Gabriel. „Die Unterschiede zur CDU 
sind dramatisch groß“ verkündet er heute 
im Sommerinterview bei den Öffentlich- 
Rechtlichen. Wer angesichts der zuver¬ 
lässigen Mehrheitsbeschaffung der SPD 
für Frau Merkel denkt, Gabriel habe sich 
mal wieder mit seiner Lust am Formulie¬ 
ren v er galoppiert, hat diesmal Unrecht. 
Allerdings muss man den aristotelischen 
Dramenbegriff - Drama = Tragödie und 
Komödie - unterlegen. Gabriel fasst den 
Unterschied zur CDU hier eindeutig ko¬ 
mödiantisch, damit hebt er ihn im über¬ 
tragenen Sinne auf. Rein praktisch könnte 
die SPD also bereits morgen mit der Uni¬ 
on koalieren. Das wäre dann aber wieder 
der Tragödie zweiter Teil - nicht für Gab¬ 
riel, aber für uns und Resteuropa. 

Dienstag 

Auf ihr Image als sparsame Hausfrau 
legt Frau Merkel wert. Schwäbische 


Sparsamkeit lässt sie sich gerne nachsa¬ 
gen. Gewerkschaften, Minister kratzen 
oft vergeblich an ihrer Tür, wenn sie Geld 
wollen. Arbeitende Menschen sollen eben 
arbeiten statt schlemmen. 

Doch wie so manche Hausfrau wird Frau 
Merkel auf Reisen großzügig - heute in 
Indonesien. Wo andere aber sich selbst als 
Drink großzügig einen Mai Tai oder eine 
opulente niederländisch-indonesische 
Rijsttafel gönnen, denkt Frau Merkel wie 
immer nur an andere. „Selbstverständ¬ 
lich“ und „gerne“ ruft sie, als der Staats¬ 
präsident Susilo Bambang Yudhoyono 
gebrauchte Leopard-Panzer verlangt. Als 
einkaufserfahrene Hausfrau dürfte sie 
hinzugefügt haben: „Darfs ein bißchen 
mehr sein?“ So ist sie, unsere Kanzlerin, 
im Ausland und wenn‘s um die friedli¬ 
che Zusammenarbeit geht. Einfach nett, 
oder? 

Mittwoch 

Wir hoffen auf den Beginn einer wun¬ 
derbaren Beziehung - zwischen der Tita¬ 
nic-Redaktion und Papst Benedikt XVI. 
Missverständnisse sind dazu da, um aus 
dem Weg geräumt zu werden. Die Titanic- 
Redaktion hat meine volle Unterstützung 
bei der Suche nach dem persönlichen Ge¬ 
spräch. Trotz Arbeitsüberlastung stehe ich 
auch als Schlichter zur Verfügung. Wir 
kommen dann alle zu Dir Benedikt, gell. 
Treffpunkt: Campo di Fiore, direkt unter 
dem Denkmal von Giordano Bruno. 

Donnerstag 

Ein Urteil wie aus dem FDP-Programm: 
Touristen müssen die Hotelsteuer zahlen, 
Geschäftsreisende (genauer deren Fir¬ 
men) nicht. Begründung: letztere arbeiten 
ja. Ein bahnbrechendes Urteil. Endlich 
Schluss mit der Lohnsteuer, ich arbeite ja. 

Freitag 

Zur russischen Demokratie wäre Man¬ 
ches zu sagen. Aber wo die Duma recht 
hat, hat sie recht. Die Rolle der NGOs bei 
diversen „ Demokratisierungsaktionen “ 
der „Staatengemeinschaft“ - Bomben¬ 
abwürfe nicht ausgeschlossen - zu hin¬ 
terfragen, ist nicht nur das gute Recht des 
russischen Parlaments, sondern macht 
hoffentlich Schule. CIA, MI5 und Bun¬ 
desnachrichtendienst haben viele Gesich¬ 
ter und viele Außenstellen. 

Adi Reiher 


Auf der Suche nach dem Ursprung 

Die Entdeckung des Higgs-Bosons 


Seit 2009 läuft - nach Problemen in der 
Anfangsphase - im größten Teilchen¬ 
beschleuniger LHC der Welt alles nach 
Plan. Bislang wurden knapp eine Bil¬ 
liarde Teilchenkollisionen aufgezeich¬ 
net. Der Large Hadron Collider ist ein 
ringförmiger Teilchenbeschleuniger 
mit 26,659 km Umfang am Europäi¬ 
schen Kernforschungszentrum CERN 
bei Genf. 

Auf einer Pressekonferenz im CERN 
wurde nun am 4. Juli über den Nach¬ 
weis des „Higgs-Bosons“ berichtet. 
Die Entdeckung ist ein Triumph für 
die Physik. Allerdings sind weitere Un¬ 
tersuchungen nötig. Dieses Elementar¬ 
teilchen war das letzte, das im „Stan¬ 
dardmodell“ der Teilchenphysik „fehl¬ 
te“. Mitte/Ende der 1960er Jahre hatte 
eine Gruppe von Wissenschaftlern die 
Existenz des Higgs-Bosons postuliert, 
um unter anderem erklären zu können, 
wie die „Materie“ einen Teil ihrer Mas¬ 
se bekommt. 

Es ist erstaunlich, welchen langen Weg 
die Wissenschaft bis zu diesem Erfolg 
gegangen ist: Am Anfang sahen einige 
Denker in Urelementen bzw. einheit¬ 
lichen Grundstoffen die Ursache aller 
real existierenden Dinge und Erschei¬ 
nungen. Höhepunkt dieser Entwicklung 
war die Atomtheorie der Antike. Ato¬ 
me waren für die frühen griechischen 
Materialisten Leukipp, Demokrit u.a. 
kleinste, unteilbare Teilchen, die sich 
auf unterschiedliche Weise miteinan¬ 
der verbinden konnten. 

Erst 2000 Jahre später wurde ihre Idee 
durch die Naturwissenschaft auf gegrif¬ 
fen. Versuche mit der Elektrizität, die 
Entdeckung der Röntgenstrahlung, der 
Radioaktivität usw. zeigten dann in der 
zweiten Hälfte des 19., Anfang des 20. 
Jahrhunderts, dass die Atome selbst aus 


noch kleineren Teilchen aufgebaut sein 
müssen. 

Aber selbst diese sind noch weiter teil¬ 
bar. Man fand heraus, dass der Atom¬ 
kern aus Protonen und Neutronen be¬ 
steht, die ihrerseits aus noch kleineren 
Bausteinen, den Quarks, aufgebaut sind. 
Und in der kosmischen Höhenstrahlung, 
die aus dem Weltall kommt und auf die 
Erde trifft, wurde eine Vielzahl ande¬ 
rer Teilchen entdeckt, die man zunächst 
nicht geordnet bekam. Nachforschun¬ 
gen ergaben, dass auch diese aus Quarks 
bestehen. All diese Erscheinungen und 
die Wechselwirkungen zwischen den 
Elementarteilchen sollten durch das 
einheitliche physikalische Standardmo¬ 
dell erklärt werden, das jetzt bestätigt 
wurde. 

Die bürgerlichen Medien reagierten re¬ 
gelrecht hysterisch auf die Entdeckung 
des Higgs-Bosons. Von der „Bild“-Zei- 
tung bis zur „Süddeutschen Zeitung“ 
wurde einhellig von der Entdeckung ei¬ 
nes „Gottesteilchens“ geschwafelt. 
Fachleute halten das für schräg. Der 
Astronom und Buchautor Florian Frei¬ 
stetter erklärte genervt im Wissen- 
schaftsblog www.scienceblogs.de: „Das 
Higgs-Boson hat nichts mit Gott zu tun 
... Teilchenphysik hat nichts mit Gott 
zu tun. Kein Wissenschaftler nennt das 
Objekt ,Gottesteilchen 4 Der Begriff 
stammt vom Titel eines Buches des No¬ 
belpreisträgers Leon Lederman, der 
über Teilchenphysik und das Higgs-Bo¬ 
son schrieb. ... Der Titel ,The God Par- 
ticle 4 wurde vom Verleger ausgewählt 
(Lederman hätte es lieber ,The God- 
damned Particle 4 genannt).“ 

Der Nachweis des Higgs-Bosons bestä¬ 
tigt allein das wissenschaftliche Welt¬ 
bild, führt gewiss zu neuen Forschungs¬ 
fragen und öffnet neue Erkenntnismög¬ 
lichkeiten. nh 


Die Neue Ökonomische Politik... 



... ist nicht totzukriegen. Schon in den 1920er Jahren hatte die junge Sowjetunion erfolgreich Sowjetmacht und kapitalistische 
Privatwirtschaft miteinander verbunden. Die Sparkasse Chemnitz verschmolz jetzt erfolgreich Karl Marx und die Kreditkarte. 
Mehr als ein Drittel der Teilnehmer einer Umfrage nach dem Kartenkredit hatten für den Altvorderen des Sozialismus votiert. 

„No pasaran“ in Antwerpen 

III. Arbeiterolympiade 1937 



Mit der erhobenen Faust auf dem Weg zum Massenturnen. 


Die bevorstehende Show des Kommer¬ 
zes in London, genannt Olympische 
Spiele, ist kein schlechter Anlass an die 
III. Arbeiterolympiade von 1937 zu er¬ 
innern. Vor 75 Jahren fand diese vom 
25. Juli bis 1. August in Antwerpen statt. 
Sie war der schnell organisierte Ersatz 
für die Volksolympiadevon Barcelona, 
die ziemlich genau ein Jahr vorher we¬ 
gen des Franco-Putsches nicht eröffnet 
werden konnte. Damals waren viele der 
bereits angereisten Sportler in Spanien 
geblieben und hatten sich dem Kampf 
der Republik gegen die aufständischen 
Generäle angeschlossen. 

Noch tobte der spanische Bürgerkrieg. 
Über die Aufnahme der spanischen 
Delegation schrieb „De Volksgazet“ 
am 1. Juli 1937: „Antwerpen hat die 
spanischen Freiheitshelden großartig 
empfangen. Zehntausende Antwerpe- 
ner äußern in den Straßen ihre Solida¬ 
rität mit dem kämpfenden spanischen 
Volk. Durch die zentrale Bahnhofshalle 
schallte ein Schrei aus tausenden Mün¬ 
dern: ,No pasaran! 4 “ 

Abgesehen von der Solidarität mit der 
spanischen Republik stand die Olympia¬ 
de im Zeichen des aufziehenden Krieges 
und des Kampfes gegen den Faschismus. 
Die Sportinternationalen der Sozialde¬ 
mokraten und Kommunisten organisier¬ 
ten die Arbeiterolympiade erstmals ge¬ 
meinsam. Athleten aus 14 Ländern nah¬ 
men teil. Im Schwimmen wurden drei 


Weltrekorde aufgestellt. So entschied 
der sowjetische Schwimmer Boitschen- 
ko die 100-m-Schmetterling in der Welt¬ 
rekordzeit von 1: 07,9 für sich. 
Schmerzhaft bemerkbar machte sich 
das Fehlen der Verbände aus Deutsch¬ 
land, Österreich und Italien. Gerade 
in den ersten beiden Ländern war die 
Arbeitersportbewegung bis zum Sieg 
des Faschismus stark gewesen. 1927 
bei der ersten Arbeiterolympiade in 
Frankfurt/M. beteiligten sich am „Tag 
der Massen“, dem 27. Juli, 100 000 Men¬ 
schen an den Freiübungen, ein bis heu¬ 
te unerreichter Rekord für Olympische 
Spiele. Insgesamt sahen 450 000 Men¬ 
schen die Wettkämpfe im für die Olym¬ 
piade erbauten Frankfurter Waldstadi¬ 
on. Ähnlich war der Zulauf bei der 2. 
Arbeiterolympiade in Wien gewesen. 
Dagegen fiel Antwerpen etwas ab. 
Beim abschließenden internationalen 
Festzug zogen aber immerhin 30 000 
Zugteilnehmer an 100 000 Zuschau¬ 
ern vorbei. 

In der „Illustrierten Geschichte des Ar¬ 
beitersportes kommen die Chronisten 
zu dem Fazit: „Insgesamt war die Arbei¬ 
terolympiade von Antwerpen sicherlich 
noch einmal eine Verdeutlichung des 
Willens der Arbeitersportbewegung, 
ihre Rechte und Organisationen zu ver¬ 
teidigen, doch der stolz erhobene Arm 
mit der geballten Faust, der Freiheits¬ 
gruß einiger tausend Arbeitersportler, 


konnte letztlich nicht darüber hinweg¬ 
täuschen, dass der Faschismus die Ar¬ 
beiterbewegung zu diesem Zeitpunkt 
in vielen Ländern bereits entscheidend 
geschwächt hatte.“ Es bleibt hinzuzu¬ 
fügen, dass die „Geschwächten“ sehr 
wohl in der Lage waren, den Faschis¬ 
mus niederzuringen - wenn auch unter 
größten Opfern. 

Die Arbeiterolympiade von Antwer¬ 
pen blieb die letzte. Sie feierte eine 
grandiose Auferstehung in den Spar¬ 
takiaden der sozialistischen Länder 
und den großen Erfolgen der sozialis¬ 
tischen Athleten bei den Olympiaden 
der Nachkriegszeit. S.E. 


Der rote Kanal 


Die Narben bleiben, D 2012 

Hermann Bernd erinnert an das Massaker 
des Faschisten Brejvik vor einem Jahr in 
Norwegen. 

So., 22.7., 21.45-22.30 Uhr, phoenix 

Ein Lord am Alexanderplatz, 

DDR 1967 

Paraderolle für Erwin Geschonnek - als 
Heiratsschwindler. 

Di., 24.7., 22.45-0.30, rbb 

Die unbequeme Wahrheit über 
unsere Ozeane, GB 2009 
Meer ohne Fische? Möglich! 

Do., 26.7., 22.15-23.45 Uhr, phoenix 
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Wir können nur auf uns selbst zählen“ 

Kubanische Gewerkschaften gestalten Wirtschaftsreformen mit 


Eine schmale Publikation von kaum 
40 Seiten sorgte im November 2010 in 
Kuba für Aufsehen: In 291 „Leitlinien 
zur Wirtschafts- und Sozialpolitik von 
Partei und Revolution“ unterbreitete 
die Kommunistische Partei Kubas der 
Bevölkerung Lösungsansätze zu einem 
großen Teil der Probleme, die in den 
vergangenen Jahren immer heftigeren 
Unmut provoziert hatten. 

Die Umsetzung der „Leitlinien zur 
Wirtschafts- und Sozialpolitik von 
Partei und Revolution“ soll das be¬ 
stehende System zwar nicht grundle¬ 
gend ändern. Angestrebt werden aber 
unter anderen folgende Neuerungen: 
Eine allmähliche Dezentralisierung 
der Entscheidungswege, die Anhe¬ 
bung des Produktangebots im Binnen¬ 
markt, Löhne, die sich nach Leistung 
und Qualität der Arbeit richten, die 
Stärkung der selbstständigen Arbeit 
auf eigene Rechnung und der kleinen 
Privatunternehmen als Quelle für neue 
Arbeitsplätze, ein massiver Abbau auf¬ 
geblähter Personalbestände in Staats¬ 
betrieben, ein allmählicher Rückzug 
des Staates aus Dienstleistungssekto¬ 
ren, die er nur schlecht bewirtschaften 
kann, und die Schaffung von neuen 
Genossenschaften als Alternative zu 
Staatsbetrieben. In den Leitlinien wer¬ 
den aber auch Liberalisierungen und 
Deregulierungen angesprochen. Dies 
würde für Kuba ein neues Beziehungs¬ 
modell bedeuten: Der Staat regelt sei¬ 
ne Beziehungen zum Bürger, zieht sich 
aber immer mehr aus den Beziehungen 
zwischen den Bürgern selbst zurück. 

Eingehende Diskussionen und 
Änderungen des Papiers 

Zwischen Dezember 2010 und Lebruar 
2011 wurden die Leitlinien in 163 079 
Versammlungen am Arbeitsplatz und 
in den Wohnquartieren mit insgesamt 
8 913 838 Teilnehmenden diskutiert. 
Der großen Anzahl der Beteiligten an 
der Diskussion entsprechend erfuhr 
das Papier in dieser ersten Vernehmlas¬ 
sung wesentliche Änderungen. Nur ge¬ 
rade 32 Prozent des Inhalts blieb unver¬ 
ändert, 16 der Leitlinien wurden ganz 
gekippt und 36 neue kamen hinzu. In 
einer zweiten Etappe ging das so modi¬ 
fizierte Papier an die Kommunistische 
Partei und deren Provinzorganisatio¬ 


nen zurück. Aus den dortigen Diskus¬ 
sionen resultierten wiederum Anträge 
zu knapp 60 Prozent der Leitlinien, 
die der Parteitag vom April 2011 zu 
behandeln hatte. Dort wurden schließ¬ 
lich weitere 86 Leitlinien geändert und 
zwei weitere hinzugefügt. 

„Die so verabschiedeten Leitlinien 
implizieren eine ganze Reihe struktu¬ 
reller Veränderungen“, meint Carlos 
Mateu Pereira, der kubanische Vize- 
Minister für Arbeit und soziale Sicher¬ 
heit. „Aber ebenso Veränderungen in 
der Mentalität, wie wir Dinge zu sehen 
pflegen. Wir setzen um, was sofort um¬ 
gesetzt werden muss, aber behalten da¬ 
bei immer das Ganze im Auge.“ 

„Wir müssen die 
Produktivität steigern“ 

Die Veränderung der Mentalität ist 
auch eines der wichtigsten Anliegen 
von Ermela Garcfa Santiago, der Sekre¬ 
tärin des Kubanischen Gewerkschafts¬ 
dachverbandes CTC. Die Abgeordnete 
der Nationalversammlung aus Cespe- 
des ist zuständig für die ideologische 
Arbeit innerhalb der CTC und deshalb 
gut vertraut mit dem Gemütszustand 
der kubanischen Arbeiterinnenschaft. 
Sie sagt: „Eigentlich ist es ganz klar: Wir 
müssen die Produktivität steigern. Dazu 
müssen die Arbeitenden aber verste¬ 
hen, welche Veränderungen bei uns vor 
sich gehen, sie müssen verstehen und 
spüren, dass ihr Beitrag an diesen Ver¬ 
änderungen sowohl der Gesellschaft 
wie auch ihnen persönlich etwas bringt.“ 
Die Wirtschaft zu erhalten, so Ermela 
Garcfa, Entwicklung zu erreichen und 
dafür zu sorgen, dass diese Entwicklung 
in mehr Gewinn für die Arbeitenden 
mündet, das sei entscheidend für die 
Bewahrung der Revolution und ihrer 
Errungenschaften. „Es geht nicht bloß 
um Ideen, sondern um ganz konkrete 
Dinge wie das Niveau der Arbeitsplatz¬ 
sicherheit, des Gesundheitswesens, des 
Bildungswesens. Es geht um den Res¬ 
pekt vor den Arbeitenden als Individu¬ 
en, um deren Rechte auf Renten, auf 
gerechten Lohn, auf Gleichbehandlung 
unabhängig von Geschlecht und Rasse. 
Lür all das ist es unabdingbar, dass es 
mit der Wirtschaft vorwärts geht, und 
dafür kämpfen wir.“ 


Stärkere Beteiligung der 
Arbeiterinnen 

Die kubanische Gewerkschaftsbewe¬ 
gung habe viele Gemeinsamkeiten mit 
Gewerkschaften in andern Teilen der 
Welt, meint Ermela Garcfa. „Unsere 
gemeinsame Wurzel ist die Verteidi¬ 
gung der Arbeiterinnen und ihrer In¬ 
teressen.“ Dazu komme jedoch, dass sie 
in Kuba selbst Eigner der Produktions¬ 
mittel seien: „Wenn unsere Arbeiten¬ 
den für die Entwicklung der Wirtschaft 
kämpfen, kämpfen sie für sich und die 
Zukunft ihrer Kinder, für die Sicher¬ 
heit ihrer Familien. Das müssen wir im¬ 
mer wieder vermitteln.“ 

Zurzeit werde sehr viel Energie darauf 
verwendet, der Mitbestimmung in der 
Umsetzung der Leitlinien und anderer 
Vorgaben neuen Schwung zu verschaf¬ 
fen, sagt Ermela Garcfa. „An der Pla¬ 
nung wird festgehalten. Aber wir haben 
die Formen der Mitwirkung verstärkt, 
und zwar im ganzen Prozess, von der 
Ausarbeitung bis zur Umsetzung. Als 
Arbeiterin muss ich mich mitverant¬ 
wortlich fühlen, ich muss merken, dass 
mehr Produktivität Auswirkungen hat 
auf das Lohnsystem und damit auf mei¬ 
ne Kaufkraft. Und dazu gehört auch, 
dass nach Annahme der Pläne die Be¬ 
legschaften an ihren Versammlungen 
die Verpflichtungen, die sie für das lau¬ 
fende Jahr eingegangen sind, überprü¬ 
fen und diskutieren, wie sie sich erfül¬ 
len lassen. Sie müssen sich als Teil der 
Erfüllung verstehen.“ 

Höheres Niveau auf 
den Versammlungen als 
in vergangenen Jahren 

Die entsprechenden Diskussionen sei¬ 
en im März dieses Jahres abgeschlos¬ 
sen worden. Ermela Garcfa zeigt sich 
zufrieden darüber, wie breit abge¬ 
stützt dieser Prozess ist: „Wir haben 
die Diskussionen als sehr positiv emp¬ 
funden. Die Belegschaften haben sich 
frei ausgesprochen und ihre Bedenken 
über die Zielerfüllungen dargelegt. 
Die Versammlungen hätten auf einem 
deutlich höheren Niveau als in ver¬ 
gangenen Jahren stattgefunden, tiefer 
in der Analyse und konkreter in den 
Vorschlägen, wie die Pläne mit mehr 
Qualität zu füllen sind. Und Ermela ist 
überzeugt, dass die Leitlinien zur Wirt¬ 


schaftspolitik das ihre dazu beigetragen 
haben: „Die Arbeitenden bringen sich 
deutlich mehr ein. Allein die Diskussi¬ 
on über die Leitlinien, die sich direkt 
mit der Planung und der Produktivität 
befassen, hat eine ganze Entwicklung 
in Gang gesetzt, die sichtbar ist und sich 
mit laufender Erfahrung weiter verbes¬ 
sern wird.“ 

Unternehmen, so die Gewerkschafts¬ 
funktionärin, hätten rentabel zu sein. 
„Sie sind nicht gemacht, um subventio¬ 
niert zu werden. Das müssen wir immer 
wieder klarmachen: Betriebe, die stän¬ 
dig Verluste erwirtschaften und deren 
Technologie es nicht erlaubt, rentabel 
zu werden, müssen geschlossen werden. 
Dazu wird es kommen, wenn es keine 
anderen Lösungen gibt, selbstverständ¬ 
lich unter der Bedingung des Schutzes 
der Arbeitenden in Form eines anderen 
Arbeitsplatzes, der ihrem früheren ent¬ 
spricht oder zumindest die Einkünfte 
sichert. Das bringt die Belegschaften 
dazu, auf den Betriebsversammlungen 
Vorschläge zu unterbreiten, wie ein Be¬ 
trieb sich emporwirtschaften kann, die 
Produktion sich effizienter gestalten 
lässt und wo gespart werden kann. Das 
ist nicht neu, aber in den vergangenen 
anderthalb Jahren ist das Engagement 
deutlich gestiegen. Wie gesagt: Die Ar¬ 
beitenden mischen sich ein.“ 

Löhne werden wieder ver¬ 
mehrt mit Leistung verbunden 

Effizienz heiße, mit den Ressourcen zu 
arbeiten, die vorhanden sind, und mit 
optimaler Qualität. Und die Arbeiten¬ 
den in Relation zu Qualität und Quan¬ 
tität der geleisteten Arbeit zu entloh¬ 
nen. Einen wichtigen Anreiz für die 
Steigerung der Produktivität bildet für 
Ermela Garcfa denn auch die persönli¬ 
che Anbindung der Arbeitenden an das 
Resultat ihrer Arbeit. „Er oder sie soll 
sehen, dass es sein/ihr Resultat ist, das 
zur Produktivitätssteigerung beiträgt, 
und nicht einfach das Resultat eines 
Kollektivs. Deshalb verbinden wir die 
Löhne wieder vermehrt mit Leistung.“ 
Ein weiteres Problem auf dem Weg zu 
mehr Effizienz orten die Leitlinien in 
den aufgeblähten Staatsbetrieben: „An 
vielen Orten gibt es mehr Arbeitskräfte 
als eigentlich benötigt werden, insbe¬ 
sondere im nichtproduktiven Sektor“, 


bestätigt Ermela Garcfa die entspre¬ 
chenden Analysen. Über mehrere Jah¬ 
re sollen insgesamt über eine Million 
sogenannt überflüssiger Arbeitsplätze 
gestrichen werden. „Es wird niemand 
einfach auf die Straße gestellt“, unter¬ 
streicht die Gewerkschafterin und be¬ 
tont, dass die Gewerkschaften zwar in 
den Freistellungsprozess eingebunden 
seien, um den Schutz der Betroffenen 
zu gewährleisten, sie aber selbst keine 
Freistellungen aussprächen. 

„Wir helfen, Alternativen zu finden, 
manchmal im selben Betrieb, meist 
aber in andern Branchen, in der Land¬ 
wirtschaft, im Bauwesen, wo wir viele 
Arbeitskräfte benötigen, oder auch in 
der Selbständigkeit als Gewerblerln- 
nen und Kleinunternehmerln.“ 

„Wir können nur auf uns 
selbst zählen“ 

In den Sektoren, die bereits redimen- 
sioniert worden sind, hätten die Ge¬ 
werkschaften eine sehr aktive Rolle 
gespielt. „Unsere Mitglieder sitzen im 
Expertenkomitee und in anderen Or¬ 
ganen. die die vorgesehenen Entlassun¬ 
gen prüfen und allfällige Rekurse be¬ 
handeln. Wenn eine Betriebsleitung be¬ 
schließt, Entlassungen vorzunehmen, 
muss sie die Gewerkschaft und die Be¬ 
legschaft informieren und vollständige 
Transparenz schaffen, sie muss Rede 
und Antwort stehen, wie und wann wel¬ 
che Maßnahmen ergriffen werden und 
welche Arbeitsplätze betroffen sind.“ 
Die Moral innerhalb der Belegschaften 
sei im allgemeinen gut, bekräftigt Er¬ 
mela Garcfa Santiago und verweist auf 
die besonders eindrucksvollen l.-Mai- 
Kundgebungen dieses Jahres. „Unsere 
Leute erkennen sich im laufenden Pro¬ 
zess wieder. Sie wissen, dass wir nicht 
viel haben, aber dass wir das Wenige 
dafür einsetzen, dass sich alle besser 
fühlen. Natürlich müssen wir weiterhin 
sehr hart arbeiten. Nur mit viel Arbeit, 
nur wenn wir die gesetzten Ziele errei¬ 
chen, werden wir vorwärts kommen. 
Und wir wissen, dass wir dabei nur auf 
uns selbst zählen können. 

Martin Schwander 
(aus „vorwärts“, Schweiz) 




18 Freitag, 20. Juli 2012 


Hintergrund/ Anzeigen 


unsere 


zeit Q£d 


Das Energiewende-Profit-Puzzle 

Strompreise steigen zum i. August 
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RWE hat angekündigt, zum 1. Au¬ 
gust die Strompreise um 6,6 Prozent 
im Grundtarif zu erhöhen. Und RWE 
wird mit Sicherheit nicht der einzige 
Energiekonzern bleiben, der mit der 
Begründung gestiegener Kosten wegen 
der Energiewende seine Preise erhöht. 
Wie existenziell Stromkosten in das Le¬ 
ben der Bürger eingreifen, wird allein 
daran deutlich, dass nach Schätzungen 
des Paritätischen Gesamtverbandes 
im Jahr 2011 rund 200 000 Hartz-IV- 
Bezieherlnnen der Strom schlichtweg 
abgestellt wurde. 

„Der Atomausstieg beeinflusst den 
Strompreis kaum“, lautet die zentrale 
Botschaft einer Studie, die das Deut¬ 
sche Institut für Wirtschaftsforschung 
(DIW) im Auftrag der Umweltorgani¬ 
sation Greenpeace durchgeführt hat 
und Anfang Juli in Berlin vorstellte. 
Der Atomausstieg werde sich nur mi¬ 
nimal auf den Großhandelsstrompreis 
auswirken, heißt es darin. 

Aber: Der Strom-Börsenpreis, an dem 
sich die Berechnungen des DIW ori¬ 
entiert, macht nur etwa 35 Prozent der 
Stromrechnung in den Privathaushal¬ 
ten aus. Wichtige Kosten wie die EEG- 
Umlage, mit der erneuerbare Energien 
gefördert werden, sowie Netzentgelte, 
die wegen des Baus neuer Stromtras- 
sen deutlich steigen dürften, sind in der 
Studie nicht enthalten. „Hier wird es zu 
zusätzlichen Kostensteigerungen kom¬ 
men“, wurde bei der Präsentation der 
Studie zu Bedenken gegeben. 

Ins gleiche Horn stößt auch der Vor¬ 
standsvorsitzende von Vattenfall Euro¬ 
pa, Tuomo Hatakka. Er erwartet, dass 
für Privatkunden 2020 die Stromrech¬ 
nung 30 Prozent höher ausfallen wird 


als heute. Und das nicht, weil der Groß¬ 
handelspreis für Strom steigen wird, 
sondern „weil die EEG-Förderung 
und die Netzumlage(...) steigen wer¬ 
den, um den ehrgeizigen Ausbau der 


Regenerativen und der Netzinfrastruk¬ 
tur zu finanzieren.“ (FAZ 3.7.2012). Bis 
zum Jahr 2020 sollen bekanntlich nach 
den Plänen der Bundesregierung min¬ 
destens 35 Prozent des Stroms aus re¬ 


generativer Energie stammen, ab 2030 
rund die Hälfte. Sowohl das DIW wie 
auch die Energiekonzerne (in diesem 
Fall Vattenfall) gehen also wie selbst¬ 
verständlich davon aus, dass die Ener¬ 
giewende vor allem die Bürgerinnen 
und Bürger finanzieren sollen. 

Und das sollen sie nicht nur über erhöh¬ 
te Stromkosten tun, sondern darüber 
hinaus auch über höhere Mieten, weil 
die Vermieter ihre Kosten bei der Ge¬ 
bäudesanierung (ein weiterer zentraler 
Punkt der Energiewende) über die Mie¬ 
ten refinanzieren werden. Am 9. Juli ha¬ 
ben Umweltverbände und der Mieter¬ 
bund auf einer Pressekonferenz in Ber¬ 
lin deshalb eindringlich davor gewarnt, 
bei der energetischen Gebäudesanie¬ 
rung die Mieter einseitig zu belasten. 
Ulrich Ropertz vom Mieterbund erin¬ 
nerte daran, dass allein 2011 die Heiz¬ 
kosten um 24,5 Prozent gestiegen seien. 
Und so sehr sich auch der Mieterbund 
zur energetischen Gebäudesanierung 
bekenne - „wir brauchen eine Lösung 
für die entscheidende Frage, wer die 
Kosten zahlen soll“, erklärte er. 
Mieter, insbesondere Durchschnitts¬ 
und Geringverdiener, seien nicht in der 
Lage, die Kosten allein aufzubringen, 
betonte Ropertz. Erst in der Vorwoche 
war eine Studie des Mieterbundes be¬ 
kannt geworden, nach der sich bereits 
im Vorjahr rund 100 000 Mieter nach 
der energetischen Modernisierung ihre 
Wohnung schlicht nicht mehr leisten 
konnten und sich gezwungen sahen, aus 
ihren Wohnungen auszuziehen. 

So wie der Mieterbund seit langem, for¬ 
derte auch BUND (Bund für Umwelt 
und Naturschutz)-Energiefachmann 
Werner Neumann eine Drittelung der 
Kosten zwischen Vermietern, Mietern 
und dem Staat. Die Hauseigentümer 
profitierten von der energetischen Sa¬ 
nierung, weil sie ihre Gebäude nach¬ 
haltig aufwerteten, Mieter gewännen 
Wohnqualität und sparten Heizkos¬ 
ten und der Staat käme seinem Klima¬ 
schutzziel ein gewaltiges Stück näher. 
Was bei allen diesen Überlegungen - 
ob von Greenpeace, den Umweltver¬ 
bänden oder dem Mieterbund - leider 
ausgeblendet wird, ist die Rolle der 
Profiteure dieser Energiewende-Strate¬ 
gie der Bundesregierung: Dass nämlich 
die großen Konzerne in der Energie¬ 
wende eine neue Goldgrube wähnen, 
ist allenthalben sichtbar. 

Das sind vor allem RWE, E.ON, Vat¬ 
tenfall und EnBW samt ihren vier 
Netzbetreiber-Gesellschaften (Ampri¬ 
on, Tennet, 50 Hertz, Transnet BW) und 
z.B. der Siemens-Konzern. 

So rührt Siemens auf seiner Internet¬ 
seite (siemens.com/energiewende) 


Prozent 


Entwicklung der Strompreise für private Haushalte 

(2005 = 100 %) 



Preisentwicklung von Benzin und Heizöl 
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lautstark die Trommel für die Energie¬ 
wende. Diese sei „eine Jahrhundert¬ 
chance für die deutsche Wirtschaft“ 
heißt es dort. „Deutschland will zum 
Schaufenster - und erfolgreichen Ex¬ 
porteur - modernster Energietechno¬ 
logien werden: von erneuerbaren Ener¬ 
gien über intelligente Stromnetze bis 
zum energieeffizienten Verbrauch.“ 

In einer FAZ-Beilage der Energiewirt¬ 
schaft vom 29.6.12 preist Siemens sich 
als kompetenter Partner für wichtige 
Bausteine der Energiewende an: neu¬ 
geformte Rotorblätter für die leistungs¬ 
fähigsten Offshore Windkraftanlagen, 
lernfähige Software, die die Windlast 
auf die Rotoren optimal einstellt und 
leistungsfähige Stromspeicher, die 
überschüssige Energie über Wochen 
speichern können und bei Bedarf in 
die Stromautobahnen einspeisen. 

Und den Städten und Gemeinden bie¬ 
tet Siemens bei Wärmedämmung und 
intelligenter Gebäudetechnik lukrative 
Gesamtpakete an, „damit trotz knapper 
Kassen der Energieverbrauch deutlich 
gesenkt werden kann. Bei dem Ener- 
giespar-Contracting - einer Kombina¬ 
tion aus Beratung, Installationsleistung 
und Finanzierung - braucht der Kunde 
keinerlei Erstinvestition zu tätigen, er 
begleicht seine Raten einfach mit den 
eingesparten Energiekosten.“ 

Wie Kabinett und Kapital die Energie¬ 
wende zur Chefsache erklären, muss 
diese noch stärker ins Blickfeld der 
fortschrittlichen Kräfte rücken, - als 
ein wichtiger Ansatzpunkt in dem ge¬ 
meinsamen Ziel, das Übel an der Wur¬ 
zel zu packen, und die Macht der gro¬ 
ßen Konzerne zu beschneiden - und 
letztendlich zu knacken. 

Gst/www.kommunisten.de 

RWE-Gewinn 2011: 

8,460 Milliarden Euro! 
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Sexuelle Identität und wir Kommunist_innen 

Die bisher praktizierte Homo-Emanzipationspolitik vergisst oft ihr fortschrittliches Ziel • Von Mark, DKP queer 



„die schwulen, verkündet b. im biologieunterricht, weil keine aufklärung stattfindet, die schwulen machen genau das, was 
eben auf diesem dummflachen dia ein ballettänzer demonstriert hat: sie schminken sich, sie kleiden sich auffällig, sie wer¬ 
den zu tunten, und weiter, jetzt ganz dramatisch: wir alle haben sie dazu gemacht, die jungs verlangen gewohnheitsmä¬ 
ßig, daß sie bedient werden, also ziehen sich die mädchen die albernsten Sachen an, um beachtet zu werden, und genau 
das tun die schwulen, mit der gewißheit, es doch nicht zu schaffen, b. setzt sich wieder und denkt: nichts ist selbstzerstö¬ 
rerischer als die männerherrschaft, die Verhältnisse belacht, die sie selbst produziert hat. über diese moral werden einmal 
die sechsjährigen lachen, und die forscher werden ernsthaft am verstand ihrer Vorfahren zweifeln: werft den schwulen in 
einer unvernünftigen weit nicht vor, sich unvernünftig zu verhalten!“ - Ronald M. Schernikau. (Die Kleinstadtnovelle, 1980) 


Es war immer ein breites Kampffeld der 
Arbeiterbewegung, sich gegen die Män¬ 
nerherrschaft (Schernikau) zu wehren. 
Doch dieser Kampf hat bei weitem noch 
kein Ende mit dem Frauenwahlrecht oder 
der rechtlichen Gleichstellung von Mann 
und Frau gefunden. Zum einen treten wir 
heute aktiv ein für gleichen Lohn bei glei¬ 
cher Arbeit, für ein faires Konzept der 
Kindererziehung, für die gesellschaftliche 
Gleichstellung der Frau. Zum anderen be¬ 
schäftigen wir uns heute noch zu wenig 
mit der kompletten Entfaltung der eige¬ 
nen Persönlichkeit und, damit verbunden, 
der eigenen Sexualität. 

Im September 2007 beschloss der Par¬ 
teivorstand deshalb einstimmig, aus der 
schon über ein Jahr arbeitenden Gruppe 
DKP queer eine Kommission zu Fragen 
sexueller Emanzipation und Lebenswei¬ 
sen des Parteivorstands zu machen. Das 
englische Wort „queer“ bezeichnet Dinge, 
Handlungen und Personen, die von der 
Norm abweichen. In der Homo-, Bi- und 
Transsexuellenbewegung spielt der Begriff 
eine besondere Rolle, da er freie Lebens¬ 
entwürfe und Lebensweisen bezeichnet. 
So heißt „queer sein“ nicht automatisch 
gleichgeschlechtlich zu lieben, sondern 
lediglich sich von gesellschaftlichen Prä¬ 
gungen weitgehend zu emanzipieren. 

Mit der Konstituierung von DKP queer 
als Kommission des PV knüpfen wir als 
Kommunistinnen^ an die Tradition der 
Demokratischen Lesben- und Schwule- 
ninitiative DeLSI an, welche bis 1994 in 
der BRD fortschrittlich für die Rechte von 
Menschen jenseits der Heteronormativi¬ 
tät eintrat. In unserem Programm heißt 
es dazu: 

„Die DKP tritt für die Anerkennung und 
rechtliche Gleichstellung von Lebensent¬ 
würfen jenseits der bürgerlichen Ehe ein 
und fordert die Gleichstellung selbstbe¬ 
stimmter Lebensweisen. Sie steht an der 
Seite emanzipativer, gegen Diskriminie¬ 
rung gesellschaftlicher Minderheiten wir¬ 
kender Bewegungen.“ 

Nach fünf Jahren Bestehen kann DKP 
queer mehrere Erfolge vorweisen. So legte 
die Kommission z.B. dem Parteivorstand 
im März letzen Jahres einen queer-politi- 
schen Forderungskatalog vor, der im Feb¬ 
ruar als Diskussionsmaterial der gesamten 
Partei zugänglich gemacht wurde (DKP- 
Informationen 1/2012, gedruckte Version, 
oder www.dkp-queer.de). Damit sollen 
zumindest der Forderungsteil des „Blauen 
Hefts“ - der „Grundsätze und Forderun¬ 
gen der DKP gegen die Diskriminierung 
der Homosexualität“, eines Beschlusses 
des XI. Parteitages der DKP mit einer gut 
zwanzigseitigen Anmerkung von Robert 
Steigerwald - abgelöst bzw. aktualisiert 
und erweitert werden. 

Geschlecht als fixe Kategorie 

In diesen Forderungen schreiben wir unter 
„Abschaffung der erzwungenen Einteilung 
in zwei Geschlechter“: 

„Die Einteilung der Menschen ausschließ¬ 
lich in zwei durch Geburt vorgegebene Ge¬ 
schlechter passt nicht für alle Menschen 
und gehört daher abgeschafft. Unser Ziel 
ist, dass weder dem Geschlecht, noch der 
Sexualität, noch der Herkunft bei der Be¬ 
urteilung eines Menschen Bedeutung bei¬ 
gemessen wird: 

Bei Geburt darf das Geschlecht weder im 
Ausweis noch in sonstigen Dokumenten 
aufgenommen werden. 

Es muss die Möglichkeit gegeben sein, ei¬ 
nen geschlechtsneutralen Vornamen zu 
wählen. 

Wir fordern, den Operationszwang bei 
Doppelgeschlechtlichen, die Zwangsthe¬ 
rapien, die amtlichen Geschlechtszuwei¬ 
sungen und die Geschlechtsspezifizierung 
in behördlichen Dokumenten abzuschaf¬ 
fen. Nach einem Urteil des Bundesverfas¬ 
sungsgerichtes sind insbesondere Zwangs¬ 
operationen verfassungswidrig. Nicht nur 

* Sofern eine geschlechtsneutrale Form im Text 
nicht angewandt werden kann, ist es üblich mit 
einem „Binnen-I“ die weibliche und männliche 
Form zu beachten. Geschlechts- und Sexual¬ 
formen neben Mann und Frau werden dabei 
aber übergangen. Deshalb wenden wir hier die 
Schreibweise mit dem Unterstrich an, welche für 
die Berücksichtigung solcher Alternativen steht. 


das zeigt, dass unsere Forderungen nicht 
aus der Luft gegriffen sind. 

Es muss möglich sein, den Vornamen ohne 
diskriminierende Verfahren beim Standes¬ 
amt ändern zu lassen.“ 

Die Problematik um transsexuelle, trans- 
gender und intersexuelle Menschen ist 
akut. Darum forderte die Bundestagsfrak¬ 
tion der Partei „Die Linke“ das geltende 
Transsexuellengesetz aufzuheben, da es 
gegen das geltende Grundgesetz verstoße 
(Antrag vom 25.5.2011, Bundestagsdruck¬ 
sache 17/5916). Während sich in einer von 
der Bundesregierung in Auftrag gegebe¬ 
nen Stellungnahme des Deutschen Ethi¬ 
krates dieser sich gegen die Forderungen 
des IVIM (Internationale Vereinigung In¬ 
tergeschlechtlicher Menschen) stellt. 
Auch der renommierte kritische Biologe 
und Geschlechtsforscher Dr. Heinz-Jür¬ 
gen Voß - Autor u. a. des empfehlenswer¬ 
ten Buches „Geschlecht - Wider die Natür¬ 
lichkeit“ - äußert sich enttäuscht: 

„In der Stellungnahme wird nahtlos an 
die umstrittene medizinische Termino¬ 
logie angeschlossen, in der Intersexuali¬ 
tät off im Sinne einer Krankheit beschrie¬ 
ben wird. Von Intersexen wird hingegen 
seit längerem gefordert, unparteiisch und 
nicht-wertend von Varianzen beziehungs¬ 
weise Besonderheiten der Geschlechtsent¬ 
wicklung zu sprechen.“ 

Voß, der sich mit der Thematik ausführ¬ 
licher in einem Buch beschäftigen wird, 
das im Frühherbst erscheinen soll (Voß, 
Heinz-Jürgen: Intersexualität - Intersex: 


Eine Intervention. Unrast-Verlag), kriti¬ 
siert auf seinem Blog weiter: 

„Sind die biologischen Beschreibungen in 
der Stellungnahme des Deutschen Ethi¬ 
krates für diesen fast schon peinlich, da 
sie kaum über die Glaubenssätze zur Ge¬ 
schlechtsentwicklung in populären Zeit- 
schriftenartikeln hinausgehen und in je¬ 
dem Fall von einer wissenschaftlichen Be¬ 
standsaufnahme weit entfernt bleiben, so 
entwickelt sich diese „Laxheit“ im Umgang 
mit dem medizinischen Forschungsstand 
zum Problem.“ 

Denn der Ethikrat ignoriere neuere in¬ 
ternationale Fachveröffentlichungen und 
stütze sich stattdessen auf veraltete Stu¬ 
dienergebnisse einer deutschsprachigen 
Arbeitsgruppe, für die nicht die Zufrie¬ 
denheit der behandelten Menschen im 
Zentrum des Interesses gestanden habe, 
sondern die Frage, „ob sich bei den Be¬ 
handelten eine stabile und eindeutige Ge¬ 
schlechtsidentität ausgeprägt hatte“. 

Noch im Jahr 2007 (!) sahen diese Wissen- 
schafller_irmen, so Voß, die „Ausprägung 
eindeutiger Geschlechtsidentität schon 
dann als beeinträchtigt an, wenn sich Ho¬ 
mosexualität zeigte. Mittlerweile hat sich 
diese Position in der Arbeitsgruppe ge¬ 
wandelt. Aber selbst die interessanten neu¬ 
eren Ergebnisse aus dieser Arbeitsgruppe 
werden vom Ethikrat nicht herangezogen.“ 
Erzwungene Einteilung in zwei Geschlech¬ 
ter ist nur eines von vielen Themen, mit 
denen sich DKP queer auseinandersetzt 
und mit denen sich alle Kommunistin¬ 
nen auseinandersetzen sollten. Sie alle ha¬ 


ben neben vielen weiteren Erscheinungen 
immer mindestens eine Gemeinsamkeit: 
Alternativen zur Heteronormativität sind 
immer der Diskriminierung ausgesetzt. 

Aufgabe der DKP und nicht 
einer Homo-Initiative 

Diese Diskriminierung jedoch ist nicht 
nur das Beschimpfen zwischen Kindern 
auf dem Schulhof („schwule Sau!“) und 
das Verprügeln von Homosexuellen. Es ist 
auch die Diskriminierung zwischen aus¬ 
gegrenzten Gruppen, zwischen Schwulen 
und Lesben off auch, wie zwischen Män¬ 
nern und Frauen. Zwischen Homosexuel¬ 
len und Transsexuellen, zwischen Trans- 
gendern und Intersexen, zwischen deut¬ 
schen Schwulen und türkischen Lesben. 
So vielfältig die Lebens- und Sexualformen 
sind, so vielfältig sind leider auch die Ar¬ 
ten der Diskriminierung im Privaten und 
Beruflichen. 

Ein Dachverband, der für die Rechte und 
die Emanzipation von Menschen jenseits 
der Heteronormativität eintritt, wäre nö¬ 
tiger denn je. Da gibt es den LSVD (Les¬ 
ben- und Schwulenverband Deutschland). 
Durch Loyalität und Regierungsnähe hat 
sich der LSVD ein schlechtes Urteil ver¬ 
dient. Um es kurz zu machen: es käme 
auch niemand auf die Idee Merkel als 
Frauenpolitikerin zu bezeichnen. 

Diese Verbände können zum einen im 
reaktionären Fahrwasser schwimmen. 
Sie können aber auch reaktionäres Han¬ 
deln provozieren. So wie zum Beispiel das 
schwule Berliner Anti-Gewalt-Projekt 
MANEO. Es sammelt Informationen über 


Angriff und Überfälle auf Homosexelle. In 
ihrer Öffentlichkeitsarbeit betont MANEO 
dann das hohe Aggressivitätspotential, das 
vor allem von Menschen aus arabischen 
oder türkischen Kulturräumen ausgehe. In 
rassistischen Ausfällen lässt sich das Pro¬ 
jekt selten stoppen und ist schon über die 
Stadtgrenzen als Verteidigerin des (ho¬ 
mosexuellen) Abendlandes bekannt. 

Kommunistische Positionen in 
der Bewegung notwendig 

Überhaupt scheinen die Hauptstadt-Ver¬ 
bände es immer mal wieder nicht so ge¬ 
nau zu nehmen und gegen die eigentlich 
eigene Sache anzugehen. In einer vor kur¬ 
zem von der Bundestagsfraktion der Partei 
„Die Linke“ fertiggestellten Broschüre für 
die CSDs 2012 schreibt Gregor Gysi: 

„1994 wurde der Paragraph 175 endgültig 
aus dem Strafgesetzbuch der Bundesrepu¬ 
blik getilgt. Dies geschah erst im Zuge der 
Rechtsangleichung, denn die DDR hatte 
das Pendant, den § 151, bereits 1988 gestri¬ 
chen.“ (BT-Fraktion „Die Linke“: „Mach 
nicht den Macker!“, S. 3) 

Damit setzt Gysi die Homo-Politik der 
DDR und des BRD-Adenauer-Regimes 
gleich. Gekonnt umschifft er dabei, die 
Gesetzgebung der beiden Staaten detail¬ 
liert aufzuzeigen. Die genannten Fakten 
stimmen zwar, doch sollte der Jurist Gysi 
differenzieren können. 

Ein Pendant ist ein passendes Gegenstück! 
Wer den § 175 der BRD als ein passendes 
Gegenstück des § 151 der DDR bezeich¬ 
net macht es sich sehr leicht. Während die 
BRD bis 1969 sogar den durch die Faschis¬ 
ten verschärften § 175 weiter verwendete, 
was eine unbeschreibliche Ungeheuer¬ 
lichkeit ist, kehrte die DDR zum § 175 der 
Weimarer Republik zurück. Angesichts der 
Homosexuellenpolitik der NSDAP ein ge¬ 
höriger Unterschied! Auch der Grad der 
Anwendung in BRD und DDR zeigt, wo¬ 
hin die Reise geht. 

In der Zeit des deutschen Faschismus wur¬ 
den zwischen 1933 und 1943 (von 1944/45 
liegen keine Zahlen vor) rund 51000 Men¬ 
schen nach § 175 verurteilt. Nach der Be¬ 
freiung Europas wurden in der SBZ und 
der DDR zwischen 1945 und 1988 nach 
§175 und §151 wenige hunderte Men¬ 
schen verurteilt. Faktisch wurden beide 
Paragrafen kaum angewendet. Nicht so in 
der BRD. Allein zwischen 1945 und 1969 
wurden nach dem weiterhin geltenden fa¬ 
schistischen § 175 rund 60 000 Menschen 
verurteilt. Wer vor 1945 verurteilt wurde, 
dem wurde diese Strafe strafverschärfend 
angerechnet. Auch nach 1969 wurden noch 
rund 3 500 Menschen in der BRD verur¬ 
teilt. 

Nach diesem Verlauf der Geschichte soll¬ 
ten wir doch genauer hinsehen, ob und 
wie wir einfach alles in einen Topf wer¬ 
fen wollen. 

Ob also von rechts oder von links, die 
bisher praktizierten Formen der Homo- 
Emanzipations-Politik vergessen off ihr 
fortschrittliches Ziel. Dass es auch an¬ 
ders gehen kann, beweisen uns die kuba¬ 
nischen Genossinnen zur Zeit. Mit CE- 
NESEX, dem kubanische Queer-Institut 
unter Leitung von Marielia Castro, haben 
sie ein fortschrittliches Projekt gestartet, 
das kommunistische Queerpolitik möglich 
macht und seine Wirkung bereits entfaltet. 
(Siehe dazu unter anderem UZ vom 13. 8. 
2010 ) 

DKP queer unterstützen 
heißt mitmachen 

Die Kommission ist auf die Mitarbeit aller 
Genossinnen und Freundinnen in und 
um unsere Partei angewiesen. Dreimal 
jährlich finden Bundestreffen statt, auf de¬ 
nen gerne Vertreterinnen der Landesver¬ 
bände und Bezirke gesehen sind, sowie alle 
weiteren Interessierten. Viermal jährlich 
erscheint unser Magazin red&queer. Je¬ 
des Jahr finden Demos zum Christopher- 
Street-Day statt (Zur Geschichte der CSD: 
„40 Jahre Stonewall Riots“ in red&queer, 
Ausg. 12 und 13). Unsere gesamte Partei hat 
sich der Queerpolitik verschrieben. Betei¬ 
ligt euch mit unseren Materialien oder 
diskutiert unsere Forderungen auf einem 
Gruppenabend. Denn diese Arbeit von 
Kommunist_innen ist unabdingbar. 

Mehr Informationen unter 
www.dkp-queer.de 
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Berlin ist keine Ware 

Demonstration erinnert an erfolgreiches Bürgerbegehren „Mediaspree versenken“. Mieterinitiativen mobilisieren in den Kiezen 
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Knapp 1 000 Berlinerinnen und Ber¬ 
liner zogen am vergangenen Sams¬ 
tag in den Hauptstadtbezirken Fried¬ 
richshain-Kreuzberg und Treptow am 
Spreeufer entlang. Die gute Stimmung 
ließen sie sich weder von einem völlig 
überzogenen Polizeiaufgebot noch von 
heftigen Regengüssen verderben. Die 
Teilnehmer erinnerten an den Bürge¬ 
rentscheid „Spreeufer für alle“, der vor 
vier Jahren zwar erfolgreich war, aber 
die weitere Bebauung der Uferflächen 
nicht verhindern konnte. Zugleich soll¬ 
te die Demonstration durch das Mot¬ 
to „Berlin ist keine Ware! Gemeinsam 
gegen Ausverkauf und Verdrängung“ 
Treffpunkt für zahlreiche Berliner Mie¬ 
terinitiativen und -aktivisten sein. 

„Spreeufer für alle“ 

„Mediaspree versenken!“ konnte man 
2008 in Berlin Kreuzberg an diversen 
Hauswänden lesen. Ziel des Bürger¬ 
begehrens war es, das Investorenpro¬ 
jekt „Media Spree“, mit dem Unter¬ 
nehmen an die Spree gelockt werden 
sollten, zu verhindern. Den geplanten 
Neubauten entlang des Ufers sollten 
zahlreiche Klubs, alternative Zentren 
und als Treffpunkt beliebte Freiflächen 
zum Opfer fallen. Klar war auch, dass 
„Mediaspree“ für die anliegenden Kie¬ 
ze extreme Mietsteigerungen und Ver¬ 
drängung zur Folge haben würde. Im 
Juli 2008 sagten 87 Prozent der Kreuz¬ 
berger Abstimmungsteilnehmer: Medi¬ 
aspree versenken! Sie votierten für ei¬ 
nen Mindestabstand für Neubauten von 
50 Metern zum Ufer, für das Verbot von 


Hochhäusern und neuen Autobrücken 
über die Spree. 

Danach wurde das erfolgreiche Bür¬ 
gerbegehren buchstäblich zerredet. 
Es gründete sich ein Sonderausschuss 
Spreeraum, in dem neun Bezirkspoliti¬ 
ker aller Fraktionen, angeführt von den 
Grünen, sowie vier durch die Initiati¬ 
ve benannte Bürgerdeputierte saßen. 
Bis Dezember 2009 bearbeitete das 
Gremium mögliche Perspektiven für 
eine Umsetzung des Bürgerentscheids. 
Nach über einem Jahr gab es besten¬ 
falls Teilergebnisse. Das hielt den Grü- 
nen-Bezirksbürgermeister Franz Schulz 
nicht davon ab, einen Abschlussbericht 


vorzulegen. Aus Protest verließen die 
Bürgerdeputierten das Gremium, das 
daraufhin beerdigt wurde. Das Thema 
Uferbebauung landete wieder im Aus¬ 
schuss für Stadtplanung. Seitdem wur¬ 
den die öffentlichen Ufergrundstücke 
munter weiter privatisiert und es wur¬ 
de weiter gebaut - für Hotels, Büros 
und Luxuswohnungen. „Dort, wo Be¬ 
ton- Glas und Stahlpaläste für Merce¬ 
des Benz, Coca Cola oder die x-te Ho¬ 
telkette wachsen, könnten auch güns¬ 
tige Wohnungen gebaut werden, doch 
das passiert nicht“, erklärte die Initia¬ 
tive „Mediaspree versenken“ vier Jah¬ 
re nach dem erfolgreichen Bürgerent¬ 


scheid. „Leider müssen wir aufgrund 
der Erfahrung der letzten Jahre erken¬ 
nen, dass der Bezirk seine eigene, von 
den Bürgern nicht gewollte Variante 
durchzusetzen versucht.“ 

Mietenstopp jetzt 

Doch der Widerstand geht weiter. Zu 
offensichtlich sind die Folgen für die 
Anwohner, vor allem die Verdrängung 
durch ständig steigende Mieten. Und die 
sind nicht nur ein Problem am Spree¬ 
ufer, sondern im gesamten Bereich in¬ 
nerhalb des Berliner-S-Bahn-Rings. 
Deshalb sollte die Demonstration am 
Samstag die zahlreichen Mieterinintia- 


tiven und Hausgemeinschaften, die zur 
Zeit entstehen, mobilisieren. Das Motto 
„Berlin ist keine Ware! Gemeinsam ge¬ 
gen Ausverkauf und Verdrängung! “ eint 
die vorwiegend türkischen Sozialmieter 
des Südblocks am Kottbusser Tor, die 
dort seit nunmehr acht Wochen Tag und 
Nacht ihr Protestcamp aufrecht erhal¬ 
ten mit den Seniorinnen und Senioren 
der „Stillen Straße 10“ in Pankow, die 
vor 14 Tagen ihre Begegnungsstätte, die 
dicht gemacht werden soll, besetzt ha¬ 
ben. Es verbindet die Unterstützer der 
Rollstuhlfahrerin Nuriye Cengiz, die in 
Neukölln durch eine Zwangsräumung 
bedroht ist mit den Mieterinnen und 
Mietern der naheliegenden Weichsel¬ 
straße, die die Kosten für die energe¬ 
tische Sanierung nicht zahlen können 
und wollen. Es eint die Bewohner der 
Wilhelmstraße, deren sanierte Wohn- 
blöcke in Berlins Mitte für Luxusbau¬ 
ten abgerissen werden sollen mit den 
Taekker-Mietern, die sich gegen den 
Umbau ihrer Wohnungen in Eigentum 
wehren. 

Berlin wehrt sich an vielen Ecken gegen 
die Mietpreistreiber. Gemessen daran 
war die Beteiligung an der Demonst¬ 
ration am Samstag für viele nicht aus¬ 
reichend. Aber der Widerstand nimmt 
Fahrt auf, vernetzt sich, findet neue For¬ 
men. Insbesondere die wöchentlich grö¬ 
ßer werdenden Lärmdemos am Kreuz¬ 
berger Kotti sind Ausdruck davon. Am 
Samstag um 16.00 Uhr ist es wieder so¬ 
weit. 

Wera Richter/http://mietenstopp. 
blogsport.de 


Wir lassen uns keinen Maulkorb umhängen 

37. „Wisefest“ der „Zeitung vum Letzebuerger Vollek“ 


Dass man mit den Kommunisten nicht 
nur gegen Sozialabbau, Index- und 
Rentenklau kämpfen, sondern auch fei¬ 
ern kann, erlebten am vorletzten Wo¬ 
chenende hunderte Besucher des tradi¬ 
tionellen Volksfestes der „Zeitung vum 
Letzebuerger Vollek“ im Park Backes 
in Sanem. Dafür sorgten die solidari¬ 
sche Atmosphäre, das kulinarische An¬ 
gebot und das kulturelle Programm, das 
am Samstagnachmittag mit einem Kon¬ 
zert der „Big Band 2001“ des OGBL 
eröffnet wurde und am Sonntagabend 
mit dem Auftritt des griechischen Ju¬ 
gendblasorchesters „Ampelokipi“ ab¬ 
geschlossen wurde. Kulturelle Höhe¬ 
punkte waren weiter die sportlichen 
Einlagen des Taekwondo Club Esch, 
das „Concert-Aperitif“ der „Biergar- 
bechtermusek“ und die Jam Session am 
Samstagabend. 

Der internationalistische Charakter 
des Festes beschränkte sich nicht auf 
die Auftritte des deutschen Chanson¬ 
niers Ernesto Schwarz und einer bosni¬ 
schen Tanzgruppe, sondern fand seinen 
Ausdruck in der Präsenz von Delega¬ 
tionen und Informationsständen von 
mit der KPL befreundeten kommunis¬ 
tischen Parteien, der Partei der Arbeit 
Belgiens, der Neuen Kommunistischen 
Partei der Niederlande und der portu¬ 
giesischen und spanischen Kommu¬ 
nisten aus Luxemburg. Die Deutsche 
Kommunistische Partei war vertreten 
durch das Sekretariatsmitglied Volker 
Metzroth, Marcel de Jong von der In¬ 
ternationalen Kommission und Ge¬ 


nossinnen und Genossen aus Hessen, 
Rheinland-Pfalz und dem Saarland. 
Politischer Höhepunkt des Festes war 
der Empfang aus Anlass des 75. Jahres¬ 
tags des Referendums über das „Maul¬ 
korbgesetz“ vom 6. Juni 1937. 

Bereits vor dem Referendum hatte die 
Abgeordnetenkammer das Gesetz, das 
mit den Worten „Die kommunistische 
Partei ist aufgelöst...“ begann, mit 34 
gegen 19 Stimmen verabschiedet, be¬ 
vor eine knappe Mehrheit der Luxem¬ 
burger sich am 6. Juni gegen das Ver¬ 
bot der KPL aussprach und der kle¬ 
rikale Premierminister Joseph Bech 
den Rücktritt der Regierung erklären 
musste. 

In seiner Ansprache erinnerte KPL- 
Präsident Ali Ruckert daran, dass das 
Maulkorbgesetz schlussendlich zu Fall 
gebracht werden konnte, weil in den 
Monaten vor dem Referendum alle lin¬ 
ken Parteien und Gewerkschaften, die 
Freidenker und Teile der Liberalen da¬ 
gegen mobilisiert hatten. Zuvor hatte 
die sozialistische Partei allerdings den 
Vorschlag der KPL, gemeinsam gegen 
das Maulkorbgesetz vorzugehen, ein¬ 
fach ignoriert. 

Der KPL-Präsident erinnerte auch an 
die Provokationen gegen die KPL, an¬ 
gefangen bei der Lüge der Regierung, 
es sei ein geheimes Waffenlager der 
KPL mit 400 Pistolen entdeckt worden, 
bis hin zu nächtlichen Schmierereien 
von Hammer und Sichel an der Kathe¬ 
drale durch klerikale Jugendliche. 



Auch wenn er heute in Luxemburg 
nicht mehr so aggressiv auftrete wie 
vor Jahrzehnten, so sei der Antikom¬ 
munismus jedoch omnipräsent in den 
gesellschaftlichen Strukturen, in den 
Schulbüchern und Medien. Er diene 
den Herrschenden immer noch als Mit¬ 
tel, um die Schaffenden davon abzuhal¬ 
ten, sich angesichts des zunehmenden 
Sozialabbaus, der militärischen Aufrüs¬ 
tung, der Einschränkung der Demokra¬ 
tie und der Abschaffung der Souverä¬ 
nität des Landes durch die EU, mit den 
Ideen und antikapitalistischen Alterna¬ 
tiven der Kommunisten auseinander¬ 
zusetzen. 

„Wir lassen uns keinen Maulkorb um¬ 
hängen! Für uns bleibt der 6. Juni 1937 
Vermächtnis und Verpflichtung zu 
gleich, unseren Kampf für demokrati¬ 
sche Freiheiten, soziale Gerechtigkeit, 
Frieden und Sozialismus fortzusetzen“, 
so der KPL-Präsident abschließend. 

Gegen die Kriminalisierung 
der kommunistischen 
Ideologie und das Verbot von 
kommunistischen Parteien 

Herwig Le rouge von der Partei der Ar¬ 
beit Belgiens (PTB) ging in seiner An¬ 
sprache darauf ein, dass die EU sich als 
Leuchtturm der Demokratie ausgibt, in 
Wirklichkeit aber versucht, die Rech¬ 
te der Schaffenden und die Demokra¬ 
tie zunehmend einzuschränken. Ganze 
Länder und Völker werden ihrer Sou¬ 
veränität beraubt und von den suprana¬ 
tionalen Institutionen, die im Interesse 
des Groß- und Finanzkapitals arbeiten, 
an die Kandare gelegt. 

Mit dem stillschweigenden Einver¬ 
ständnis der gleichen Kräfte seien kom¬ 
munistische Symbole und Parteien in 
mehreren EU-Ländern, Litauen, Lett¬ 
land, Polen und Ungarn verboten wor¬ 
den oder von Verboten bedroht. 

In Lettland und Ungarn würden sogar 
Denkmäler für SS-Mörder und faschis¬ 
tische Bandenchefs errichtet, während 
frühere kommunistische Partisanen, 
die gegen die Nazi-Besatzer kämpften, 
mit Gefängnisstrafen und Aberken¬ 
nung der Rente bedroht würden. 

Er rief dazu auf, sich gemeinsam gegen 
die Kriminalisierung der kommunisti¬ 
schen Ideologie und des politischen 
Kampfes kommunistischer Parteien 
zur Wehr zu setzen Nik. 

(www.kp-l.org, redaktionell ergänzt von UZ) 


„Das kapitalistische Europa 
ist gegen uns“ 

Europa-Camp der europäischen Linken der Regionen 


Im Ständigen Forum der europäischen 
Linken der Regionen (SFEL-R) sind 
vor allem Bezirks- und Kreisorganisa¬ 
tionen von Parteien der Europäischen 
Linkspartei (EL) als Netzwerk zusam¬ 
mengeschlossen, die sich entlang der 
Grenzen Deutschlands, Tschechiens, 
der Slowakei und Polens gegenüber¬ 
liegen. Sie organisieren unter anderem 
gemeinsame Treffen und Aktionen wie 
die Teilnahme an der LL-Demo in Ber¬ 
lin, Antifa Demos in Dresden, Oster¬ 
marsch in Ansbach Treffen und Mee¬ 
tings in Tschechien zu verschiedenen 
Anlässen. 

Das zentrale Treffen ist das jährlich 
stattfindende Europa-Camp. Das Euro¬ 
pa-Camp 2012 fand am 8./9. Juni, dies¬ 
mal in Sebnitz bei Bautzen statt. 
Zunächst gab es die Gelegenheit beim 
„Politbasar“ - Infostände aller teilneh¬ 
menden Parteien - sich gegenseitig 
über die eigene Arbeit zu informieren. 
Anschließend wurden in zwei Foren in¬ 
haltliche Fragen diskutiert. 

Das erste Forum befasste sich mit: 
„Antiziganismus - Romafeindlichkeit 
als Bestandteil rechter Umtriebe“. 

Es wurde festgestellt, dass neofaschis¬ 
tische Umtriebe im Dreiländereck 
Tschechien, Deutschland, Polen zuge¬ 
nommen haben. Deutsche Faschisten 
sind bestrebt, auch in den Nachbarlän¬ 
dern wieder Bodengewinne zu errei¬ 
chen, um auch dort eine dominierende 
Rolle zu übernehmen. Um dieses zu er¬ 
reichen werden von ihnen Aversionen 
der Bevölkerung gegen die Lebensge¬ 
wohnheiten dieser Minderheiten, die 
sich auf Grund der historischen Bedin¬ 
gungen ergaben, schamlos ausgenutzt. 
Sie schließen sich nicht nur „Protest¬ 
aktionen“ ihrer Gesinnungsgenossen in 
den angrenzenden Staaten an, sondern 
organisieren sie auch eigenständig. 
Deutsche Nazis sprachen auf Kundge¬ 
bungen in Tschechien und Tschechi¬ 
sche Nationalisten am 1. Mai in Hof. 
Eine Genossin der KSCM informier¬ 
te in der Diskussion, dass es nach der 
erfolgreichen Abwehr der geplanten 
US-Radaranlagen in Tschechien nun 
neue Pläne diskutiert werden, einen 
US -Stützpunkt zu installieren. Beim 
Ostermarsch in Ansbach, an dem über 
zwanzig Mitglieder von in der SFEL-R 


organisierten Parteien teilgenommen 
hatten, habe sie erkannt, wie unheilvoll 
solche Einrichtungen für die Bevölke¬ 
rung sind. Sie meinte: „Wir Linken kön¬ 
nen nur unser Ziel erreichen, wenn wir 
in Europa gemeinsam handeln. Dieses 
kapitalistische Europa ist gegen uns. 
Deshalb müssen wir dagegen kämp¬ 
fen. Gemeinsam!“ 

Das zweite Forum behandelte „Sor¬ 
benfeindlichkeit als Beispiel von un¬ 
gleicher Wertigkeit in der Mitte der 
Gesellschaft.“ 

In der Diskussion ging es dann von der 
Analyse zur Synthese. Was ist zu tun, 
damit linke Politik für alle Bürgerin¬ 
nen und Bürger, also auch für die Min¬ 
derheiten unter ihnen wirksam ge¬ 
macht werden kann? Wissenschaftler 
und die Funktionäre der linken Partei¬ 
en, waren sich einig darüber, dass als 
erstes die ökonomische Situation der 
Minderheiten verbessert werden muss. 
Nur dadurch erhalten sie die Möglich¬ 
keit Bildungseinrichtungen zu besu¬ 
chen, um sich gleiche Qualifikationen 
zu erarbeiten, die ihnen eine Berufstä¬ 
tigkeit ermöglichen, mit denen sie sich 
ein gleichberechtigtes Leben organisie¬ 
ren können. Hier konnten die Vertreter 
aus Jicin und Rumburg Erfolge vermel¬ 
den. Sie hatten auf parlamentarischer 
Ebene durchgesetzt, dass ein Entwick¬ 
lungsprogramm von ihren Regional¬ 
regierungen realisiert wurde, dass als 
erster Schritt zur Lösung des Problems 
angesehen werden kann. Eine ständige 
Begleitung dieses Prozesses wurde von 
den Teilnehmern festgelegt. 

Weiterhin wurde festgestellt, dass die 
gleiche Problematik auf Menschen mit 
Migrationshintergrund in den deut¬ 
schen Großstädten zutrifft. Die zweite 
Generation beherrscht weder die Mut¬ 
tersprache noch die deutsche gut. Tür¬ 
kische Kurden können oftmals kaum 
Kurdisch und bilden innerhalb der Tür¬ 
ken eine eigene Gruppe. 

Am nächsten Tag fuhren wir gemein¬ 
sam nach Lidice und nahmen an der 
Gedenkfeier der KSCM teil. An diesem 
Tag vor 70 Jahren zerstörten faschisti¬ 
sche Wehrmachtshorden das Dorf Lidi¬ 
ce. Für die DKP-Nordbayern legten wir 
ein Blumengebinde nieder. 

Brand/Ballin 




